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Gesetzentwurf

der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Sicherheitsuberpriiffungsgesetzes
und zur Anderung beamtenrechtlicher Vorschriften

A. Problem und Ziel

Das Sicherheitsiiberpriifungsgesetz des Bundes (SUG) regelt die Voraussetzun-
gen und das Verfahren von Sicherheitsiiberpriifungen von Personen mit sicher-
heitsempfindlichen Titigkeiten. Mit dem Ersten Gesetz zur Anderung des Sicher-
heitsiiberpriifungsgesetzes vom 16. Juni 2017 (BGBI. I S. 1634) wurden im SUG
die Funktionen des Geheim- sowie des Sabotageschutzbeauftragten in 6ffentli-
chen Stellen im Gesetz verankert, Grundsatze zum Schutz von Verschlusssachen
(VS) definiert und die Mitwirkung des Bundesamtes fiir Sicherheit in der Infor-
mationstechnik (BSI) beim materiellen Geheimschutz bestimmt. Das Verfahren
und die Transparenz bei der Sicherheitsiiberpriifung wurden durch verschiedene
EinzelmaBinahmen vereinfacht und effektiver gestaltet.

Im Rahmen der Evaluation des Ersten Gesetzes zur Anderung des SUG wurde
punktueller Verbesserungsbedarf festgestellt (siche www.bmi.bund.de/Shared-
Docs/evaluierung-von-gesetzen/evaluierung-SUEG-novelle.html). Anpassungs-
bedarf ergibt sich zudem aus der verschirften Sicherheitslage, infolge derer die
Gefahr von Ausspiahung und Sabotage 6ffentlicher Stellen und in deren Auftrag
handelnder nichtoffentlicher Stellen stark gewachsen ist.

Da das Belegvolumen in der Beihilfebearbeitung massiv angestiegen ist, sind zur
Stabilisierung der Beihilfeabrechnung in den Festsetzungsstellen des Bundes im
Bundesbeamtengesetz (BBG) gesetzliche Regelungen zu einer befristeten Fiktion
mit einem Rahmen fiir die Hochstdauer der Bearbeitungsdauer zwingend notwen-
dig.

B. Lésung; Nutzen

Mit dem Gesetzentwurf werden die im Rahmen der Evaluation des Ersten Geset-
zes zur Anderung des SUG festgestellten punktuellen Verbesserungsbedarfe auf-
gegriffen. Zudem werden das Verfahren der Sicherheitsiiberpriifungen sowie die
Rahmenbedingungen des vorbeugenden personellen Sabotageschutzes an die ver-
schirfte Sicherheitslage angepasst. AuBerdem werden die gesetzlichen Voraus-
setzungen zur Modernisierung und Digitalisierung von Sicherheitsiiberpriifungs-
verfahren geschaffen. Um iiberméfigen und unwirtschaftlichen manuellen Priif-
aufwand in der Beihilfebearbeitung und damit unzumutbare Bearbeitungszeiten
zu vermeiden, ist die Umsetzung der Einfithrung des § 80a BBG erforderlich.
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C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Durch die Anderungen des Sicherheitsiiberpriifungsgesetzes des Bundes entste-
hen bei den mitwirkenden Stellen Mehraufwinde durch erhohte Priif- und Bear-
beitungsaufwinde, vor allem im Bereich Internetrecherchen und Sabotageschutz.

Durch die Anderungen des Sicherheitsiiberpriifungsgesetzes des Bundes entste-
hen bei dem BfV, dem BND, dem BAMAD sowie dem BMWE und dem BSI
Mehraufwinde durch erhdhte Priif- und Bearbeitungsaufwinde in Hohe von jéhr-
lich bis zu 22,565 Mio. Euro.

Die entstehenden Mehrbedarfe an Sach- und Personalmitteln sowie Planstellen
und Stellen sindhinsichtlich aller betroffenen Behorden Gegenstand der Haus-
haltsaufstellungsverfahren 2026 ff.. Dies gilt auch, soweit unter E.3 dargestellter
Erfiillungsaufwand haushaltswirksam wird.

In Abhéingigkeit von der tatsdchlichen Inanspruchnahme der jeweiligen Regelung
in § 80a BBG konnen zusétzliche Ausgaben nicht ausgeschlossen werden. Diese
konnen nicht konkret beziffert werden. Sollte die Fiktionsregelung zur Anwen-
dung kommen, wird davon ausgegangen, dass die Mehrausgaben maximal 0,57
Prozent, mit rund 1 900 000 Euro eher 0,1 Prozent, der jahrlichen Gesamtbeihil-
feausgaben betragen werden. Entstehende Mehrbedarfe, auch soweit unter E.3
dargestellter Erflillungsaufwand haushaltswirksam wird, werden in den jeweili-
gen Einzelpldnen ausgeglichen.

E. Erfillungsaufwand

E.1 Erflllungsaufwand fir Blrgerinnen und Blirger

Fiir Biirgerinnen und Biirger wird jéhrlich ein Erfiillungsaufwand von 20 908
Stunden anfallen. Fiir das Erfordernis eines aktuellen Lichtbildes fiir die mitbe-
troffene Person entstehen Kosten in Hohe von jeweils rund 20 Euro, falls die zu-
standige Stelle die Kosten nicht erstattet. Jahrlich fallen dadurch Kosten in Hohe
von gesamt bis zu 10 200 Euro an.

E.2 Erflllungsaufwand fir die Wirtschaft
Der jéhrliche Erfiillungsaufwand fiir die Wirtschaft betrdgt 145 300 Euro.

E.3 Erflllungsaufwand der Verwaltung

Fiir den Bund entsteht im Bereich der mitwirkenden Behdrde und der zustindigen
Stellen kein einmaliger Erfiillungsaufwand.

Die Neuregelungen fiihren in einem von der Nutzung von (Ermessens-)Spielriu-
men abhdngenden Ausmal zu erwartbar erhohten Priif- und Bearbeitungsaufwin-
den und bediirfen daher einer korrespondierenden personellen Aufstockung im
jeweils zustindigen Fachbereich.
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Durch die Anderungen des Sicherheitsiiberpriifungsgesetzes des Bundes entste-
hen bei dem BfV, dem BND, dem BAMAD sowie dem BMWE und dem BSI
jahrliche Mehraufwénde durch erhohte Priif- und Bearbeitungsaufwénde in Hohe
von bis zu 22,6 Mio. Euro.

Durch die Einfiihrung des § 80a BBG entsteht einmaliger Erflillungsaufwand
durch die Anpassung der jeweiligen IT-Anwendung in Héhe von ca. 100 000
Euro. Andererseits wird der Aufbau zusétzlicher Bearbeitungskapazitéiten vermie-
den, die ohne die Regelung fiir eine fiirsorgerechtskonforme Bearbeitung notwen-
dig sind. AuBlerdem kann sich der Erfiillungsaufwand fiir die Festsetzungsstellen
in Abhéngigkeit von der Notwendigkeit eines Riickgriffs auf die Fiktionsregelung
und in Anwendung der risikoorientierten Bearbeitung mit angemessener manuel-
ler Priifdichte mittelfristig dariiber hinaus in erheblichem MaB verringern, auch
durch Vermeidung des mit iiberlangen Verfahrensdauern verbundenen erhdhten
Beschwerde- und Klageaufkommens. Der Umfang ldsst sich nicht beziffern. Zu-
nichst steht die Stabilisierung der Bearbeitung im Vordergrund.

Fiir Lander und Kommunen fallt kein Erfiillungsaufwand an.

F. Weitere Kosten

Sonstige Kosten fiir die Wirtschaft und fiir soziale Sicherungssysteme werden
nicht erwartet. Auswirkungen auf Einzelpreise und das allgemeine Preisniveau,
insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind ebenfalls nicht zu erwarten.
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND
DER BUNDESKANZLER

Berlin, 1. Oktober 2025

An die

Prasidentin des
Deutschen Bundestages
Frau Julia Kléckner
Platz der Republik 1
11011 Berlin

Sehr geehrte Frau Bundestagsprasidentin,

hiermit Ubersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen
Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des
Sicherheitstiberpriifungsgesetzes und zur Anderung beamtenrechtlicher
Vorschriften

mit Begrundung und Vorblatt (Anlage 1).

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizufihren.

Federfihrend ist das Bundesministerium des Innern.

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemafR § 6 Absatz 1
NKRG ist als Anlage 2 beigefiigt.

Der Bundesrat hat in seiner 1057. Sitzung am 26. September 2025 gemal}
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf

wie aus Anlage 3 ersichtlich Stellung zu nehmen.

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates

ist in der als Anlage 4 beigefligten GegenaulRerung dargelegt.

Mit freundlichen GriiRen

Friedrich Merz
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Anlage 1

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Sicherheitsuberpriifungsgesetzes

und zur Anderung beamtenrechtlicher Vorschriften

Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Sicherheitsiiberpriifungsgesetzes

Das Sicherheitsiiberpriifungsgesetz vom 20. April 1994 (BGBI. I S. 867), das zuletzt durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 413) geéndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. Die Inhaltsiibersicht wird wie folgt geédndert:

a)

b)

g)

h)

k),

k)

Die Angabe zu § 4 wird durch die folgende Angabe ersetzt:

,»§ 4 Allgemeine Grundsétze zum Schutz von Verschlusssachen, Mitwirkung beim materiellen Geheim-
schutz®.

Die Angabe zu § 6 wird durch die folgende Angabe ersetzt:

,»§ 6 Rechte der an der Sicherheitsiiberpriifung beteiligten Personen®.
Die Angabe zu § 14 wird durch die folgende Angabe ersetzt:

,»9 14 Abschluss der Sicherheitsiiberpriifung®.

Nach § 15a wird die folgende Angabe eingefiigt:

,»3 15b Durchgéngige Anzeigepflicht™.

Die Angabe zu § 20 wird durch die folgende Angabe ersetzt:

,»§ 20 Verarbeitung personenbezogener Daten in Dateisystemen.
Nach § 25 wird die folgende Angabe eingefiigt:

,»,3 25a Meldung von sicherheitsempfindlichen Stellen in lebens- oder verteidigungswichtigen Einrich-
tungen®.

Nach § 27 wird die folgende Angabe eingefiigt:

,»,§ 27a Einsatz an sicherheitsempfindlicher Stelle®.

Die Angabe zu § 30 wird durch die folgende Angabe ersetzt:
,»8 30 Sicherheitsakte der nichtoffentlichen Stelle®.

Die Angabe zu § 31 wird durch die folgende Angabe ersetzt:
,»9 31 Datenverarbeitung in Dateisystemen*.

Die Angabe zu § 38 wird durch die folgende Angabe ersetzt:
.3 38 BuBigeldvorschriften.

Die Angabe zu § 39 wird durch die folgende Angabe ersetzt:
,,§ 39 Ubergangsvorschrift.
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2. § 1 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa) In den Nummern 1 und 2 wird jeweils die Angabe ,,VerschluBsachen* durch die Angabe ,,Ver-
schlusssachen® ersetzt.

bb) Nummer 3 wird durch die folgenden Nummern 3 und 4 ersetzt:

»3. in einer Behorde oder einer sonstigen 6ffentlichen Stelle des Bundes oder in einem Teil von
ihr titig ist, die auf Grund des Umfanges und der Bedeutung dort anfallender Verschlusssa-
chen von der jeweils zustdndigen obersten Bundesbehdrde im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium des Innern als Nationale Sicherheitsbehorde zum VS-Sicherheitsbereich mit
dem Erfordernis der Sicherheitsiiberpriifung nach den §§ 8 oder 9 erklart worden ist,

4. in einer 6ffentlichen Stelle, der Aufgaben der Bearbeitung von Personalangelegenheiten von
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern eines Nachrichtendienstes des Bundes iibertragen worden
sind, Zugang zu personenbezogenen Daten dieser Personen hat oder sich verschaffen kann,
aus denen Riickschliisse auf die Zugehorigkeit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu ei-
nem Nachrichtendienst des Bundes gezogen werden konnen; dies gilt nicht fiir das Bundes-
ministerium der Verteidigung,*

cc) Die bisherige Nummer 4 wird zu Nummer 5.
Absatz 3 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,»Verpflichten sich Stellen der Bundesrepublik Deutschland gegeniiber Stellen anderer Staaten durch
Ubereinkiinfte, bei Personen, die Zugang zu Verschlusssachen auslindischer Staaten haben oder sich
verschaffen kdnnen, zuvor Sicherheitsiiberpriifungen nach deutschem Recht durchzufiihren, ist in die-
sen Ubereinkiinften festzulegen, welche Geheimhaltungsgrade des Vertragspartners Geheimhaltungs-
graden nach diesem Gesetz vergleichbar sind.*

Absatz 4 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,,Ziel des vorbeugenden personellen Sabotageschutzes ist es, den Schutz der in Absatz 5 Satz 1 und 2
genannten Einrichtungen sicherzustellen.*

3. § 2 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

In Absatz 2 Satz 1 wird in der Angabe vor Nummer 1 die Angabe ,,Nummer 1 oder Nummer 2 gestri-
chen.

In Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 wird die Angabe ,,§ 1 Abs. 2 Nr. 2* durch die Angabe ,,§ 1 Absatz 2
Nummer 2 ersetzt.

4. § 3 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

d)

In Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wird die Angabe ,,Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat*
durch die Angabe ,,Bundesministerium des Innern® ersetzt.

Absatz 1a wird durch den folgenden Absatz 1a ersetzt:

»(1a) In der zustdndigen Stelle sind die Aufgaben der die Sicherheitsakten fithrenden Stelle von
einer von der Personalverwaltung, der oder dem Beauftragten fiir den Datenschutz und der Ansprech-
person fiir Korruptionspriavention getrennten Organisationseinheit wahrzunehmen. Personen, die an
Personalmafinahmen beteiligt sind, diirfen nicht in dieser Stelle titig sein.

In Absatz 2 wird die Angabe ,,Artikel 59 Abs. 2* durch die Angabe ,,Artikel 59 Absatz 2 ersetzt.
Absatz 3 wird durch den folgenden Absatz 3 ersetzt:

»(3) Der Bundesnachrichtendienst, das Bundesamt fiir Verfassungsschutz und der Militdrische
Abschirmdienst sind jeweils zugleich zustindige Stelle fiir die Sicherheitsiiberpriifung und mitwirkende
Behorde fiir
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1. Bewerberinnen und Bewerber bei dem jeweiligen Nachrichtendienst sowie fiir Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter des jeweiligen Nachrichtendienstes und

2. andere betroffene Personen, wenn diese mit einer sicherheitsempfindlichen Tétigkeit nach § 1 Ab-
satz 2 bei dem oder fiir den jeweiligen Nachrichtendienst betraut werden sollen.

Sie wenden hierbei die Vorschriften dieses Gesetzes an. Satz 1 Nummer 2 gilt nicht, sofern der Bun-
desnachrichtendienst, das Bundesamt fiir Verfassungsschutz oder der Militdrische Abschirmdienst ihre
jeweils alleinige Zustdndigkeit nach Art oder Dauer der sicherheitsempfindlichen Tatigkeit fiir entbehr-
lich halten. Die Geheimschutzbeauftragten des Bundesnachrichtendienstes, des Bundesamtes fiir Ver-
fassungsschutz und des Militdrischen Abschirmdienstes konnen Personen nach Satz 1 Nummer 2 den
Personen nach Satz 1 Nummer 1 gleichstellen, wenn dies nach Art oder Dauer der sicherheitsempfind-
lichen Tétigkeit der Personen nach Satz 1 Nummer 2 sachlich erforderlich erscheint.*

5. § 4 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

d)

Die Uberschrift wird durch die folgende Uberschrift ersetzt:

»§ 4

Allgemeine Grundsétze zum Schutz von Verschlusssachen, Mitwirkung beim materiellen Geheim-
schutz®.

Absatz 5 Satz 3 wird gestrichen.
Nach Absatz 5 wird der folgende Absatz 6 eingefligt:

»(0) Bei der Betreuung im materiellen Geheimschutz wirken mit:
1. das Bundesamt fiir Sicherheit in der Informationstechnik

a) bei nichtoffentlichen Stellen mit mehrheitlicher Bundesbeteiligung, die Aufgaben der 6ffent-
lichen Verwaltung des Bundes wahrnehmen, sowie

b) auf Ersuchen

aa) der zustindigen Behorde fiir die nichtdffentlichen Stellen, soweit es sich nicht um nicht-
offentliche Stellen nach Buchstabe a oder Nummer 2 Buchstabe a handelt,

bb) des Bundesnachrichtendienstes oder
cc) des Bundesamtes fiir Verfassungsschutz,
2. die Deutsche militérische Security Accreditation Authority

a) bei nichtoffentlichen Stellen mit mehrheitlicher Bundesbeteiligung, die Aufgaben der Bun-
deswehrverwaltung wahrnehmen, oder

b) bei dem Militdrischen Abschirmdienst.*
Der bisherige Absatz 6 wird zu Absatz 7.

6. § 5 Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Satz 1 Nummer 2 Buchstabe ¢ wird durch den folgenden Buchstaben ¢ ersetzt:

,»C)  von Personenzusammenschliissen oder, unter den Voraussetzungen des § 4 Absatz 1 Satz 3 und
4 des Bundesverfassungsschutzgesetzes, von Einzelpersonen, die Bestrebungen im Sinne des § 3
Absatz 1 des Bundesverfassungsschutzgesetzes verfolgen,*.

In Satz 2 wird die Angabe ,mitbetroffene Person* durch die Angabe ,,Ehegattin, den Ehegatten, die
Lebenspartnerin, den Lebenspartner, die Lebensgefahrtin oder den Lebensgefahrten™ ersetzt.
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7. § 6 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Die Uberschrift wird durch die folgende Uberschrift ersetzt:

»$ 6
Rechte der an der Sicherheitsiiberpriifung beteiligten Personen®.
Absatz 1 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Vor der Feststellung eines Sicherheitsrisikos ist der betroffenen Person Gelegenheit zu geben, sich
personlich zu den fiir die Entscheidung erheblichen Tatsachen zu &uflern, soweit dem nicht schutzwiir-
dige Interessen der Personen, die die Anhdrung durchfiihren, entgegenstehen; in diesem Fall kann die
Anhorung auch ausschlieBlich schriftlich erfolgen.

Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) Liegen im Hinblick auf die Ehegattin, den Ehegatten, die Lebenspartnerin, den Lebens-
partner, die Lebensgefahrtin oder den Lebensgefahrten tatsdchliche Anhaltspunkte im Sinne des § 5
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 vor, ist ihr oder ihm Gelegenheit zu geben, sich vor der Feststellung
eines Sicherheitsrisikos personlich zu den fiir die Entscheidung erheblichen Tatsachen zu duflern. Ab-
satz 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.*

8. § 8 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,,Verschluflsachen® durch die Angabe ,,Verschlusssachen* ersetzt.
bb) Nummer 2 wird durch die folgende Nummer 2 ersetzt:

»2. Tétigkeiten in einem Bereich, der nach § 1 Absatz 2 Nummer 3 zum VS-Sicherheitsbereich
mit dem Erfordernis der Sicherheitsiiberpriifung nach § 8 erklart worden ist, oder Téatigkei-
ten geméal § 1 Absatz 2 Nummer 4 wahrnehmen sollen.*

In Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe d wird die Angabe ,,Bundesministerium des Innern, fiir Bau
und Heimat“ durch die Angabe ,,Bundesministerium des Innern  ersetzt.

9.  §9 wird wie folgt geéndert

a)

b)

Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In den Nummern 1 und 2 wird jeweils die Angabe ,,Verschlufisachen* durch die Angabe ,,Ver-
schlusssachen® ersetzt.

bb) Nach Nummer 3 wird die folgende Nummer 4 eingefiigt:

4. Tétigkeiten in einem Bereich, der nach § 1 Absatz 2 Nummer 3 zum VS-Sicherheitsbereich
mit dem Erfordernis der Sicherheitsiiberpriifung nach § 9 erklart worden ist, oder Téatigkei-
ten geméal § 1 Absatz 2 Nummer 4 wahrnehmen sollen,*

cc) Inder Angabe nach der neuen Nummer 4 wird die Angabe ,,Nummern 1 und 2 durch die Angabe
,Nummern 1, 2 und 4° ersetzt.

Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:
»(2) Die Sicherheitsiiberpriifung kann unterbleiben, wenn
1. inden Fillen von Absatz 1 Nummer 3

a) eine Person mit einer unaufschiebbaren sicherheitsempfindlichen Tatigkeit betraut werden
soll, fiir die keine iiberpriiften Personen zur Verfiigung stehen, oder

b) eine Person nur kurzzeitig, hochstens acht Wochen, eine sicherheitsempfindliche Tétigkeit
ausiiben soll,
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2. in den Féllen von Absatz 1 Nummer 4, Art oder Dauer der Tétigkeit dies zulassen,

und die nicht iiberpriifte Person durch eine liberpriifte Person stindig begleitet wird.*

10. § 10 wird durch den folgenden § 10 ersetzt:

11.
12.

»$ 10
Erweiterte Sicherheitsiiberpriifung mit Sicherheitsermittlungen
Eine erweiterte Sicherheitsiiberpriifung mit Sicherheitsermittlungen ist fiir Personen durchzufiihren,

die Zugang zu STRENG GEHEIM eingestuften Verschlusssachen erhalten sollen oder ihn sich ver-
schaffen konnen,

die Zugang zu einer hohen Anzahl GEHEIM eingestuften Verschlusssachen erhalten sollen oder ihn
sich verschaffen konnen,

die eine Tatigkeit bei einem oder fiir einen Nachrichtendienst oder bei einer oder fiir eine Behdrde oder
bei einer oder fiir eine sonstige 6ffentliche Stelle des Bundes ausiiben sollen, die nach Feststellung der
Bundesregierung gemil § 34 Aufgaben von vergleichbarer Sicherheitsempfindlichkeit wahrnimmt,

soweit nicht die zusténdige Stelle im Einzelfall nach Art und Dauer der Tétigkeit, bei Personen im Sinne

von § 3 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 nach Art oder Dauer der Tatigkeit, eine Sicherheitsiiberpriifung nach § 8
oder § 9 fiir ausreichend halt.”

In § 11 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe ,,nicht-6ffentlichen” durch die Angabe ,,nichtoffentlichen ersetzt.

§ 12 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

c)

d)

Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) In Nummer 4 wird die Angabe ,,Jahren.” Durch die Angabe ,,Jahren,* ersetzt.
bb) Nach Nummer 4 werden die folgenden Nummern 5 und 6 eingefiigt:

»d. Recherchen auf allen offentlich zuganglichen Internetplattformen einschlieBlich sozialer
Netzwerke in erforderlichem Malfe,

6. moglichst automatisierter Abruf der in § 34 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 10 und 12 sowie
Satz 2 Nummer 1 des Bundesmeldegesetzes bezeichneten Meldedaten, soweit erforderlich.*

Absatz 1a Satz 5 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,»Wird eine Anfrage aus den in Satz 3 genannten Griinden nicht durchgefiihrt, wird eine Anfrage nicht
beantwortet oder kann mit einer Antwort nicht innerhalb einer angemessenen Frist gerechnet werden,
so ist Absatz 5 entsprechend anzuwenden.*

Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,,von der betroffenen Person in ihrer Sicherheitserkldrung angegebene
durch die Angabe ,,mindestens eine der von der betroffenen Person in ihrer Sicherheitserklarung
angegebenen* ersetzt.

bb) Satz 3 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Diein § 3 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 2 genannten Personen kdnnen auch selbst befragt wer-
den.”

Absatz 3a wird gestrichen.

Absatz 4 wird wie folgt gedndert:
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aa) In Satz 1 wird die Angabe ,,bei dem Bundesbeauftragten fiir die Unterlagen des Staatssicherheits-
dienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik® durch die Angabe ,,beim Stasi-
Unterlagen-Archiv* ersetzt.

bb) Satz 4 wird gestrichen.

13. § 13 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

d)

Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aaa) In Nummer 1 wird die Angabe ,,Vornamen, auch frithere* durch die Angabe ,,Vor-
namen, auch frithere, akademischer Grad* ersetzt.

bbb)  In Nummer 5 wird nach der Angabe ,,Inland* die Angabe ,,mindestens* eingefiigt.

cce) In Nummer 8 wird die Angabe ,,Erreichbarkeit” durch die Angabe ,,Erreichbarkei-
ten‘ ersetzt.

ddd) In Nummer 9 wird die Angabe ,,18 durch die Angabe ,,14* ersetzt.

eee)  In Nummer 11 wird die Angabe ,,Wehr- oder Zivildienstzeiten* durch die Angabe
»Wehr-, Zivil- oder Bundesfreiwilligendienstzeiten ersetzt.

ftf) In Nummer 14 wird die Angabe ,,die auf einen Anbahnungs- und Werbungsversuch
hindeuten kdnnen* gestrichen.

ggg)  Nach Nummer 14 wird die folgende Nummer 14a eingefligt:
,»14a. Beziehungen zu kriminellen oder terroristischen Vereinigungen,*.
hhh)  Die Nummern 15 und 16 werden durch die folgenden Nummern 15 und 16 ersetzt:

,»15. Beziehungen zu Personenzusammenschliissen oder, unter der Voraussetzung des
§ 4 Absatz 1 Satz 3 und 4 des Bundesverfassungsschutzgesetzes, Beziehungen zu
Einzelpersonen, die Bestrebungen im Sinne des § 3 Absatz 1 des Bundesverfas-
sungsschutzgesetzes verfolgen,

16. anhdngige Strafverfahren im In- und Ausland einschlielich Ermittlungsverfahren
sowie inldndische Disziplinarverfahren,®.

iii) In Nummer 17 wird die Angabe ,,Bundesministeriums des Innern, fiir Bau und Hei-
mat* durch die Angabe ,,.Bundesministeriums des Innern ersetzt.

)] In Nummer 18 wird die Angabe ,,Erreichbarkeit* durch die Angabe ,,Erreichbar-
keiten* ersetzt.

kkk)  Nummer 20 wird durch die folgende Nummer 20 ersetzt:

,»20 die Adressen eigener Internetseiten und die Mitgliedschaften in sozialen Netzwerken
im Internet einschlielich der Benutzernamen®.

bb) Die Sitze 2 bis 4 werden durch die folgenden Sitze ersetzt:

,,Der Sicherheitserklarung sind jeweils ein aktuelles Lichtbild der betroffenen Person und der mit-
betroffenen Person mit der Angabe des Jahres der jeweiligen Aufnahme beizufiigen. Es konnen
elektronische Lichtbilder verlangt werden. Die Lichtbilder diirfen fiir einen automatisierten Ab-
gleich mit Datenbanken genutzt werden.*

In Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe ,,14 und 15 durch die Angabe “8, 14, 14a, 15 und 17 ersetzt.
Absatz 2a wird gestrichen.

In Absatz 3 wird die Angabe ,,Nummer 5 bis 7, 12, 13, 16, 16a und 17 durch die Angabe ,,Nummer 5
bis 7, 12, 13, 16, 16a und 20% ersetzt.
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14.

15.
16.

In Absatz 4 Satz 1 in der Angabe vor Nummer 1 wird nach der Angabe ,,genannten die Angabe ,,sowie
den diesen gemal § 3 Absatz 3 Satz 4 gleichgestellten eingefiigt.

Absatz 6 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 4 wird die Angabe ,,daB3* durch die Angabe ,,dass* ersetzt.
bb) In Satz 5 wird die Angabe ,,unerldBllich* durch die Angabe ,,unerlésslich“ ersetzt.

§ 14 wird wie folgt gedndert:

a)
b)

©)
d)

In der Uberschrift wird die Angabe ,,Abschlu* durch die Angabe ,,Abschluss* ersetzt.

In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,,daB3 kein Sicherheitsrisiko nach § 5 Abs. 1* durch die Angabe
,.dass kein Sicherheitsrisiko nach § 5 Absatz 1* ersetzt.

In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,,dall* durch die Angabe ,,dass* ersetzt.

Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 4 wird die Angabe ,,§ 6 Abs. 1* durch die Angabe ,,§ 6 Absatz 1 ersetzt.
bb) Nach Satz 4 werden die folgenden Sitze eingefiigt:

,Zur Vermeidung der Feststellung von Sicherheitsrisiken kann die zustindige Stelle Anforderun-
gen festlegen, die zur Aufnahme oder bei Ausiibung der sicherheitsempfindlichen Tatigkeit erfiillt
sein miissen. Weicht die zustindige Stelle vom Votum der mitwirkenden Behorde ab, unterrichtet
die zusténdige Stelle die mitwirkende Behorde unter Darlegung der Griinde. Bei nachgeordneten
Stellen erfolgt die Unterrichtung iiber deren oberste Bundesbehorde. Die mitwirkende Behorde
erfasst diese Abweichungsfille in einem Dateisystem.*

Die Absétze 4 und 5 werden durch die folgenden Absétze 4 und 5 ersetzt:

»(4) Die zustindige Stelle stellt die Sicherheitsiiberpriifung ein, wenn die betroffene Person oder
die mitbetroffene Person

1. der fiir den Abschluss der Sicherheitsiiberpriifung erforderlichen Mitwirkung an der Sicherheits-
iiberpriifung nicht nachkommt oder

2. in Bezug auf den in § 12 Absatz 6 genannten Zeitraum nicht iiberpriifbar ist.

Ohne eine abgeschlossene Sicherheitsiiberpriifung, die zum Ergebnis hat, dass kein Sicherheitsri-
siko vorliegt, darf die betroffene Person nicht mit einer sicherheitsempfindlichen Tatigkeit betraut wer-
den. § 2 Absatz la, § 8 Absatz 2, § 9 Absatz 2 und 3 und § 15 bleiben unberiihrt.

(5) Die zustindige Stelle unterrichtet die betroffene Person iiber das Ergebnis der Sicherheits-
iiberpriifung. Die Unterrichtung unterbleibt fiir Bewerberinnen und Bewerber bei den Nachrichten-
diensten des Bundes sowie fiir Personen im Sinne des § 3 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2.

In § 15 in der Angabe nach Nummer 2 wird die Angabe , tatsdchlichen® gestrichen.

Nach § 15a wird der folgende § 15b eingefiigt:

»$ 15b
Durchgéngige Anzeigepflicht
Die betroffene Person ist verpflichtet, nach Abgabe der Sicherheitserkldrung der zustidndigen Stelle

unverziiglich in Textform anzuzeigen:

1.
2.

alle Kontakte zu ausldandischen Nachrichtendiensten,

Beziehungen zu kriminellen oder terroristischen Vereinigungen und
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17.

18.

19.

20.

21.

3. Beziehungen zu Personenzusammenschliissen oder Einzelpersonen im Sinne von § 13 Absatz 1 Satz 1
Nummer 15.

Dies gilt fiir eigene Kontakte und fiir Kontakte der mitbetroffenen Person.*
§ 16 wird wie folgt gedndert:
a) In der Uberschrift wird die Angabe ,,Abschlu* durch die Angabe ,,Abschluss* ersetzt.
b) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 1 wird die Angabe ,,§ 5 Abs. 1 durch die Angabe ,,§ 5 Absatz 1 ersetzt.
bb) Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:
,Im Ubrigen ist § 14 Absatz 3 und 4 entsprechend anzuwenden.
§ 17 wird wie folgt gedndert:
a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe ,,Satz 3 gestrichen.
b) Nach Absatz 2 wird der folgende Absatz 3 eingefiigt:

»(3) Die zustdndige Stelle kontrolliert die Einhaltung der Fristen gema3 Absatz 1 Satz 1 und Ab-
satz 2 Satz 1 in der Regel mithilfe einer elektronischen Erinnerungsfunktion.*

¢) Der bisherige Absatz 3 wird zu Absatz 4.

§ 18 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,,befalt“ durch die Angabe ,,befasst™ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe ,,§ 23 Abs. 6* durch die Angabe ,,§ 23 Absatz 6 ersetzt.

c) Absatz 5 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 1 wird die Angabe ,,Nummer 3 und 4* durch die Angabe ,,Nummer 2 bis 4 ersetzt.
bb) Die Sétze 2 und 3 werden gestrichen.

d) Absatz 6 wird durch den folgenden Absatz 6 ersetzt:

»(6) Die Sicherheitsakte und die Sicherheitsiiberpriifungsakte diirfen auch in elektronischer Form
gefiihrt werden. § 20 Absatz 1 Satz 1 gilt entsprechend.*

§ 19 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,,§ 22 Abs. 2 Nr. 2* durch die Angabe ,,§ 22 Absatz 2 Nummer 2 er-
setzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe ,,§ 3 Abs. 3 durch die Angabe ,,§ 3 Absatz 3* ersetzt.
b) Nach Absatz 3 wird der folgende Absatz 4 eingefligt:

»(4) Im Falle des Todes einer betroffenen Person sind die Unterlagen iiber die Sicherheitsiiberprii-
fung unverziiglich zu vernichten.*

¢) Der bisherige Absatz 4 wird zu Absatz 5.
§ 20 wird durch den folgenden § 20 ersetzt:
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22.

23.

»§ 20
Verarbeitung personenbezogener Daten in Dateisystemen

(1) Die zusténdige Stelle und die mitwirkende Behorde diirfen personenbezogene Daten in Dateisys-
temen verarbeiten, soweit dies zur Erfiilllung der ihnen nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben erforder-
lich ist. § 19 Absatz 1 gilt entsprechend. Die gemiBl § 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 8 und 20 sowie
Absatz 4 Nummer 1 erhobenen Daten diirfen auch in die nach § 6 Absatz 2 des Bundesverfassungsschutz-
gesetzes zuldssigen Verbunddateien gespeichert werden.

(2) Informationen gemédlB § 18 Absatz 1, 2 und 4 diirfen auch dann gemil Absatz 1 Satz 1 verarbeitet
werden, wenn weitere personenbezogene Daten Dritter enthalten sind. Eine Abfrage personenbezogener Da-
ten ist nur zuldssig fiir die Daten der betroffenen und mitbetroffenen Person. Die eigenstindige Verarbeitung
personenbezogener Daten unbeteiligter Dritter ist unzuldssig.

§ 21 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aaa)  In Nummer 4 wird vor der Angabe ,,Verfolgung*™ die Angabe ,,Verhinderung und*
eingefiigt.

bbb)  In Nummer 5 wird nach der Angabe ,,Untersuchungsausschiisse* die Angabe ,,und
des Parlamentarischen Kontrollgremiums sowie im Geschéftsbereich des Bundes-
ministeriums der Verteidigung fiir Zwecke der oder des Wehrbeauftragten des
Deutschen Bundestages™ eingefiigt.

bb) Die Sétze 4 und 5 werden durch die folgenden Sétze ersetzt:

,,Die zustindige Stelle darf die gespeicherten personenbezogenen Daten dariiber hinaus fiir Zwe-
cke der disziplinarrechtlichen Verfolgung sowie dienst- oder arbeitsrechtlicher Mallnahmen nut-
zen und iibermitteln, wenn dies zu dem mit der Uberpriifung verfolgten Zweck oder zur Verfol-
gung von konkreten Verstoflen gegen die Verpflichtung zur Verfassungstreue erforderlich ist. Die
mitwirkende Behorde darf die gespeicherten personenbezogenen Daten dariiber hinaus im Rahmen
des erforderlichen Umfangs nutzen und tibermitteln zur Aufkléarung

1. von sicherheitsgefihrdenden oder geheimdienstlichen Tétigkeiten fiir eine fremde Macht,

2. von Bestrebungen, die darauf gerichtet sind, Gewalt anzuwenden oder Gewaltanwendung
vorzubereiten, oder

3. sonstiger Bestrebungen von erheblicher Bedeutung.*

b) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,,Dateien* durch die Angabe ,,Dateisystemen ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe ,,§ 20 Abs. 2 Nr. 1 durch die Angabe ,,§ 20 Absatz 1 Satz 2 ersetzt.
¢) In Absatz 5 Satz 2 wird die Angabe ,,nicht-6ffentliche* durch die Angabe ,,nichtéffentliche ersetzt.
§ 22 wird wie folgt gedndert:
a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe ,,dall* durch die Angabe ,,dass* ersetzt.
b) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 in der Angabe vor Nummer 1 wird die Angabe ,,Dateien* durch die Angabe ,,Dateisys-
temen* ersetzt.

bb) Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:
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24.

25.

26.

27.

28.

29.

,.Die mitwirkende Behdrde hat bei allen Uberpriifungsarten in Dateisystemen gespeicherte perso-
nenbezogene Daten iiber sicherheitserhebliche Erkenntnisse und Erkenntnisse, die ein Sicherheits-
risiko begriinden, unverziiglich zu 16schen, wenn die betroffene Person keine sicherheitsempfind-
liche Tatigkeit aufnimmt oder aus ihr ausgeschieden ist.*

cc) In Satz 3 wird die Angabe ,,Dateien” durch die Angabe ,,Dateisystemen* ersetzt.
c) In Absatz 4 wird die Angabe ,,Dateien durch die Angabe ,,Dateisystemen* ersetzt.
§ 23 wird wie folgt gedndert:
a) In Absatz 3 wird in der Angabe nach Nummer 4 die Angabe ,,muB3* durch die Angabe ,,muss* ersetzt.
b) In Absatz 4 Satz 3 wird die Angabe ,,dal}* durch die Angabe ,,dass* ersetzt.
¢) In Absatz 5 Satz 1 wird die Angabe ,,dall* durch die Angabe ,,dass* ersetzt
§ 24 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe ,,§ 1 Absatz 2 Nummer 4° durch die Angabe ,,§ 1 Absatz 2
Nummer 5 ersetzt.

b) In Absatz 2 wird die Angabe ,,§ 1 Absatz 2 Nummer 1 bis 4* durch die Angabe ,,§ 1 Absatz 2 Num-
mer 1 bis 3 und Nummer 5° ersetzt.

§ 25 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

»(1) Zustindige Stelle fiir sicherheitsempfindliche Tatigkeiten nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 bis 3
und Nummer 5 ist das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie, soweit gesetzlich nichts anderes
bestimmt ist oder nicht im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie eine
andere Bundesbehorde die Aufgabe als zustdndige Stelle wahrnimmt.*

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,,§ 1 Abs. 4 durch die Angabe ,,§ 1 Absatz 4 ersetzt.

¢) In Absatz 3 Nummer 3 wird die Angabe ,,§ 1 Absatz 2 Nummer 4 durch die Angabe ,,§ 1 Absatz 2
Nummer 5 ersetzt.

Nach § 25 wird der folgende § 25a eingefiigt:

»$ 25a
Meldung von sicherheitsempfindlichen Stellen in lebens- oder verteidigungswichtigen Einrichtungen

Die Betreiber von lebens- oder verteidigungswichtigen Einrichtungen nach § 1 Absatz 4 Satz 1 in Ver-
bindung mit § 34 Nummer 1 sind verpflichtet, sicherheitsempfindliche Stellen der zustéindigen Stelle unver-
ziiglich, spitestens aber innerhalb von einem Jahr nach Erlangung der Eigenschaft als lebens- oder verteidi-
gungswichtige Einrichtung, mitzuteilen.*

§ 26 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 1 wird die Angabe ,,nicht-6ffentlichen* durch die Angabe ,,nichtdffentlichen ersetzt.
b) In Satz 4 wird die Angabe ,,nicht-6ffentliche* durch die Angabe ,,nichtoffentliche* ersetzt.

§ 27 wird wie folgt gedndert:

a) In der Uberschrift wird die Angabe ,,Abschlu* durch die Angabe ,,Abschluss* ersetzt.

b) In Satz 1 Nummer 2 wird die Angabe ,,§ 1 Absatz 2 Nummer 4 durch die Angabe ,,§ 1 Absatz 2 Num-
mer 5% ersetzt.

¢) Inden Sétzen 3 und 4 wird jeweils die Angabe ,,nicht-6ffentliche™ durch die Angabe ,,nichtéffentliche*
ersetzt.
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30.

31.
32.

33.

34.

35.

36.

Nach § 27 wird der folgende § 27a eingefligt:

»§ 27a
Einsatz an sicherheitsempfindlicher Stelle

(1) Eine Person darf durch die nichtéffentliche Stelle erst nach der Mitteilung durch die zustdndige
Stelle nach § 27 Satz 1 Nummer 2 an sicherheitsempfindlicher Stelle eingesetzt werden. Ein Einsatz darf bei
einer Untersagung durch die zustindige Stelle nicht erfolgen. § 9 Absatz 2 und 3 bleibt unberiihrt.

(2) Die Betreiber lebens- oder verteidigungswichtiger Einrichtungen sind verpflichtet, den Einsatz von
nichtiiberpriiften oder abgelehnten Personen unverziiglich zu unterbinden, wenn sie von diesem Einsatz
Kenntnis erlangen. Dies gilt nicht in den Féllen des § 9 Absatz 2 und 3.“

In § 28 Absatz 1 wird die Angabe ,,nicht-6ffentliche* durch die Angabe ,,nichtoffentliche ersetzt.
§ 29 Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 1 wird die Angabe ,,§ 2 Absatz 2 Satz 7 und 8, § 14 Absatz 4 Satz 1 und § 15a* durch die An-
gabe ,,§ 2 Absatz 2 Satz 6 und 7, § 14 Absatz 5 Satz 1 und die §§ 15a und 15b* ersetzt.

b) Satz 2 wird gestrichen.
Die §§ 30 und 31 werden durch die folgenden §§ 30 und 31 ersetzt:

»3 30
Sicherheitsakte der nichtéffentlichen Stelle

Fiir die Sicherheitsakte in der nichtéffentlichen Stelle gelten die Vorschriften dieses Gesetzes iiber die
Sicherheitsakte entsprechend mit der MaB3gabe, dass die Sicherheitsakte der nichtoffentlichen Stelle dem
oder der Datenschutzbeauftragten nicht zugianglich gemacht werden darf und bei einem Wechsel des Arbeit-
gebers nicht abgegeben wird.

§ 31
Datenverarbeitung in Dateisystemen

§ 20 Absatz 1 Satz 1 und 2 und Absatz 2 gilt fiir die nichtdffentliche Stelle mit der Maf3gabe, dass eine
Abfrage und ein automatisierter Abgleich der personenbezogenen Daten nur hinsichtlich der betroffenen
Person zuldssig sind. Die nach § 22 fiir die zustindige Stelle geltenden Vorschriften zum Berichtigen, Lo-
schen und Einschrinken der Verarbeitung personenbezogener Daten finden Anwendung.*

In der Uberschrift zum sechsten Abschnitt wird die Angabe ,,SchluBvorschriften durch die Angabe
,.Schlussvorschriften® ersetzt.

§ 32 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Personen, die eine sicherheitsempfindliche Tétigkeit ausiiben, die eine Sicherheitsiiberpriifung nach
den § 9 und § 10 erfordert, konnen verpflichtet werden, Dienst- und Privatreisen in und durch Staaten,
fiir die besondere Sicherheitsregelungen gelten, der zustdndigen Stelle oder der nichtoffentlichen Stelle
rechtzeitig vorher anzuzeigen.*

b) In Absatz 3 wird die Angabe ,,Abschlu3* durch die Angabe ,,Abschluss® ersetzt.
§ 33 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:
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37.

38.

39.

»(1) Ersucht eine ausldndische Dienststelle die mitwirkenden Behorden um die Mitwirkung bei
einer Sicherheitsiiberpriifung, so richtet sie sich nach den Bestimmungen dieses Gesetzes, soweit nicht
in Rechtsvorschriften {iber- oder zwischenstaatlicher Einrichtungen oder vélkerrechtlichen Vertragen,
denen die gesetzgebenden Korperschaften gemél Artikel 59 Absatz 2 des Grundgesetzes zugestimmt
haben, etwas anderes bestimmt ist. Die mitwirkende Behorde trifft die je nach Ersuchen erforderlichen
MalBnahmen geméal § 12 Absatz 1 oder Absatz 2.

b) In Absatz 3 wird die Angabe ,,da3* durch die Angabe ,,dass* ersetzt.
¢) Nach Absatz 3 wird der folgende Absatz 4 eingefiigt:

»(4) Die mitwirkende Behorde hat die zur Bearbeitung des Ersuchens verarbeiteten personenbe-
zogenen Daten innerhalb eines Jahres nach Beantwortung des Ersuchens zu vernichten oder zu 16-
schen.*

§ 35 wird durch den folgenden § 35 ersetzt:

»§ 35
Allgemeine Verwaltungsvorschriften

(1) Die allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur Ausfithrung dieses Gesetzes erlédsst das Bundesmi-
nisterium des Innern, soweit in den Absitzen 2 bis 4 nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur Ausfiihrung dieses Gesetzes im nichtoffentlichen
Bereich erlédsst das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie im Einvernehmen mit dem Bundesminis-
terium des Innern.

(3) Die allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur Ausfithrung dieses Gesetzes im Geschiftsbereich
des Bundesministeriums der Verteidigung erlisst das Bundesministerium der Verteidigung im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium des Innern.

(4) Die allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur Ausfithrung dieses Gesetzes bei den Nachrichten-
diensten des Bundes erldsst die jeweils zustidndige oberste Bundesbehdrde im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium des Innern.*

§ 36 Absatz 2 wird durch den folgende Absatz 2 ersetzt:
(2) ,,Zudem finden Anwendung:

1. die Vorschriften des Ersten Abschnitts und die §§ 14 und 23 Absatz 1 Satz 2 des Bundesverfassungs-
schutzgesetzes, auch in Verbindung mit § 12 des MAD-Gesetzes,

2. die §§ 1, 8 und § 10 Absatz 2 Satz 2 bis 6 des MAD-Gesetzes und
3. die §§ 8 sowie § 9¢ Absatz 1 Satz 2 des BND-Gesetzes.*

§ 36a wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 2 Satz 3 wird durch die folgenden Sitze ersetzt:

,Die betroffene Person kann Kontrollen der auf sie bezogenen Daten durch die Bundesbeauftragte oder
den Bundesbeauftragten fiir den Datenschutz und die Informationsfreiheit gegeniiber der zustdndigen
Stelle oder im nichtoffentlichen Bereich gegeniiber der nichtoffentlichen Stelle widersprechen. Die
nichtéffentliche Stelle leitet den Widerspruch an die zustindige Stelle und die zustindige Stelle an die
mitwirkende Behdrde weiter. In diesem Fall unterliegen der Kontrolle nur die nicht personenbezogenen
Daten in Akten und Dateien iiber die Sicherheitsiiberpriifung.*

b) Nach Absatz 2 wird der folgende Absatz 2a eingefiigt:

,»(2a) Stellt die oder der Bundesbeauftragte fiir den Datenschutz und die Informationsfreiheit bei
Datenverarbeitungen der 6ffentlichen oder nichtéffentlichen Stellen VerstoBe gegen die Vorschriften
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40.

41.

42.

iiber den Datenschutz fest, beanstandet sie oder er dies gegeniiber der obersten Bundesbehdrde oder der
zustiandigen Stelle nach § 25 Absatz 1 und 2.

§ 37 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Nummer 3 wird die Angabe ,,Dateien* durch die Angabe ,,Dateisystemen® ersetzt.
b) In Absatz 2 Nummer 2 wird die Angabe ,,Abs.” durch die Angabe ,,Absatz ersetzt.

§ 38 wird durch den folgenden § 38 ersetzt:

»3 38
BuBgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer

1. entgegen § 25a in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 34 Nummer 1 eine Mitteilung nicht,
nicht richtig, nicht vollstdndig oder nicht rechtzeitig macht oder

2. entgegen § 27a Absatz 2 den Einsatz einer dort genannten Person nicht, nicht richtig oder nicht recht-
zeitig unterbindet.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Féllen des Absatzes 1 Nummer 1 mit einer Geldbul3e bis zu
fiinfzigtausend Euro und in den Féllen des Absatzes 1 Nummer 2 mit einer Geldbufle bis zu zehntausend
Euro geahndet werden.*

§ 39 wird durch den folgenden § 39 ersetzt:

»§ 39
Ubergangsvorschrift

Fiir Sicherheitsiiberpriifungen auf Grundlage von Sicherheitserkldrungen, die vor dem ... [einsetzen:
Datum des Inkrafttretens nach Artikel 9 Satz 1 dieses Gesetzes] unterzeichnet wurden, finden § 12 Absatz 1
bis 2a und 3a bis 6 sowie § 13 in der bis zu diesem Tag geltenden Fassung Anwendung. Ansonsten finden
die Vorschriften in der nach dem ... [einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 9 dieses Gesetzes]
geltenden Fassung Anwendung.*

Artikel 2
Anderung des Artikel 10-Gesetzes

Das Artikel 10-Gesetz vom 26. Juni 2001 (BGBI. I S. 1254, 2298, 2017 1 S.154), das zuletzt durch Artikel 4

des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 413) gedndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1.

Nach § 2 Absatz 2 Satz 1 wird der folgende Satz eingefiigt:

,Der nach Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 1a Satz 1 Verpflichtete hat sicherzustellen, dass in seinem Betrieb
geeignetes Personal vorhanden ist, das dazu bereit ist, sich einer einfachen Sicherheitsiiberpriifung nach
Malgabe des Satzes 1 Nummer 2 zu unterziehen.*

In der Uberschrift zu § 18 wird die Angabe ,,Straftaten durch die Angabe ,,Strafvorschriften* ersetzt.
§ 19 wird durch den folgenden § 19 ersetzt:
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»$ 19
BuBgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer
einer vollziehbaren Anordnung nach § 2 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 1a Satz 1 zuwiderhandelt,
entgegen § 2 Absatz 2 Satz 2 nicht sicherstellt, dass dort genanntes Personal vorhanden ist,
entgegen § 2 Absatz 2 Satz 3 eine Person betraut,
entgegen § 2 Absatz 2 Satz 4 nicht sicherstellt, dass eine GeheimschutzmaBinahme getroffen wird.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbul3e von bis zu fiinfzigtausend Euro geahndet wer-

den.

(3) Verwaltungsbehorde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes iiber Ordnungswidrig-

keiten ist die nach § 10 Absatz 1 zustindige Stelle.*

Artikel 3

Anderung des Soldatengesetzes

Das Soldatengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Mai 2005 (BGBL I S. 1482), das zuletzt
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. Februar 2025 (BGBI. 2025 I Nr. 72) geéndert worden ist, wird wie folgt
geédndert:

In § 3a wird Absatz 3 durch den folgenden Absatz 3 ersetzt:

,»(3) Die Vorschriften des Sicherheitsiiberpriifungsgesetzes fiir erweiterte Sicherheitspriifungen mit Si-

cherheitsermittlungen gelten mit den Maligaben, dass

1.

abweichend von § 12 Absatz 5 Satz 1 des Sicherheitsiiberpriifungsgesetzes die mitwirkende Behorde
die betroffene Person auch dann selbst befragt, wenn eine sicherheitserhebliche Erkenntnis fiir das Er-
fordernis einer solchen Befragung nicht vorliegt,

abweichend von § 17 Absatz 1 Satz 1 des Sicherheitsiiberpriifungsgesetzes der betroffenen Person be-
reits nach 30 Monaten ihre Sicherheitserklarung zur Aktualisierung zugeleitet wird,

abweichend von § 17 Absatz 1 Satz 3 des Sicherheitsiiberpriifungsgesetzes anlédsslich der Aktualisie-
rung der Sicherheitserklarung zusitzlich bei der betroffenen Person und mitbetroffenen Person die Mal3-
nahmen nach § 12 Absatz 1 Nummer 1 bis 3, 5 und 6 sowie Absatz 2 des Sicherheitsiiberpriifungsge-
setzes durchgefiihrt werden,

abweichend von § 17 Absatz 2 Satz 1 des Sicherheitsiiberpriifungsgesetzes Wiederholungsiiberpriifun-
gen bereits nach 5 Jahren eingeleitet werden und

die Aktualisierung der Sicherheitserkldrung mit den MaBnahmen der Wiederholungsiiberpriifung nach
Nummer 3 nicht eingeleitet wird, solange

a) die Wiederholungsiiberpriifung noch nicht abgeschlossen ist oder

b) nach dem Abschluss der letzten Wiederholungsiiberpriifung noch nicht 30 Monate vergangen
sind.*
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Artikel 4
Anderung der Strafprozessordnung

Die Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987 (BGBI. I S. 1074, 1319),
die zuletzt durch Artikel 2 Absatz 1 des Gesetzes vom 7. November 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 351) geéndert worden
ist, wird wie folgt gedndert:

In § 492 Absatz 3 Satz 4 wird nach der Angabe ,,§ 12 Absatz 1 Nummer 2 des Sicherheitsiiberpriifungsgesetzes*
die Angabe ,,oder eine entsprechende landesrechtliche Vorschrift” eingefligt.

Artikel 5
Anderung der Gewerbeordnung

Die Gewerbeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 (BGBI. I S. 202), die
zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 27. Dezember 2024 (BGBI. 2024 1 Nr. 438) gedndert worden ist, wird
wie folgt gedndert:

In § 150a Absatz 2 Nummer 6 wird nach der Angabe ,,nach dem Sicherheitsiiberpriifungsgesetz des Bundes* die
Angabe ,,oder einer entsprechenden landesrechtlichen Vorschrift” eingefiigt.

Artikel 6

Anderung der Verordnung iiber den Betrieb des Zentralen Staatsanwaltschaftlichen
Verfahrensregisters

Die Verordnung iiber den Betrieb des Zentralen Staatsanwaltschaftlichen Verfahrensregisters vom 23. Sep-
tember 2005 (BGBI. I S. 2885), die zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBI. I S. 2099)
gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

In § 6 Absatz 1 Nummer 5b wird nach der Angabe ,,§ 12 Absatz 1 Nummer 2 des Sicherheitsiiberpriifungsgeset-
zes™ die Angabe ,,oder einer entsprechenden landesrechtlichen Vorschrift” eingefiigt.

Artikel 7
Anderung des Bundesbeamtengesetzes

Das Bundesbeamtengesetz vom 5. Februar 2009 (BGBI. I S. 160), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 27. Februar 2025 (BGBI. 2025 I Nr. 72) gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

Nach § 80 wird folgender § 80a eingefiigt:
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»$ 80a
Beihilferechtliche Verfahrenserleichterungen

(1) Hatdie fiir die Gewahrung der Beihilfe zustindige Stelle nicht innerhalb von vier Wochen nach Eingang

des Beihilfeantrags iiber den Antrag entschieden, so gilt die beantragte Aufwendung mit Ablauf dieser Frist als
erstattungsfahig. Die beantragte Aufwendung gilt nicht als erstattungsfahig,

1.

wenn grundsétzlich eine vorherige Anerkennung der Aufwendung erforderlich ist und die Anerkennung zum
Zeitpunkt des Eingangs des Beihilfeantrags nicht erfolgt ist, oder

wenn und soweit kein Anspruch auf Erstattung der beantragten Aufwendung bestanden hétte und die beihil-
feberechtigte Person dies wusste oder infolge grober AuBlerachtlassung der gebotenen Sorgfalt nicht wusste.

(2) Die Festsetzungsstelle kann bei der elektronischen Datenverarbeitung fiir Zwecke einer unverziiglichen

und gleichmidBigen Belegpriifung und Festsetzung automationsgestiitzte Systeme (Risikomanagementsysteme)
einsetzen, dabei ist der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten. Das Risikomanagement-
system muss mindestens

1.

sicherstellen, dass gegeniiber einer vollstindig manuellen Priifung keine Entscheidung zu Lasten der beihil-
feberechtigten Person erfolgt,

durch Zufallsauswahl eine hinreichende Anzahl von Féllen zur umfassenden Priifung durch beihilfebearbei-
tende Personen bereitstellen,

die Priifung der bereitgestellten Félle auf die rechtméBige Festsetzung der geltend gemachten Aufwendungen
durch eine beihilfebearbeitende Person sicherstellen,

die Moglichkeit bieten, dass beihilfebearbeitende Personen Félle fiir eine umfassende Priifung auswéahlen
koénnen und

die regelmiBige Uberpriifung des Risikomanagementsystems auf seine Zielerfiillung durch die Festsetzungs-
stelle ermdglichen.

Einzelheiten des Risikomanagementsystems diirfen nicht ver6ftentlicht werden.*

Artikel 8
Weitere Anderung des Bundesbeamtengesetzes

Das Bundesbeamtengesetz vom 5. Februar 2009 (BGBI. I S. 160), das zuletzt durch Artikel 7 dieses Gesetzes

geédndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

§ 80a wird wie folgt gedndert:

1.
2.

Absatz 1 wird gestrichen.

In Absatz 2 wird die Angabe ,,(2)* gestrichen.

Artikel 9

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tag nach der Verkiindung in Kraft. Artikel 8 tritt am 1. Januar
2032 in Kraft.
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

I Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Das Sicherheitsiiberpriifungsgesetz des Bundes (SUG) regelt die Voraussetzungen und das Verfahren von Sicher-
heitsiiberpriifungen von Personen mit sicherheitsempfindlichen Titigkeiten. Mit dem Ersten Gesetz zur Anderung
des Sicherheitsiiberpriifungsgesetzes vom 16. Juni 2017 (BGBI. S. 1634) wurden im SUG die Funktionen des
Geheim- sowie des Sabotageschutzbeauftragten in 6ffentlichen Stellen im Gesetz verankert, Grundsitze zum
Schutz von Verschlusssachen (VS) definiert und die Mitwirkung des Bundesamtes fiir Sicherheit in der Informa-
tionstechnik (BSI) beim materiellen Geheimschutz bestimmt. Das Verfahren und die Transparenz bei der Sicher-
heitsiiberpriifung wurden durch verschiedene EinzelmaBBnahmen vereinfacht und effektiver gestaltet.

Im Rahmen der Evaluation des Ersten Gesetzes zur Anderung des SUG wurde punktueller Verbesserungsbedarf
festgestellt (www.bmi.bund.de/SharedDocs/evaluierung-von-gesetzen/evaluierung-SUEG-novelle.html). Anpas-
sungsbedarf ergibt sich zudem aus der verschirften Sicherheitslage, infolge derer die Gefahr von Ausspahung und
Sabotage 6ffentlicher Stellen und in deren Auftrag handelnder nichtéffentlicher Stellen stark gewachsen ist.

Zur Stabilisierung der Beihilfe sind in § 80a BBG gesetzliche Regelungen zu einer befristeten Fiktion bei unzu-
mutbarer Bearbeitungsdauer und zu einer risikoorientierten Bearbeitung in Anlehnung an § 88 Absatz 5 der Ab-
gabenordnung zwingend notwendig.

1I. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Mit dem Gesetzentwurf werden die im Rahmen der Evaluation des Ersten Gesetzes zur Anderung des SUG fest-
gestellten punktuellen Verbesserungsbedarfe aufgegriffen. Um den Erfordernissen der Digitalisierung Rechnung
zu tragen, werden die Befugnisse zur Verarbeitung personenbezogener Daten in Dateisystemen erweitert. Zudem
werden das Verfahren der Sicherheitsiiberpriifungen sowie die Rahmenbedingungen des vorbeugenden personel-
len Sabotageschutzes an die verschirfte Sicherheitslage angepasst.

So sollen Internetrecherchen kiinftig bei allen Uberpriifungsarten auch zur mitbetroffenen Person méglich sein,
um auf die betroffene Person durchschlagende Sicherheitsrisiken feststellen zu kdnnen. Bei Sicherheitsiiberprii-
fungen gemidB §§ 9 und 10 sind Internetrecherchen aufgrund der stetig wachsenden Bedeutung der dort auffind-
baren Erkenntnisse fiir die Bewertung der Zuverldssigkeit der betroffenen Person, deren Gewéhr der Verfassungs-
treue sowie deren mogliche Angreifbarkeit insbesondere durch auslédndische Nachrichtendienste kiinftig ver-
pflichtend. Internetrecherchen sollen kiinftig umfassend méglich sein und fiir alle Uberpriifungsarten auch soziale
Netzwerke mitumfassen, die ein wesentliches Instrument zur Verbreitung extremistischer Inhalte darstellen.

Die Sicherheitsiiberpriifung im vorbeugenden personellen Sabotageschutz wird durch Streichung zahlreicher Aus-
nahmeregelungen wieder auf das Niveau einer Sicherheitsiiberpriifung im Geheimschutz gehoben (§ 2 Absatz 2,
§ 12 Absatz 4, § 13 Absatz 2a, § 29 Absatz 2, § 32 Absatz 1).

Die Regelung zu Sicherheitsrisiken (§ 5) wird dahingehend angepasst, dass eine besondere Gefdhrdung der be-
troffenen Person kiinftig auch mit Blick auf nicht organisationsgebundene Einzelpersonen bestehen kann.

Durch die Erweiterung des Ermessens der mitwirkenden Behorde hinsichtlich der Zahl der zu befragenden Refe-
renzpersonen (§ 12 Absatz 3) wird eine Beschleunigung der Bearbeitungszeiten einer Sicherheitsiiberpriifung ge-
maB § 10 angestrebt.

Die Ergiinzung des § 80a BBG sieht vor, gesetzliche Regelungen zu einer befristeten Fiktion bei unzumutbarer
Bearbeitungsdauer und einer risikoorientierten Bearbeitung zu schaffen.



Drucksache 21/1926 -22 - Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

111. Exekutiver Fuflabdruck

Weder Interessenvertreterinnen und Interessenvertreter noch beauftragte Dritte haben wesentlich zum Inhalt des
Gesetzentwurfs beigetragen.

IV. Alternativen

Keine.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir Artikel 1 Nummer 1 bis 23 und 33 bis 38 ergibt sich aus der Natur
der Sache, fiir Artikel 1 Nummer 39 folgt sie aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 des Grundgesetzes (GG) und fiir
Artikel 1 Nummer 24 bis 32 ist sie auf Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 GG zu stiitzen. Nach Artikel 72 Absatz 2
GG in Verbindung mit Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 GG ist eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich,
weil es um sicherheitsempfindliche Tétigkeiten geht, die vom Bund zugewiesen beziehungsweise iibertragen wer-
den oder zu denen der Bund erméchtigt. Bei der Festlegung, welchen Kriterien eine Sicherheitsiiberpriifung ge-
niigen muss, um den spezifischen staatlichen Sicherheitsinteressen des Bundes Rechnung zu tragen, handelt es
sich um eine Angelegenheit, die nur vom Bund und nur einheitlich geregelt werden kann. Hinzu kommt, dass der
Bund mit den Sicherheitsiiberpriifungen volkerrechtliche Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland er-
fiillt. Insofern ist es erforderlich, die Rechtseinheit zu wahren und eine Rechtszersplitterung zu vermeiden.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir Artikel 2 folgt aus Artikel 73 Absatz 1 Nummer 10 Buchstabe b
und ¢ GG. Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir Artikel 3 ergibt sich aus der Natur der Sache.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir Artikel 4 und damit auch fiir Artikel 6 ergibt sich aus Artikel 74
Absatz 1 Nummer 1 GG fiir das gerichtliche Verfahren.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir Artikel 5 folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 in Verbindung
mit Artikel 72 Absatz 2 GG. Die Voraussetzungen des Artikels 72 Absatz 2 GG liegen vor, denn zur Wahrung
der Rechts- und Wirtschaftseinheit ist es im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich, die systematische Ergénzung
eines schon in der Gewerbeordnung geregelten Sachverhalts wiederum bundeseinheitlich vorzunehmen.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir Artikel 7 und 8 folgt aus Artikel 73 Absatz 1 Nummer 8 Grundge-
setz.

VL Vereinbarkeit mit dem Recht der Europiischen Union und vélkerrechtlichen Vertrigen

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europédischen Union und volkerrechtlichen Vertrdgen, die die Bundes-
republik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar.

VII.  Gesetzesfolgen
Die Regelungen tragen zum besseren Schutz der 6ffentlichen Sicherheit bei.
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Ziel des Gesetzes ist die Erhohung der 6ffentlichen Sicherheit. Ein Beitrag zur Rechts- und Verwaltungsverein-
fachung ist nicht ersichtlich.

Mit der Regelung einer befristeten Fiktion in § 80a Absatz 1 BBG wird ein Teil der im Rahmen der behordlichen
Festsetzungsentscheidung erfolgenden materiellen Priifung bei liberlanger Verfahrensdauer durch die gesetzliche
Annahme ersetzt, dass die geltend gemachten Aufwendungen erstattungsfahig sind. Diese Regelung fiihrt zu einer
Verwaltungsbeschleunigung, eine Hochstdauer fiir das Verfahren wird vorgegeben. Mit der Regelung einer
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risikoorientierten Bearbeitung in § 80a Absatz 2 BBG wird die Mdglichkeit erdffnet, auf Basis eines Risikoma-
nagements Wirtschaftlichkeitsaspekte im Priifprozess zu beriicksichtigen, sodass die Priifdichte skaliert werden
kann und tiberadministrative manuelle Priifprozesse vermieden werden konnen. Die Anwendung dieser Regelung
vermeidet die Notwendigkeit zusétzlicher Bearbeitungskapazititen und kann zu einer erheblichen Verwaltungs-
vereinfachung fithren. Das Risikomanagementsystem ist auf deutliche Unterschreitung der Frist nach Absatz 1
auszurichten, sodass auch bei unvorhergesehenen Ablaufverzogerungen die Fiktionswirkung grundséitzlich ver-
mieden wird.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Gesetzentwurf steht im Einklang mit dem Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen Entwicklung
im Sinne der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie. Eine Nachhaltigkeitsrelevanz in Bezug auf einzelne Indikatoren
der Nachhaltigkeitsstrategie ist nicht gegeben.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Durch die Anderungen des Sicherheitsiiberpriifungsgesetzes des Bundes entstehen bei den mitwirkenden Stellen
Mehraufwinde durch erhdhte Priif- und Bearbeitungsaufwinde.

Dem Bundesamt fiir Verfassungsschutz entstehen jéhrliche Mehraufwinde in Hohe von bis zu 6,9 Mio. Euro
durch Personalkosten inkl. Personalnebenkosten, Sacheinzelkosten und Gemeinkosten fiir 91 Funktionen
(5hD, 28 gD, 58 mD).

Dem Bundesamt fiir den Militdrischen Abschirmdienst entstehen jéhrliche Mehraufwinde in Hohe von bis zu
10,9 Mio. Euro durch Personalkosten inkl. Personalnebenkosten, Sacheinzelkosten und Gemeinkosten fiir
103 Funktionen (10 hD, 24 gD, 69 mD).

Dem Bundesnachrichtendienst entstehen durch die Anpassung des Sicherheitsiiberpriifungsgesetzes zusétzliche
jahrliche Personalkosten in Hohe von bis zu 365 000 Euro fiir 5 Funktionen (1 hD, 1 gD, 3 mD).

Dem Bundesamt fiir Sicherheit in der Informationstechnik entstehen jahrliche Mehraufwénde in Hohe von bis zu
1,8 Mio. Euro durch Personalkosten inkl. Personalnebenkosten, Sacheinzelkosten und Gemeinkosten fiir
10 Funktionen (5 hD, 4 gD, 1 mD).

Dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie entstehen durch Personalkosten jéhrliche Mehraufwénde in
Hohe von bis zu 1,1 Mio. Euro (inkl. Personalnebenkosten, Sacheinzelkosten und Gemeinkosten 2,6 Mio. Euro)
fiir 15 Funktionen (3 hD, 5 gD, 7 mD).

Die entstechenden Mehrbedarfe sind hinsichtlich aller betroffenen Behdrden Gegenstand der Haushaltsaufstel-
lungsverfahren 2026 ff. Dies gilt auch, soweit unter E.3 dargestellter Erfiillungsaufwand haushaltswirksam wird.

In Abhingigkeit von der tatsdchlichen Inanspruchnahme der jeweiligen Regelung in § 80a Absatz 1 bezichungs-
weise Absatz 2 BBG konnen die sich daraus ergebenden Ausgaben nicht konkret beziffert werden. Auf Basis der
Kostenschitzung des Bundesrechnungshofes aus dem Jahr 2021 kdnnten bei Anwendung der Fiktionsregelung
die Ausgaben maximal 0,57 Prozent, bei allenfalls temporirer Wirkung eher 0,1 Prozent, der jahrlichen Gesamt-
beihilfeausgaben betragen (s. Ergdnzungsband zu den BRH-Bemerkungen 2021). Das entspricht Mehrausgaben
anhand der Ist-Beihilfeausgaben aus dem Jahr 2024 beim Bundesveraltungsamt in Hohe von maximal 1,9 Mio.
Euro pro Jahr. Eventuelle Mehrausgaben fiir den Bundeshaushalt, auch soweit unter 4. dargestellter Erfiillungs-
aufwand der Verwaltung haushaltswirksam wird, werden innerhalb der betroffenen Einzelpldne eingespart.

4. Erfiillungsaufwand

Eine Verdnderung des Erfiillungsaufwands ergibt sich aus der Novellierung des Gesetzes, vor allem mit Blick auf
Sicherheitsiiberpriifungen.

Erfiilllungsaufwand fiir Biirgerinnen und Biirger

Die Verdnderung des Erfiillungsaufwands fiir die Biirgerinnen und Biirger errechnet sich wie folgt:
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Vorgabe Bezeichnung der Vorgabe Fallzahl Zeitaufwand Jahrlicher Jéhrliche Sach-
(Minuten pro Aufwand kosten (in
Fall) (in Stunden) Euro)
§ 8 Absatz 1 U1 von Personen, die Aufgaben der Bearbeitung = 100 45 75 -
Nr.2 von Personalangelegenheiten der Mitarbeiter der
Nachrichtendienste ausiiben, Zugriff haben oder
sich diesen verschaffen konnen
§ 12 Absatz 3 Verringerung der verpflichtend zu befragenden = 4 000 60 -4 000 -
S.1 Referenzpersonen
§ 13 Absatz 1 Mitgliedschaften in sozialen Netzwerken inklu- = 145 000 5 12 083 -
Nr. 15,17, 20 sive Benutzernamen und eigenen Internetseiten
sind anzugeben
§ 13 Absatz 1 Von betroffener und mitbetroffener Person sind =~ 51 000 10 8500 10 200
S.2 aktuelle Lichtbilder der elektronischen Sicher-
heitserkldrung beizufiigen.
§ 13 Absatz 3 Fiir die mitbetroffene Person sind eigene Internet- = 51 000 5 4250 -

seiten sowie die Benutzernamen in sozialen Netz-
werken anzugeben

Fiir Biirgerinnen und Biirger wird damit jahrlich ein Erfiillungsaufwand von 20 908 Stunden anfallen. Fiir das
Erfordernis eines aktuellen Lichtbildes fiir die mitbetroffene Person entstehen Kosten in Hohe von jeweils rund
20 Euro, falls die zusténdige Stelle die Kosten nicht erstattet. Da das BfV auch mit eigenen Kameras oder Mobil-
telefonen mit Kamerafunktion angefertigte Fotos anerkennt, sofern das Gesicht gut zu erkennen ist, betrifft dies
allerdings nur Fille, in denen trotzdem auf ein professionelles Foto zuriickgegriffen wird. Dies trifft schitzungs-
weise nur auf ein Prozent der Félle zu. Jahrlich fallen dadurch Kosten in Hohe von gesamt bis zu 10 200 Euro an.

Erfiillungsaufwand fiir die Wirtschaft

Die Verianderung des Erfiillungsaufwands fiir die Wirtschaft errechnet sich wie folgt:

Vorgabe Bezeichnung der Vorgabe Fallzahl Zeitaufwand Lohnkosten (in | Jéhrlicher Auf-
(Minuten pro = Euro pro wand
Fall) Stunde) (in Euro)
§ 2 Absatz 2 Zusitzliche Uberpriifungen von mitbetroffenen = 3 750 20 46,50 58125
Personen in Fallen des
§ 1 Absatz 4
Streichung des | Erweiterung der Angaben in der Sicherheitserkld- =~ 7 500 10 46,50 58 125
§ 13 Absatz2a | rung
2.HS
§ 2 Absatz 2 Zusitzliche Uberpriifungen von mitbetroffenen = 2 500 15 46,50 29 063

Personen in den Fillen des § 1 Absatz 4

Fiir die Wirtschaft wird jahrlich ein Erfiillungsaufwand von rund 145 300 Euro anfallen; es werden keine neuen
Informationspflichten begriindet. Einmaliger Erfiillungsaufwand entsteht nicht.

Erfiillungsaufwand der Verwaltung

Die Verdnderung des Erfiillungsaufwands fiir die Verwaltung errechnet sich wie folgt:

Vorgabe Bezeichnung der Vorgabe Fallzahl Zeitauf- Lohnkosten Jéahrlicher Aufwand
wand (in Euro pro (in Euro)
(Minuten Stunde)
pro Fall)
§ 1 Absatz 2 Zusitzliche Uberpriifungen von Mitarbeitern, = 100 60 47,49 4749
Nr. 4 die Personaldaten von Mitarbeitern der Nach-

richtendienste verarbeiten, fiir BfV, BND und
BAMAD
(mitwirkende Behorde, mwB)
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§ 2 Absatz 2 Zusitzliche Uberpriifungen von mitbetroffenen | 5 500 161 47,49 700 873
Personen in Fllen des § 1 Absatz 4 (mwB)
§ 2 Abs. 2, | Mehraufwand Sicherheitserkldrung auf- 7500 25 33,80 105 625
§12 Abs. 4, ' grund Angleichung vpS an GS (zustindige
3 Abs. 22+ gtelle, zSt)
§ 2 Abs. 2 | Bewertung sicherheitserheblicher Er- | 900 140 54,00 113 400
ll\éfg g 2 AES kenntnisse zur mitbetroffenen Person
. Abs. .
» vpS; zSt
e (vp )
§4 Abs.5S8.3 | BSI-Betreuung im materiellen Geheim- 20 80000 54,00 1440 000
schutz fiir nicht6ffentliche Stellen im
mehrheitlichen Bundesbesitz, die Aufga-
ben der 6ffentlichen Verwaltung des Bun-
des wahrnehmen
§ 5 Abs. 1, | Bewertung zusitzlicher sicherheitserheb- = 6700 140 54,00 bzw. 842 592
§ 12 Abs. INr. | licher Erkenntnisse und Abschluss der Si- 44,40
5 cherheitsiiberpriifung (insbesondere auf-
grund intensivierter Internetrecherche;
zSt)
§12 Absatz 1 Internetrecherche zur betroffenen und mitbe- | 188 250 105 47,49 15 644 987
Nr. 5 troffenen Person durch die mitwirkende Be-
horde auf allen Internetplattformen und sozialen
Medien, die 6ffentlich zugénglich sind (mwB)
§12 Absatz1 = Eigenbefragungen im Ergebnis der Internet- = 18 822 120 47,49 1787714
Nr. 5 recherchen (mwB)
§ 12 Absatz1 = Stichprobenkontrolle der Meldedaten durch | 3 000 60 47,49 142 470
Nr. 6 Abfrage Melderegister (mwB)
§ 12 Absatz3 = Verringerung der verpflichtend zu befragenden | 4 000 120 47,49 -379 920
S.1 Referenzpersonen (mwB)
§ 13 Absatz1 Erfassung und Priifung der Angaben zu Perso- | 100 30 47,49 2375
Nr. 9 nen tiber 14 Jahren (mwB)
§ 14 Absatz3 = Erfassung der Abweichungen von Voten in ei- | 500 10 47,49 3959
S.5 nem Dateisystem der mitwirkenden Behorde
(mwB)
§ 14 Abs. 3 S. | Unterrichtung der mitwirkenden Behorde = 70 15 44,40 71
6 iber die Abweichung von Voten unter
Darlegung der Griinde (zSt)
§ 21 Abs. 1 S. | Ubermittlung von personenbezogenen Da- | 5 120 54,00 540
4 ten zur Verfolgung von konkreten Versto-
Ben gegen die Verpflichtung zur Verfas-
sungstreue (zSt)
§ 32 Abs. 1 Uberprﬁfung von Reiseanzeigen (zSt) 400 30 44,40 8.880

Die beim Erfiillungsaufwand des BfV, des BND und des BAMAD als mitwirkenden Behdrden angegebenen
Lohnkosten in Euro je Stunde stellen Durchschnittswerte dar, da die betreffenden Tétigkeiten von Beschéftigten
des mittleren, des gehoben sowie in einem Teil der Félle auch des hoheren Dienstes bearbeitet werden. Eine
genaue Aufschliisselung muss mit Riicksicht auf die Rolle des BfV, des BND und des BAMAD als Nachrichten-
dienste unterbleiben. Der Bearbeitungsaufwand pro Vorgabe und Fall ergibt sich aus den jeweils durchzufiihren-
den MafBnahmen der Uberpriifungsarten und hiingt zeitlich im Wesentlichen davon ab, ob sicherheitserhebliche
Erkenntnisse anfallen. Ist dies der Fall, muss von einem erhéhten Arbeitsaufwand in den zustéindigen Referaten
fiir Auswertung, Internetrecherche und Ermittlung ausgegangen werden. Die Bearbeitungszeiten wurden daher
aus den gewichteten Mittelwerten fiir Sicherheitsiiberpriifungen mit und ohne Erkenntnisse gebildet. Dabei wurde
erfahrungsgemiB davon ausgegangen, dass in ca. 30 % der Uberpriifungen sicherheitserhebliche Erkenntnisse
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anfallen, die zu ca. einem Drittel auf die im Entwurf vorgesehene intensivierte Internetrecherche zuriickzufiihren
sein werden (10 %).

Mit der Regelung einer Fiktion in § 80a Absatz 1 BBG entsteht ein einmaliger Erfiillungsaufwand durch die An-
passung der jeweiligen IT-Anwendung in Hohe von etwa 100 000 Euro. Weiterer einmaliger Erflillungsaufwand
ergibt sich nicht. Eventuelle Mehrausgaben fiir den Bundeshaushalt werden innerhalb der betroffenen Einzelpline
eingespart.

Dartiber hinaus wird sich das Beschwerdeaufkommen wegen iiberlanger Verfahrensdauer der Beihilfefestsetzung
erheblich verringern, die Festsetzungsstellen des Bundes werden in gleicher Weise entlastet.

Die Anwendung der Regelung einer risikoorientierten Bearbeitung in § 80a Absatz 2 BBG kann durch die Mog-
lichkeit, die Priifdichte zu skalieren und {iberadministrative manuelle Priifprozesse zu vermeiden zu einer enormen
Verwaltungsvereinfachung fithren und die Schaffung zusitzlich notwendiger Bearbeitungskapazititen vermeiden.
Da die Entlastung fiir die Festsetzungsstellen von der Anwendung der Regelung abhéngt, kann die Senkung des
Erfiillungsaufwands nicht beziffert werden.

Weitere Kosten: Es sind keine weiteren Kosten ersichtlich.
5. Weitere Gesetzesfolgen

Der Gesetzentwurf hat keine erkennbaren Auswirkungen fiir Verbraucherinnen und Verbraucher.

Der Entwurf wirkt sich nicht negativ auf die Wahrung und Forderung gleichwertiger Lebensverhéltnisse in
Deutschland aus. Auswirkungen auf demografierelevante Belange sind nicht zu erwarten.

Der Entwurf hat keine erkennbaren gleichstellungspolitischen Auswirkungen.

VIII. Befristung; Evaluierung

Eine Befristung ist — abgesehen von der Fiktionsregelung in der BBG-Anderung — nicht vorgesehen, denn die
Sicherstellung eines angemessenen Schutzes vor Ausspahung und Sabotage ist eine Daueraufgabe. Eine Evaluie-
rung der Regelungen erfolgt regelmiBig. Dabei werden zuvorderst die Auswirkungen auf die Sicherheitslage be-
trachtet, wozu als Teilaspekt auch die Laufzeit von Sicherheitsiiberpriifungen gehort.

Die Regelung des § 80a Absatz 1 BBG wird mit Artikel 8 auf sechs Jahre befristet. Die Fiktionsregelung gibt
Raum fiir die Etablierung (teil-) automatisierter Verfahren und wird damit insbesondere auf den Zeitraum bis zum
voraussichtlichen Abschluss der Umstellung auf das neue Abrechnungssystem beim grofiten Dienstleister zur
Beihilfebearbeitung des Bundes begrenzt.

B. Besonderer Teil

Das Sicherheitsiiberpriifungsgesetz des Bundes (SUG) regelt die Voraussetzungen und das Verfahren von Sicher-
heitsiiberpriifungen von Personen mit sicherheitsempfindlichen Titigkeiten. Mit dem Ersten Gesetz zur Anderung
des Sicherheitsiiberpriifungsgesetzes vom 16. Juni 2017 (BGBI. I S. 1634) wurden im SUG die Funktionen des
Geheim- sowie des Sabotageschutzbeauftragten in 6ffentlichen Stellen im Gesetz verankert, Grundsétze zum
Schutz von Verschlusssachen (VS) definiert und die Mitwirkung des Bundesamtes fiir Sicherheit in der Informa-
tionstechnik (BSI) beim materiellen Geheimschutz bestimmt. Das Verfahren und die Transparenz bei der Sicher-
heitsiiberpriifung wurden durch verschiedene EinzelmaBBnahmen vereinfacht und effektiver gestaltet.

Im Rahmen der Evaluation des Ersten Gesetzes zur Anderung des Sicherheitsiiberpriifungsgesetzes wurde punk-
tueller Verbesserungsbedarf festgestellt. Anpassungsbedarf ergibt sich zudem aus der verschérften Sicherheits-
lage, infolge derer die Gefahr von Ausspahung und Sabotage dffentlicher Stellen und in deren Auftrag handelnder
nichtoffentlicher Stellen stark gewachsen ist.

Mit dem Gesetzentwurf werden die im Rahmen der Evaluation des Ersten Gesetzes zur Anderung des SUG fest-
gestellten punktuellen Verbesserungsbedarfe aufgegriffen. Um den Erfordernissen der Digitalisierung Rechnung
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zu tragen, werden die Befugnisse zur Verarbeitung personenbezogener Daten in Dateisystemen erweitert. Zudem
werden das Verfahren der Sicherheitsiiberpriifungen sowie die Rahmenbedingungen des vorbeugenden personel-
len Sabotageschutzes an die verschirfte Sicherheitslage angepasst.

So sollen Internetrecherchen kiinftig bei allen Uberpriifungsarten auch zur mitbetroffenen Person mdglich sein,
um auf die betroffene Person durchschlagende Sicherheitsrisiken feststellen zu konnen. Bei Sicherheitsiiberprii-
fungen geméal den §§ 9 und 10 sind Internetrecherchen aufgrund der groBeren Sicherheitsempfindlichkeit der
betreffenden Tétigkeiten kiinftig verpflichtend. Internetrecherchen sollen kiinftig umfassend moglich sein und fiir
alle Uberpriifungsarten auch soziale Netzwerke mitumfassen, die ein wesentliches Instrument zur Verbreitung
extremistischer Inhalte darstellen.

Die Sicherheitsiiberpriifung im vorbeugenden personellen Sabotageschutz wird durch Streichung zahlreicher Aus-
nahmeregelungen wieder auf das Niveau einer Sicherheitsiiberpriifung im Geheimschutz gehoben (§ 2 Absatz 2,
§ 12 Absatz 4, § 13 Absatz 2a, § 29 Absatz 2, § 32 Absatz 1).

Die Regelung zu Sicherheitsrisiken (§ 5) wird dahingehend angepasst, dass eine besondere Gefahrdung der be-
troffenen Person kiinftig auch mit Blick auf nicht organisationsgebundene Einzelpersonen bestehen kann.

Durch die Erweiterung des Ermessens der mitwirkenden Behdrde hinsichtlich der Zahl der zu befragenden Refe-
renzpersonen (§ 12 Absatz 3) wird eine Beschleunigung der Bearbeitungszeiten einer Sicherheitsiiberpriifung ge-
méaB § 10 angestrebt.

Zu Artikel 1 (Anderung des Sicherheitsiiberpriifungsgesetzes)

Zu Nummer 1

Aufgrund der Anderung und Neufassung von Uberschriften sind die entsprechenden Angaben im Inhaltsverzeich-
nis zu éndern.

Zu Nummer 2 (§ 1)

Zu Buchstabe a (Absatz 2)

Mit den Anderungen in Absatz 2 Nummer 1 und 2 erfolgt eine Anpassung an das ,,Amtliche Regelwerk der Deut-
schen Rechtschreibung*. Mit der Anderung in Nummer 3 wird dariiber hinaus die durch den Organisationserlass
des Bundeskanzlers vom 6. Mai 2025 (BGBI. I Nr. 131) angepasste Ressortbezeichnung nachvollzogen. Zudem
wird, nicht zuletzt aufgrund der mit der verschérften Sicherheitslage einhergehenden erhdhten nachrichtendienst-
lichen Ausspihungsgefahr, die Festlegung von VS-Sicherheitsbereichen ermdglicht, die eine sogenannte ,,U 2
gemal § 9 erfordern. Damit wird eine zusétzliche Differenzierung geschaffen, da bisher in VS-Sicherheitsberei-
chen nur eine ,,U 1 gemiB § 8 vorgesehen war.

Durch die Ergidnzung der Nummer 4 wird geregelt, dass eine sicherheitsempfindliche Tétigkeit auch ausiibt, wer
in einer 6ffentlichen Stelle, der Aufgaben der Bearbeitung von Personalangelegenheiten von Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern eines Nachrichtendienstes des Bundes iibertragen worden sind, Zugang zu personenbezogenen Daten
dieser Person hat oder sich verschaffen kann, aus denen Riickschliisse auf die Zugehérigkeit der Person zu einem
Nachrichtendienst des Bundes gezogen werden kdnnen. Dadurch wird eine Regelungsliicke in Féllen geschlossen,
in denen eine 6ffentliche Stelle, etwa im Wege der Auftragsdatenverwaltung, Aufgaben der Personalverwaltung
hinsichtlich von Personal der Nachrichtendienste {ibertragen worden sind. Dazu zéhlen insbesondere Aufgaben
wie die Bearbeitung von Beilhilfe-, Reisekosten- und Beziigeangelegenheiten sowie Angelegenheiten der Fami-
lienkasse. Die bisherigen gesetzlichen Regelungen sahen eine Sicherheitsiiberpriifung in diesen Féllen nicht vor.
Erfasst werden sollen mit der Regelung Personen, denen die Bearbeitung der o. a. Personalangelegenheiten fiir
einen ldngeren Zeitraum {ibertragen wird, nicht dagegen Personen, die diese Aufgaben nur gelegentlich wahrneh-
men, etwa im Rahmen einer Vertretung. Durch die Formulierung ,,verschaffen kann* werden etwa auch Personen
mit Administratorenrechten erfasst.

Aufgrund der organisationsbezogenen Besonderheiten trifft das Bundesministerium der Verteidigung fiir seinen
Geschiéftsbereich eine gesonderte Regelung.

Als Folgednderung wird die bisherige Nummer 4 zu Nummer 5.
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Zu Buchstabe b (Absatz 3)
Mit der Anderung wird die Vorschrift an das ,,Amtliche Regelwerk der Deutschen Rechtschreibung® angepasst.

Zu Buchstabe ¢ (Absatz 4)

Mit der Anderung wird die Vorschrift vereinfacht. Ziel des vorbeugenden personellen Sabotageschutzes ist der
Schutz der in Absatz 5 Satz 1 und 2 genannten lebenswichtigen oder verteidigungswichtigen Einrichtungen vor
Sabotageakten. Diese kdnnen durch Saboteure aus einer 6ffentlichen Stelle heraus (sogenannte Innentéter) oder
auch — durch die Innentéter ermdglicht — durch AuBBenstehende begangen werden.

Zu Nummer 3 (§ 2)

Zu Buchstabe a (Absatz 2)

Gemil § 9 Absatz 1 Nummer 3 wird im Rahmen des vorbeugenden personellen Sabotageschutzes (vpS) eine
erweiterte Sicherheitsiiberpriifung (SU) vorgenommen. Aufgrund zahlreicher Ausnahmeregelungen wird im Rah-
men einer SU im vpS aber nur ein Teil der Angaben abgefragt, die bei einer SU im Geheimschutz gemiB § 9
erhoben werden. So wird bisher die mitbetroffene Person nicht einbezogen (§ 2 Absatz 2), es wird das Stasi-
Unterlagen-Archiv nicht abgefragt (§ 12 Absatz 4) und Angaben etwa zum Familienstand, zu im Haushalt leben-
den Personen, zur finanziellen Situation, zu Kontakten zu ausldndischen Nachrichtendiensten und zu Aufenthalten
oder Beziehungen in Staaten mit besonderen Sicherheitsrisiken werden nicht erhoben (§ 13 Absatz 2a). Eine sol-
che SU im vpS erreicht damit nicht einmal die Priiftiefe einer einfachen SU gemiB § 8. In den Lindern wird eine
vpS-SU des Bundes daher regelmiBig nicht anerkannt.

Die Diskrepanz zwischen einer SU im vpS und einer vollwertigen SU gemiB § 9 fiihrt zunehmend zu Wertungs-
widerspriichen und vor dem Hintergrund der angespannten Sicherheitslage bedenklichen Ergebnissen. So wird
derzeit beispielsweise ein im Rahmen des vpS zu iiberpriifender Mitarbeiter einer Leitstelle fiir Elektrizititsver-
teilnetze oder eine Mitarbeiterin eines an einer sicherheitsempfindlichen Stelle eingesetzten 1T-Unternehmens
nicht darauthin tiberpriift, ob enge Beziehungen in einen Staat mit einem besonderen Sicherheitsrisiko unterhalten
werden, obwohl eine solche Uberpriifung mit Blick auf moglicherweise im Interesse eines solchen Staates lie-
gende Sabotageakte durch diese Mitarbeiterin oder diesen Mitarbeiter von hoher Wichtigkeit wire. Der Einsatz
der betroffenen Person in sensiblen Bereichen, erscheint in diesen Féllen problematisch. Das Gefahrenpotenzial
von Cyber- oder anderen Angriffen auf IT-, Verkehrs- oder Energie-Infrastrukturen ist enorm angestiegen und
fiihrt zu hohen Schadensrisiken.

Die vpS-SU gemiB § 9 wird daher durch Anpassung der o. a. Vorschriften auf das Niveau einer SU gemiB § 9
im Geheimschutz gehoben.

Durch die Anderung des § 2 Absatz 2 wird kiinftig auch bei einer vpS-SU die mitbetroffene Person (also etwa die
Ehegattin oder der Ehegatte) liberpriift. Denn es ist nicht auszuschlieBen, dass Sicherheitsrisiken, die in der mit-
betroffenen Person begriindet sind, auf die betroffene Person durchschlagen. Denkbar ist dies etwa in Fillen, in
denen die mitbetroffene Person aus einem Staat mit besonderen Sicherheitsrisiken stammt und/oder dorthin Kon-
takte unterhélt. Dadurch erhalten moglicherweise Stellen in diesen Staaten Einflussmoglichkeiten auf die be-
troffene Person, wenn diese Stellen auf die mitbetroffene Person, die ggf. enge Verwandte, Besitztiimer oder
Geschiftsinteressen in diesen Staaten hat, Druck ausiibt. Der Einsatz der betroffenen Person in sensiblen Berei-
chen, etwa in Sicherheitsbehdrden, im Bereich der IT-Infrastruktur oder bei einem Riistungsunternehmen, er-
scheint in diesen Fillen problematisch. Die Anderung in Absatz 2 dient dazu, solche Sicherheitsrisiken kiinftig
festzustellen bzw. ausschlieBen zu konnen.

Zu Buchstabe b (Absatz 3)
Mit der Anderung werden Abkiirzungen aufgeldst.
Zu Nummer 4 (§ 3)

Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Mit der Anderung wird die durch den Organisationserlass des Bundeskanzlers vom 6. Mai 2025 (BGBI. I Nr. 131)
angepasste Ressortbezeichnung nachvollzogen.
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Zu Buchstabe b (Absatz 1a)

Die Anderung im Satz 1 dient der begrifflichen Klarheit: Der Begriff ,,zustindige Stelle* wird in Absatz 1 defi-
niert. Gemeint ist damit eine Behorde oder Stelle in ihrer Gesamtheit. In Absatz 1a demgegeniiber die Stelle
gemeint, in der — innerhalb der zustindigen Stelle — die Sicherheitsakten gefiihrt werden, also der personelle
Geheimschutz verantwortet wird. Daher ist hier eine redaktionelle Korrektur erforderlich, ohne dass dies Auswir-
kungen auf den Regelungsinhalt hitte. Der neue Satz 2 ist rein deklaratorisch und dient der Klarstellung, dass das
in Satz 1 normierte Gebot der Trennung der fiir die Sicherheitsiiberpriifung zustindigen Stelle von der Personal-
verwaltung (,,Trennungsgebot™) bedeutet, dass die Geheim- bzw. Sabotageschutzbeauftragten und deren Mitar-
beitenden weder mit Personalmafinahmen im engeren Sinne betraut, noch in Interessenvertretungen wie Perso-
nalvertretungsgremien, Schwerbehindertenvertretungen, als Gleichstellungsbeauftragte in der Dienststelle sowie
im Bereich der Bundeswehr als Vertrauensperson nach dem Soldatenbeteiligungsgesetz titig sein diirfen. Dies
geht bereits aus der Begriindung des Ersten Gesetzes zur Anderung des Sicherheitsiiberpriifungsgesetzes vom
16.06.2017 — BGBI. 12017, Nr. 38 vom 20.06.2017, S. 1634 hervor und wird mit dem neuen Satz 2 klargestellt.

Zu Buchstabe ¢ (Absatz 2)
Mit der Anderung werden Abkiirzungen aufgeldst.

Zu Buchstabe d (Absatz 3)

Durch die Ergidnzung , fiir den* in Nummer 2 wird klargestellt, dass auch Tatigkeiten fiir einen Nachrichtendienst
erfasst werden, die aulerhalb des VS-Sicherheitsbereichs erfolgen (was iiber die bisherige Formulierung ,,bei
dem™ hinausgeht), aber eine besonders sensible Tétigkeit betreffen, die einen Einblick in die Betriebsabldufe eines
Nachrichtendienstes ermoglicht (beispielsweise eine Planungs- oder Programmiertitigkeit).

Durch den neuen Satz 4 wird die Mdglichkeit geschaffen, den genannten Personenkreis hinsichtlich der Datener-
hebungen sowie der UberpriifungsmaBnahmen (§§ 12, 13) den Personen nach § 3 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1
gleichzustellen, soweit ausdriicklich auf diese Vorschrift verwiesen wird. Diese Gleichstellung ist erforderlich,
um kiinftig ein unbedingt erforderliches Geheimschutzniveau bei den Personen zu gewéhrleisten, die insbeson-
dere fiir Kernbereiche der IT- und Kommunikationstechnik wesentliche Aufgaben erledigen sollen, die frither
durch eigenes Personal der Nachrichtendienste erledigt wurden. Die Angleichung zieht daher die Konsequenzen
aus der verstérkt festzustellenden Praxis des Outsourcings. Die Entscheidung obliegt der oder dem jeweiligen
Geheimschutzbeauftragten des Nachrichtendienstes. Die betroffene Person ist bei der Einleitung der Sicherheits-
iiberpriifung ausdriicklich darauf hinzuweisen, dass eine Gleichstellung erfolgt und die Einwilligung gemaB § 2
Absatz 1 Satz 2 muss — damit die Sicherheitsiiberpriifung durchgefiihrt werden kann — sich auch hierauf beziehen.

Zu Nummer 5 (§ 4 Absatz 5 und 6)

Mit der Anderung wird die Regelung durch Aufteilung auf zwei Absitze und das Einziehen einer Struktur klarer
und versténdlicher.

Zudem wird beriicksichtigt, dass Aufgaben der 6ffentlichen Verwaltung des Bundes zum Teil von nichtéffentli-
chen Stellen im mehrheitlichen Bundesbesitz iibernommen werden. Kiinftig sollen diese im materiellen Geheim-
schutz vom Bundesamt fiir Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) betreut werden.

Fiir nichtoffentlichen Stellen im mehrheitlichen Bundesbesitz, die Aufgaben der Bundeswehrverwaltung wahr-
nehmen, wird klargestellt, dass die Deutsche militdrische Security Accreditation Authority (DEUmilSAA) die
Betreuung im materiellen Geheimschutz iibernimmt. Dies entspricht der gelebten Rechtspraxis auf Basis der Son-
der-Verschlusssachenanweisung fiir das Bundesministerium der Verteidigung und den Militdrischen Abschirm-
dienst. Fiir die nichtéffentlichen Stellen im Ubrigen bleiben die Zusténdigkeiten unberiihrt.

SchlieBlich wird — auch entsprechend der gelebten Rechtspraxis — klargestellt, dass die DEUmilSAA auch die
Betreuung im materiellen Geheimschutz des Militdrischen Abschirmdienstes tibernimmt. Nach der Allgemeinen
Verwaltungsvorschrift zum materiellen Geheimschutz im Geschiftsbereich des Bundesministeriums der Vertei-
digung wird die DEUmilSAA als einzige zustdndige Stelle des Geschéftsbereiches des Bundesministeriums der
Verteidigung (BMVg) fiir die unabhingige Durchfiihrung von Sicherheitsakkreditierungen von IT-Systemen zur
Verarbeitung von deutschen Verschlusssachen (VS IT-Systeme) festgelegt. Fiir VS IT-Systeme, welche NATO
oder EU Verschlusssachen verarbeiten, fallt mit dem NATO-Beschluss ,,Security within the North Atlantic Treaty
Organisation” (C-M(2002)49-Revl, NATO restricted) und dem Beschluss des Rates iiber die
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Sicherheitsvorschriften fiir den Schutz von EU-Verschlusssachen (ST 9829 2013 INIT) diese Aufgabe grundsétz-
lich der Nationalen Sicherheitsbehorde (NSA) zu, welche im Bundesministerium des Innern (BMI) verortet ist.
Per ,,Ressortvereinbarung vom 3. Juli 2006 zur Regelung der Verantwortlichkeit bei der Priifung der IT-Sicherheit
im Rahmen von Projekten, die klassifizierte NATO-Informationen verarbeiten* wurde die Zusténdigkeit fiir sol-
che VS-IT Systeme des GB BMVg an die DEUmilSAA delegiert. Die DEUmilSAA ist in der Durchfiihrung ihrer
Aufgaben frei von Weisungen, soweit sie die Durchfithrung oder den Ausgang der Sicherheitsakkreditierung be-
treffen und einzig dem BSI bzw. der NSA zur Rechenschaft verpflichtet. Zur Erfiillung dieser Aufgaben nimmt
die DEUmilSAA als deutsche Vertreterin in Security Accreditation Boards (SAB) teil, in denen Akkreditierungs-
entscheidungen zu bi- und multinationalen VS IT-Systemen mit Beteiligung des Geschiftsbereichs des BMVg
getroffen werden.

Das BSI iibernimmt — auf deren Ersuchen hin — die Betreuung im materiellen Geheimschutz des Bundesnachrich-
tendienstes und des Bundesamtes fiir Verfassungsschutz.

Zu Nummer 6 (§ 5 Absatz 1)

Zu Buchstabe a (Satz 1)

Nach dem bisherigen Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe ¢ liegt ein Sicherheitsrisiko dann vor, wenn tatséchliche
Anhaltspunkte eine besondere Gefihrdung der betroffenen oder der mitbetroffenen Person, insbesondere die Be-
sorgnis der Erpressbarkeit, bei moglichen Anbahnungs- oder Werbungsversuchen extremistischer Organisationen
nahelegen, die Bestrebungen im Sinne des § 3 Absatz 1 des Bundesverfassungsschutzgesetzes (BVerfSchG) ver-
folgen. Da zunehmend auch extremistische, aber nicht organisationsgebundene Einzelpersonen auftreten, wird
die Vorschrift nun dahingehend konkretisiert, dass eine Gefahrdung der betroffenen oder der mitbetroffenen Per-
son auch durch solche nicht organisationsgebundene Einzelpersonen bestehen kann.

Zu Buchstabe b (Satz 2)

Nach bisheriger Rechtslage konnen im Rahmen einer einfachen SU gemiB § 8 anfallende Erkenntnisse zu den im
Anderungstext aufgefiihrten Personen (Ehegatte etc.) selbst dann nicht beriicksichtigt werden, wenn diese ohne
Weiteres die Feststellung eines Sicherheitsrisikos rechtfertigen konnen, z. B. besonders bedeutende Aktivititen
fiir eine verfassungsfeindliche Bestrebung. Denn der bisherige Wortlaut ,,mitbetroffene Person® bezieht sich nach
der Definition in § 2 Absatz 2 auf die SU gemiB § 9 Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 und § 10. Mit der An-
derung wird erreicht, dass die Erkenntnisse auch bei einer Uberpriifung nach § 8 einbezogen werden kénnen.

Die Regelung ist Ausfluss des VerhiltnismaBigkeitsprinzips, denn sie vermeidet eine Hoherstufung und Durch-
fiihrung von UberpriifungsmaBnahmen zu diesen Personen, die fiir die Entscheidung letztlich nicht erforderlich
sind. Sie ist gegeniiber der moglichen Losung, diese Erkenntnisse letztlich der betroffenen Person zuzuschreiben,
vorzugswiirdig. Weitergehende Folgen im Hinblick auf zuldssige Datenerhebungen und Mafinahmen, die ohne
eine Hoherstufung nicht zulissig sind, sind mit dieser Anderung nicht verbunden.

Zu Nummer 6 (§ 6)

Zu Buchstabe a (Uberschrift)

Die Anderung ist eine Folgednderung zu Buchstabe c: Aufgrund des Wegfalls des Begriffs ,mitbetroffene Person®
wird auch die Uberschrift der Vorschrift angepasst. Der Begriff ,,an der Sicherheitsiiberpriifung beteiligte Perso-
nen“ bezeichnet die betroffene Person sowie dessen Ehegattin bzw. Ehegatten etc.

Zu Buchstabe b (Absatz 1)

Die Regelung soll fiir Fille, in denen die berechtigte Sorge besteht, dass in der anzuhdrenden Person ein hohes
Aggressionspotential liegt, klarstellen, dass die Anhdrung auch ausschlieBlich schriftlich erfolgen kann, um den
schutzwiirdigen Interessen der Personen gerecht wird, die die Anhérung durchfiihren. Dies betrifft etwa Félle, in
denen die betroffene Person beispielsweise nach der ermittelten Erkenntnislage Mitglied einer extremistischen
Gruppierung mit hohem Gewaltpotential ist oder wegen mehrfacher Bedrohung, gefahrlicher Kérperverletzung
oder Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte verurteilt wurde.

Zu Buchstabe ¢ (Absatz 2)

Die Ersetzung der Angabe ,,mitbetroffene Person® durch die Angabe ,,die Ehegattin, den Ehegatten® etc. ist Folge
der Anderung des § 5 Absatz 1 Satz 2. Das Anhorungsrecht des § 6 soll nicht nur fiir mitbetroffene Personen im
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Sinne des § 2 Absatz 2 gelten (also fiir Partnerinnen und Partner etc. von betroffenen Personen, die gemalB § 9
oder § 10 tlberpriift werden), sondern auch fiir Partnerinnen und Partner etc. von betroffenen Personen, die im
Rahmen einer einfachen Sicherheitsiiberpriifung gemaf § 8 tiberpriift werden.

Zu Nummer 7 (§ 8)

Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Fiir Personen, die Personaldaten der Nachrichtendienste bearbeiten, die nicht als Verschlusssache VS-Vertrau-
lich oder hoher eingestuft sind, ist eine einfache Sicherheitsiiberpriifung angemessen und ausreichend. Die wei-
tere Anderung ist eine Folgesinderung zu Nummer 2.

Zu Buchstabe b (Absatz 2)

Mit der Anderung wird die durch den Organisationserlass des Bundeskanzlers vom 6. Mai 2025 (BGBI. I Nr. 131)
angepasste Ressortbezeichnung nachvollzogen.

Zu Nummer 8 (§ 9)

Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Mit der Anderung wird die Vorschrift an das ,,Amtliche Regelwerk der Deutschen Rechtschreibung* angepasst.
Die Ergdnzung einer Nummer 4 in Absatz 1 ist eine Folgeinderung zu Nummer 2.

Zu Buchstabe b (Absatz 2)

Die Anderung des Zeitraums, innerhalb dessen in den Fillen von Absatz 1 Nummer 3 eine Sicherheitsiiberpriifung
unterbleiben kann, wird von vier auf acht Wochen verdoppelt. Dies soll dem Umstand Rechnung tragen, dass die
Dauer der Sicherheitsiiberpriifungen bei den mitwirkenden Behorden in den vergangenen Jahren erhdht hat. In
den Bereichen des Bundesbaus und des Sicherheits- und Bewachungsgewerbes besteht ein Bediirfnis, betroffene
Personen iiber einen Zeitraum von vier Wochen hinaus begleitet in Bereichen des vorbeugenden personellen Sa-
botageschutzes einzusetzen. Diese Gewerbe unterliegen einer hohen Personalfluktuation und die Mitarbeitenden
stammen oftmals aus Drittstaaten, sodass es bei der Einleitung und Durchfithrung von Sicherheitsiiberpriifungen
zu Verzogerungen kommt. Nicht zeitgerecht liberpriifbares Personal tendiert in diesen Branchen oftmals dazu,
den Arbeitgeber zu wechseln, so dass Einstellungen von Sicherheitsiiberpriifungsverfahren und sodann Uberprii-
fungen weiterer Personen die Folgen sind, um die 6ffentliche Auftragserfiillung durch vertraglich gebundene Un-
ternehmen zu gewahrleisten. Der damit verbundene biirokratische Aufwand verursacht nicht nur Kosten, sondern
geht auch zu Lasten der iibrigen Sicherheitsiiberpriifungsverfahren bei den Verfassungsschutzbehorden. Die An-
derung der Vorschrift verdoppelt daher den Zeitraum, innerhalb dessen moglich ist, die betroffene Person bis zum
Abschluss der Sicherheitsiiberpriifung begleitet in sicherheitsempfindlichen Tétigkeiten einzusetzen, auf acht
Wochen.

Durch die neue Nummer 2 soll in den Féllen des neuen Absatz 1 Nummer 4 die Mdglichkeit geschaffen werden,
auf eine Sicherheitsiiberpriifung verzichten zu kénnen, wenn Art oder Dauer der Tatigkeit dies zulassen. Dies
entspricht der Regelung fiir VS-Sicherheitsbereiche mit dem Erfordernis einer Sicherheitsiiberpriifung geméf § 8
in § 8 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2.

Zu Nummer 9 (§ 10)

Durch die Ergidnzung ,.fiir einen* in Nummer 3 wird klargestellt, dass auch Tétigkeiten erfasst werden, die auler-
halb des VS-Sicherheitsbereichs erfolgen, aber eine besonders sensible Tétigkeit betreffen, die einen Einblick in
die Betriebsabliufe eines Nachrichtendienstes ermdglicht (siehe Begriindung zu Nummer 4 Buchstabe ¢ Doppel-
buchstabe aa).

Damit wird die Méglichkeit geschaffen, den diese Titigkeiten ausiibenden Personenkreis in Uberpriifungshinsicht
den Personen nach § 3 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 vollstindig gleichzustellen, um das erforderliche gleich hohe
Geheimschutzniveau zu gewéhrleisten.

Fiir die erweiterte Sicherheitsiiberpriifung mit Sicherheitsermittlung wird durch den Zusatz am Ende der Vor-
schrift die Moglichkeit geschaffen, fiir Fremdpersonal, das lediglich im AuBlenbereich titig werden soll, oder,
soweit dieses Gebdude des Nachrichtendienstes betritt, dabei stindig begleitet wird, auf die
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Sicherheitsiiberpriifung zu verzichten. Damit wird bei gleichbleibendem Sicherheitsniveau unnétiger biirokrati-
scher Aufwand vermieden.

Zu Nummer 10 (§ 11)
Die Anderung betrifft die Vereinheitlichung der Schreibweise des Wortes ,,nichtéffentliche®.

Zu Nummer 11 (§ 12)

Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Die Befugnis der mitwirkenden Behorde zur Einsichtnahme in Internetseiten ist im Rahmen des parlamentari-
schen Verfahrens zum Ersten Gesetz zur Anderung des Sicherheitsiiberpriifungsgesetzes vom 16. Juni 2017
(BGBL. I S. 1634) als Absatz 3a eingefiigt worden. Die Regelung wird nun als Standardmafinahme in den syste-
matisch passenderen Absatz 1 eingefiigt.

Zudem werden einige ungenaue und zum Teil nicht mehr zeitgeméBe Begriffe prazisiert. So wird der Begriff
,.Einsicht durch den treffenderen Begriff ,,Recherche® ersetzt. Denn Ziel der mitwirkenden Behorden ist es, im
Zuge einer Sicherheitsiiberpriifung Anhaltspunkte fiir mogliche Sicherheitsrisiken zu finden, wofiir das Instru-
ment der Internetrecherche als wertvolles Hilfsmittel eingesetzt wird. Durch die Anderung der Formulierung ,,6f-
fentlich sichtbar in ,,6ffentlich zuginglich® wird klargestellt, dass — wie es schon bisherige Rechtspraxis ist —
auch der Teil sozialer Netzwerke einbezogen werden kann, der nach Anmeldung fiir alle Mitglieder 6ffentlich
zugénglich ist. Die Formulierung wird damit dem § 3a Absatz 3 Nummer 2 des Soldatengesetzes angeglichen.
Als ein soziales Netzwerk wird eine virtuelle Gemeinschaft verstanden, die sich auf einer Plattform miteinander
vernetzt, die kommuniziert und die sich austauscht.

Auflerdem wird die Recherchemdglichkeit in sozialen Medien — wie bereits jetzt fiir den Bereich des Bundesmi-
nisteriums der Verteidigung — auch fiir die einfache Sicherheitsiiberpriifung geméaB § 8 ermdglicht. Fiir die stér-
kere Einbeziehung von sozialen Medien spricht, dass die Bedeutung des Internets fiir die Darstellung der eigenen
Person und der eigenen Meinung seit der SUG-Novelle im Jahr 2017 deutlich zugenommen hat. Vermehrt werden
dadurch Printmedien, aber auch sonstige dffentliche AuBerungen ersetzt. Es existieren Plattformen, auf denen in
Echtzeit aktuelle Fragen diskutiert werden, die aus Sicht der Teilnehmenden von besonderem Interesse sind. Ziel
ist es, auf die 6ffentliche Meinung einzuwirken. In diesen offenen Gesprichen wird die Offentlichkeit gesucht
und — anders als in Diskussionen etwa in Chat-Gruppen — bewusst auf eine Einschrinkung der Teilnehmenden
verzichtet. Die dort ausgetauschten Meinungen haben eine grolere Wirkung, weil der Kreis derjenigen, die auf
die ausgetauschten Auffassungen zugreifen konnen, praktisch unbegrenzt ist. Diese Darstellung im Netz erdffnet
somit umfangreiche Recherchemdglichkeiten fiir fremde Nachrichtendienste, extremistische Personenzusammen-
schliisse und Einzelpersonen. So konnen aus der jeweiligen Perspektive interessante Personen identifiziert und
gegebenenfalls erkannte Schwéchen fiir eine Ansprache genutzt werden.

Da die Grenzen klassischer Internetseiten und sozialer Netzwerke zunehmend verschwimmen, wird die Formu-
lierung ,,Internetseiten” in ,,Internetplattformen* gedndert und damit zeitgeméBer gefasst.

Gerade die oben beschriebene leichte und mit wenig Aufwand verbundene Suche nach geeigneten Zielpersonen
ermoglicht auch die Suche nach Partnerinnen oder Partnern dieser ,,Zielpersonen, um iiber diese mogliche
Schwichen der betroffenen Person auszuforschen. Daher ergibt sich die Notwendigkeit, die Internetrecherche
kiinftig — wie bereits in den Sicherheitsiiberpriifungsgesetzen der Lander Baden-Wiirttemberg, Hamburg, Hessen
und Nordrhein-Westfalen vorgesehen — auf die mitbetroffene Person auszuweiten. Beispiele dafiir, dass Sicher-
heitsrisiken in Bezug auf die mitbetroffene Person auf die betroffene Person durchschlagen koénnen, sind Ehepart-
ner oder der betroffenen Person &hnlich nahestehende Personen, die Beziehungen in einen Staat mit besonderen
Sicherheitsrisiken geméf § 13 Absatz 1 Nummer 17 haben.

Die Ausweitung der Befugnisse der mitwirkenden Behorde zu Internetrecherchen ist nicht nur vor dem Hinter-
grund der verschirften Sicherheitslage erforderlich, sondern auch angesichts des Ziels der Bundesregierung, kon-
sequent gegen Extremisten im Offentlichen Dienst vorzugehen. Im politischen Raum wird dies etwa vom Parla-
mentarischen Kontrollgremium gefordert, das in seiner 6ffentlichen Stellungnahme vom 26. April 2023 die Er-
wartung geduBert hat, zur frithzeitigen Erkennung und Verhinderung von Sicherheitsrisiken Befugnisse der mit-
wirkenden Behorden fiir ,,weitreichende Recherchemdglichkeiten in den sozialen Medien* vorzusehen (BT-Drs.
20/6575, S. 2).
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Die Internetrecherchen sollen im erforderlichen Malle zur Anwendung kommen und bei allen Arten von Sicher-
heitsiiberpriifungen zum Tragen kommen. Die Einschrankung ,,in erforderlichem MaBe* erdffnet der mitwirken-
den Behorde ein Ermessen etwa hinsichtlich der Priifungstiefe, die bei einfachen Sicherheitsiiberpriifungen gerin-
ger ausfallen kann als bei erweiterten Sicherheitsiiberpriifungen mit Sicherheitsermittlungen. Zudem kann sich
eine Internetrecherche auch als nicht erforderlich erweisen, etwa in Féllen, in denen bereits aufgrund sonstiger
ErmittlungsmaBnahmen sicherheitserhebliche Erkenntnisse bekannt geworden sind, die die mitwirkende Behorde
bereits flir sich zu einem Vorgehen nach § 14 Absatz 2 Satz 1 veranlassen.

Die Erhebung von Erkenntnissen im Internet stellt einen Eingriff in die Personlichkeitsrechte der betroffenen und
der mitbetroffenen Person dar, der angesichts der zu schiitzenden Giiter allerdings gerechtfertigt ist.

Anfragen bei Meldebehdrden sind erforderlich, etwa um die Identitdt der betroffenen Person zu verifizieren, die
Richtigkeit der angegebenen Adressdaten zu iiberpriifen oder andere Angaben nachvollziehen zu konnen. Dies ist
bisher nur bei aufgrund von tatsédchlichen Anhaltspunkten belegbaren Zweifeln an der Richtigkeit der Angaben
in der Sicherheitserkldrung sinnvoll, etwa weil diese Ungereimtheiten oder Widerspriiche aufweist. Nach der
neuen Regelung soll eine Anfrage bei den Meldebehorden auch ohne Vorliegen dieser besonderen Voraussetzun-
gen moglich sein, um die Angaben in der Sicherheitserkldarung anhand von Stichprobenkontrollen {iberpriifen zu
konnen. Da die Angaben in der Sicherheitserklarung die Basis fiir eine Sicherheitsiiberpriifung bilden, miissen die
dort getitigten Angaben auch {liberpriifbar sein. Nur so kann beispielsweise aufgedeckt werden, dass die zu iiber-
priifende Person an einem nicht angegebenen fritheren Wohnsitz strafféllig geworden ist. Auch eine Reihe von
Léandern sehen in ihren Sicherheitsiiberpriifungsgesetzen eine solche Regelung vor (etwa Berlin, Hamburg, Meck-
lenburg-Vorpommern und Rheinland-Pfalz).

Der Abruf von Meldedaten soll automatisiert erfolgen, sobald bei den mitwirkenden Behorden die technischen
Voraussetzungen hierfiir gegeben sind.

Zu Buchstabe b (Absatz 1a)

Die Erfahrungen zeigen, dass einige ausldndische Nachrichtendienste mehr als ein Jahr fiir eine Beantwortung
bendtigen bzw. die Beantwortung von Anfragen nur sporadisch erfolgt. Um in solchen Féllen eine unnétige Ver-
zogerung des Abschlusses der Sicherheitsiiberpriifung zu vermeiden, kann die mitwirkende Behorde die Ersatz-
mafBnahmen gemil Absatz 5 kiinftig auch dann ergreifen, wenn mit einer Antwort auf eine Anfrage nach Absatz 1
Nummer 4 nicht binnen angemessener Frist gerechnet werden kann. Als angemessen ist — je nach Land — eine
Frist von circa sechs Monaten zu werten.

Zu Buchstabe ¢ (Absatz 3)

Zu Doppelbuchstabe aa

Durch die Anderung in Satz 1 wird hinsichtlich der Zahl der zu befragenden Personen eine groBere Flexibilitit
erreicht, so dass nicht zwingend vier Personen zu befragen sind. Erforderlich sind auch nach der Neufassung
mindestens drei befragte Personen. Da die benannten Referenzpersonen regelmiBig der betroffenen Person nahe-
stehen, reicht in einigen Féllen die Befragung einer Referenzperson aus. Dagegen miissen, um ein neutrales Bild
zu erlangen, immer mindestens zwei Auskunftspersonen befragt werden.

Durch die Erweiterung des Ermessens der mitwirkenden Behdrde hinsichtlich der Zahl der zu befragenden Refe-
renzpersonen wird eine Beschleunigung der Bearbeitungszeiten einer Sicherheitsiiberpriifung geméf § 10 ange-
strebt.

Zu Doppelbuchstabe bb

Das Sicherheitsgesprich ist ein wichtiges Mittel zur Feststellung sicherheitserheblicher Erkenntnisse. Aufgrund
der Auslagerung von Aufgaben, die fiir die Funktionstétigkeit der Nachrichtendienste wichtig sind, ist es erfor-
derlich, das Sicherheitsgesprich nicht nur — wie bisher — fiir Bewerberinnen und Bewerber oder Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter eines Nachrichtendienstes, sondern auch fiir andere betroffene Personen ausdriicklich und klar-
stellend zuzulassen, die mit einer sicherheitsempfindlichen Tatigkeit nach § 1 Absatz 2 bei einem oder fiir einen
Nachrichtendienst betraut werden sollen.
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Zu Buchstabe d (Absatz 3a)

Die Anderung ist eine Folgeéinderung zu Buchstabe a: Da die Regelung zu Internetrecherchen wird in den Katalog
des Absatzes 1 eingegliedert wird, wird Absatz 3a gestrichen.

Zu Buchstabe e (Absatz 4)

Zu Doppelbuchstabe aa

In Umsetzung des Gesetzes zur Anderung des Bundesarchivgesetzes, des Stasi-Unterlagen-Gesetzes und zur Ein-
richtung einer oder eines SED-Opferbeauftragten vom 9. April 2021 (BGBI. I S. 750) wurde das Stasi-Unterla-
gen-Archiv zum 17. Juni 2021 vom Bundesbeauftragten fiir die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehe-
maligen Deutschen Demokratischen Republik an das Bundesarchiv iibertragen. Die Anderung vollzieht diese
Entwicklung nach.

Zu Doppelbuchstabe bb

Bisher wird im Rahmen einer Sicherheitsiiberpriifung (SU) im vorbeugenden personellen Sabotageschutz (vpS)
nur ein Teil der Angaben abgefragt, die bei einer SU im Geheimschutz gemiB § 9 erhoben werden. Die bisherige
Diskrepanz zwischen einer Sicherheitsiiberpriifung (SU) im vorbeugenden personellen Sabotageschutz (vpS) und
einer vollwertigen SU gemiB § 9 fiihrt zunehmend zu Wertungswiderspriichen und vor dem Hintergrund der an-
gespannten Sicherheitslage bedenklichen Ergebnissen (vgl. auch die Begriindung zu Nummer 3). Mit der Strei-
chung von Satz 4 wird sichergestellt, dass Erkenntnisse gemiB Absatz 4 auch im Rahmen einer SU im vpS an die
mitwirkende Behorde zur Bewertung iibermittelt werden.

Zu Nummer 12 (§ 13)
Zu Buchstabe a (Absatz 1)
Zu Doppelbuchstabe aa

Zu Dreifachbuchstabe aaa

Derzeit geben viele betroffene Personen neben dem Namen auch den akademischen Grad in der Sicherheitserkla-
rung an. Die verpflichtende Aufnahme in den Katalog des § 13 Absatz 1 ermoglicht eine einheitliche Praxis. Die
zusitzliche Angabe hilft auBerdem bei der zweifelsfreien Identifizierung der Person etwa bei Mafinahmen gemaf
§ 12 Absatz 1 Nummer 5. Zudem wird dadurch die elektronische Verarbeitung nach den §§ 20 und 31 zuléssig.

Zu Dreifachbuchstabe bbb

Die Ergénzung des Wortes ,,mindestens dient der Klarstellung, dass die betroffene Person in der Sicherheitser-
klarung auch Wohnsitze im Inland angeben kann, die sie seit mehr als fiinf Jahre nicht mehr innehat.

Zu Dreifachbuchstabe ccc

Durch Anderung des Wortes ,,Erreichbarkeit” in den Plural ,,Erreichbarkeiten* wird klargestellt, dass moglichst
mehrere Telefonnummern und E-Mail-Adressen in der Sicherheitserklarung angegeben werden sollen. Denn diese
Angaben dienen nicht nur der Identifikation, etwa im Bereich der Internetrecherche, sondern insbesondere auch
der besseren Erreichbarkeit und sollen damit einen beschleunigenden Effekt im Hinblick auf erforderliche Ge-
spriache haben.

Zu Dreifachbuchstabe ddd

Die Regelung in Nummer 9 wurde seinerzeit aufgenommen, um Verfassungsschutzerkenntnisse zu den im Haus-
halt lebenden Personen zu erlangen, die auch im Hinblick auf die betroffene Person von Relevanz sein kdnnen.
Auf Grund der inzwischen erweiterten Moglichkeit der Speicherung von Daten zu Minderjahrigen im Nachrich-
tendienstlichen Informationssystem (NADIS; vgl. § 11 Absatz 1 BVerfSchG) ist insoweit eine Angleichung auch
der Altersangabe in Nummer 9 erforderlich. Bei den 14- bis 16-jahrigen geht es um Fille, in denen erhebliche
Erkenntnisse mit Terrorismushintergrund zu der minderjéhrigen Person vorliegen. Beispiel dafiir sind aktuelle
Fille von Planungen terroristischer Anschldge durch Minderjdhrige. In diesen Féllen muss es moglich sein —
gerade im vorbeugenden personellen Sabotageschutz —, die in NADIS vorhandenen Daten zu der minderjahrigen
Person abzufragen, um entsprechende Hintergriinde und Auswirkungen auf die betroffene Person abkldren zu
konnen.



Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode — 35— Drucksache 21/1926

Zu Dreifachbuchstabe eee
Mit der Anderung erfolgt eine Anpassung an die Einfiihrung des Bundesfreiwilligendienstes durch § 1 des Bun-

desfreiwilligendienstgesetzes vom 28. April 2011 (BGBL. I S. 687), das zuletzt durch Artikel 81 des Gesetzes vom
20. August 2021 (BGBI. I S. 3932) geéndert worden ist.

Zu Dreifachbuchstabe fff

Die vor dem Hintergrund der verschérften Sicherheitslage festzustellenden verstarkten Aktivitidten aus-
landischer Nachrichtendienste in Deutschland erfordern im Hinblick auf die in sicherheitsempfindlichen
Tatigkeiten einzusetzenden Personen die moglichst umfassende und frithzeitige Kenntnis {iber Um-
stande, die auf Anbahnungs- oder Werbungsversuche fremder Nachrichtendienste hindeuten konnen.

Kontakte zu ausldndischen Nachrichtendiensten konnen stets Ausgangspunkt fiir Anbahnungs- oder
Werbungsversuche sein. Die Formulierung entbindet die Betroffenen im Unterschied zur bestehenden
Regelung von der Bewertung, ob ein Kontakt zu einem auslédndischen Nachrichtendienst auf einen An-
bahnungs- oder Werbungsversuch hindeuten kann und dient damit auch der Klarheit beim Ausfiillen
der Sicherheitserklarung.

Zu Dreifachbuchstabe ggg

In der Sicherheitserkldrung sind durch die betroffene Person auch Beziehungen zu kriminellen oder terroristischen
Vereinigungen offenzulegen. Dies konnen auch Beziehungen zu verantwortlichen oder ansonsten maB3geblichen
Personen dieser Vereinigungen sein.

Zu Dreifachbuchstabe hhh

Analog zur Anderung des § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe ¢ sollen kiinftig bei der Sicherheitserklirung
auch Beziehungen zu Einzelpersonen angegeben werden miissen, die Bestrebungen im Sinne des § 3 Absatz 1
des Bundesverfassungsschutzgesetzes verfolgen. Auch im Ubrigen wird der Wortlaut der Vorschrift dem Wort-
laut von § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe ¢ angeglichen.

Auch laufende Strafverfahren im Ausland sind sicherheitsrelevant und konnen ggf. durch Anfragen an dortige
Stellen oder sonstige Mafinahmen nach § 12 Absatz 5 aufgeklart werden. Daher miissen kiinftig auch Strafver-
fahren im Ausland einschlieBlich Ermittlungsverfahren in der Sicherheitserkldrung angegeben werden.

Zu Dreifachbuchstabe iii

Mit der Anderung wird die durch den Organisationserlass des Bundeskanzlers vom 6. Mai 2025 (BGBI. I Nr. 131)
angepasste Ressortbezeichnung nachvollzogen.

Zu Dreifachbuchstabe jjj

Um erweiterte Sicherheitsiiberpriifungen mit Sicherheitsermittlungen ziigig abschlieBen zu kdnnen, ist es von
entscheidender Bedeutung, die von der betroffenen Person angegebenen Referenzpersonen erreichen zu kénnen.
Daher sind kiinftig in der Sicherheitserkldrung mehrere der betroffenen Person bekannte telefonische und elekt-
ronische Erreichbarkeiten anzugeben.

Zu Dreifachbuchstabe jjj

Kiinftig sind — als Folgednderung zu Buchstabe a — auch bei einer einfachen Sicherheitsiiberpriifung geméal § 8
die Adressen eigener Internetseiten und die Mitgliedschaften in sozialen Netzwerken im Internet anzugeben. Um
kiinftig eine zielgerichtetere und effektivere Recherche in sozialen Netzwerken zu ermdglichen, wird auch die
Angabe des Benutzernamens verpflichtend.

Zu Doppelbuchstabe bb

Das Lichtbild ist sowohl fiir die betroffene als auch fiir die mitbetroffene Person fiir Zwecke der Internetrecher-
che erforderlich, etwa um eine zweifelsfreie Zuordnung von Bildern im Internet zu der jeweiligen Person zu er-
moglichen. Daher wird dieses nur von der mitwirkenden Behdrde benétigt. Fiir diesen Zweck reicht demzufolge
jeweils ein Lichtbild aus. Ein automatisierter Abgleich mit Datenbanken ist kiinftig moglich, so dass liicken-
hafte Angaben in der Sicherheitserklarung der betroffenen Person (etwa nicht angegebene Auftritte in sozialen
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Medien) und sich daraus ergebende mdgliche Sicherheitsrisiken erkannt werden kdnnen. Dies ist angesichts der
verschérften Sicherheitslage erforderlich und geboten.

Zu Buchstabe b (Absatz 2)

Durch die Anderung sind die Angaben gemif § 13 Absatz 1 Nummer 8 und 17 (telefonische und elektronische
Erreichbarkeiten, Wohnsitz, Aufenthalte, Reisen, nahe Angehorige und sonstige Beziehungen in und zu Staaten
mit besonderen Sicherheitsrisiken) auch zum miteinbezogenen Partner bzw. zur miteinbezogenen Partnerin erfor-
derlich, da diese Daten fiir eine Kontaktaufnahme etwa zu Anhérungszwecken, zur Einbeziehung in die Internet-
recherche sowie zur Bewertung einer mdglichen nachrichtendienstlichen Gefahrdung erforderlich sind bzw. rele-
vant sein kdnnen. Bereits jetzt sind zu dieser Person Angaben zu Anbahnungsversuchen ausldndischer Nachrich-
tendienste sowie zu Kontakten zu verfassungsfeindlichen Organisationen erforderlich, so dass die entsprechende
Erweiterung systematisch folgerichtig ist.

Zu Buchstabe ¢ (Absatz 2a)

Bisher wird im Rahmen einer Sicherheitsiiberpriifung (SU) im vorbeugenden personellen Sabotageschutz (vpS)
nur ein Teil der Angaben abgefragt, die bei einer SU im Geheimschutz gemiB § 9 erhoben werden. Die Diskre-
panz zwischen einer SU im vpS und einer vollwertigen SU gemiB § 9 fiihrt zunehmend zu Wertungswidersprii-
chen und vor dem Hintergrund der angespannten Sicherheitslage bedenklichen Ergebnissen (vgl. auch die Be-
griindung zu Nummer 3).

Angaben zum Familienstand, zu im Haushalt lebenden Personen, zu Eltern, Stief- oder Pflegeeltern, zur finanzi-
ellen Situation sowie Angaben zum Partner sind kiinftig genauso im Rahmen einer SU im vpS erforderlich, wie
Angaben zu Kontakten zu auslédndischen Nachrichtendiensten und zu Aufenthalten oder Beziehungen in Staaten
mit besonderen Sicherheitsrisiken. Nur so kann ein komplettes Bild dariiber gewonnen werden, ob hinsichtlich
der betroffenen Person ein Sicherheitsrisiko vorliegt. Diese Datenerhebungen und die daraus gewonnenen Er-
kenntnisse bieten einen zusitzlichen tatsdchlichen Sicherheitsgewinn in Bezug auf terroristische Sabotagehand-
lungen. Zudem hat die Angleichung an das Niveau der SU im Geheimschutz positive Auswirkungen auf die An-
erkennung von SU des Bundes durch die Lénder.

Zu Buchstabe d (Absatz 3)

Die Anderung ist eine Folgedinderung zu Buchstabe a. Auch zur mitbetroffenen Person sind kiinftig die Adressen
eigener Internetseiten und die Mitgliedschaften in sozialen Netzwerken im Internet einschlieBlich der Benutzer-
namen anzugeben.

Zu Buchstabe e (Absatz 4)

Die weitergehenden Angaben werden auf Personen ausgeweitet, die, obgleich nicht zum Personal zéhlend, be-
sonders sicherheitsempfindliche Tétigkeiten bei Nachrichtendiensten oder fiir diese ausiiben und deshalb dem
HStammpersonal“ gleichgestellt sind (vgl. Begriindung zu Nummer 4 Buchstabe ¢ Doppelbuchstabe aa).

Zu Buchstabe f (Absatz 6)
Mit der Anderung wird die Vorschrift an das ,,Amtliche Regelwerk der Deutschen Rechtschreibung** angepasst.

Zu Nummer 13 (§ 14)

Zu Buchstabe a, b und ¢ (Uberschrift, Absatz 1 und 2)

Mit den Anderungen wird die Vorschrift an das ,,Amtliche Regelwerk der Deutschen Rechtschreibung® angepasst
und es werden Abkiirzungen aufgeldst.

Zu Buchstabe d (Absatz 3)

Klarstellend wird als Satz 4 aufgenommen, dass die zustindige Stelle eine oder mehrere Anforderungen festlegen
kann, die zur Aufnahme oder bei Ausiibung der sicherheitsempfindlichen Tétigkeit erfiillt sein miissen Die An-
forderungen miissen geeignet sein, das sich aus sicherheitserheblichen Erkenntnissen ergebende Risiko fiir die
Sicherheit der Schutzgiiter des SUG auf ein ertriigliches MaB zu reduzieren. Das heift, dass ohne die Erfiillung
der Anforderungen die Feststellung eines Sicherheitsrisikos unumgéinglich wire. Um ein Tatigwerden der be-
troffenen Person in einer sicherheitsempfindlichen Tatigkeit zu ermdglichen, kann die zustindige Stelle gegen-
iiber der betroffenen Person eine oder mehrere Anforderungen festlegen, die gegebenenfalls auch ein Verhalten
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der mitbetroffenen Person betreffen konnen. Beispiele dafiir sind etwa zu unterlassende Reisen in Staaten mit
besonderen Sicherheitsrisiken gemal § 13 Absatz 1 Nummer 17. Risikominimierende MaBnahmen wie die fest-
zulegenden Anforderungen sind zwar auch nach bisheriger Rechtslage aus dem Grundsatz der VerhiltnismaBig-
keit bei der Entscheidung iiber das Bestehen eines Sicherheitsrisikos mdglich. Die gesetzliche Klarstellung erhoht
aber die Transparenz und Akzeptanz notwendiger Beschrinkungen und schafft zugleich Klarheit und Rechtssi-
cherheit bei allen Beteiligten. Der Begriff ,,Anforderung* ist synonym mit dem Begriff ,,Auflage® zu verstehen,
der hier vermieden ist, da er im Verwaltungsrecht in der Regel im Zusammenhang mit Verwaltungsakten verwen-
det wird. Die Mitteilung der Entscheidung iiber die Feststellung oder Nichtfeststellung eines Sicherheitsrisikos ist
aber mangels unmittelbarer Rechtswirkung nach aullen gerade kein Verwaltungsakt.

Die Fille, in denen die zustdndige Stelle zu einer anderen Bewertung der von der mitwirkenden Behorde iiber-
mittelten Erkenntnisse kommt als die mitwirkende Behorde und in der Folge entscheidet, dass kein Sicherheitsri-
siko vorliegt, oder umgekehrt, dass ein Sicherheitsrisiko gegeben ist, miissen kiinftig erfasst werden. Dies ent-
spricht auch einer Empfehlung des Parlamentarischen Kontrollgremiums (PKGr; siche BT-Drs 20/6575). Die
mitwirkende Behdrde muss diese Abweichungsfille kiinftig elektronisch in einem Dateisystem erfassen, um stets
diesbeziiglich auskunftsfahig zu sein (etwa gegeniiber dem PKGr).

Die zustindige Stelle unterrichtet die mitwirkende Behorde unter Darlegung der Griinde. Bei nachgeordneten
Stellen erfolgt die Unterrichtung — korrespondierend zur Regelung nach Absatz 2 — {iber deren oberste Bundes-
behorde. Die oder der Geheimschutzbeauftragte oder Sabotageschutzbeauftragte der obersten Bundesbehorde hat
dadurch auch in diesem Fall die Moglichkeit, sich in das Verfahren einzuschalten.

Zu Buchstabe e, f und g (Absatz 4 und 5)

Die bisherigen Absdtze 4 und 5 werden vertauscht, damit deutlich wird, dass der betroffenen Person auch die
Einstellung mitzuteilen ist.

Zu Nummer 14 (§ 15)

Die bisherige Formulierung greift die Definition des Sicherheitsrisikos auf (vgl. § 5 Absatz 1). In einem derartigen
Fall ist jedoch die Sicherheitsiiberpriifung bereits abschlussreif. Zielfiihrender ist es, die vorldaufige Zuweisung
davon abhiingig zu machen, ob die Uberpriifung gemiB Nummer 1 oder 2 eine sicherheitserhebliche Erkenntnis
ergeben hat (vgl. § 5 Absatz 2). Daher wird die Angabe ,,tatséchlichen gestrichen.

Dabei stehen sicherheitserhebliche Erkenntnisse, die offensichtlich nicht zur Feststellung eines Sicherheitsrisikos
fithren werden, der vorldufigen Freigabe nicht entgegen.

Zu Nummer 15 (§ 15b)

Der neu eingefiigte § 15b verpflichtet die betroffene Person, nach Abgabe der Sicherheitserkldrung der zustdndi-
gen Stelle unverziiglich alle Kontakte zu auslédndischen Nachrichtendiensten, zu Vereinigungen im Sinne von § 5
Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b und zu Personenzusammenschliissen und Einzelpersonen im Sinne von § 5
Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe ¢ sowie eine Mitgliedschaft in einer solchen Vereinigung oder Organisation in
Textform anzuzeigen. Dies gilt auch fiir Kontakte der mitbetroffenen Person. Die Formulierung ,,in Textform*
greift die Formulierung des § 126b BGB auf. Durch die Regelung wird eine Liicke geschlossen. Denn geméal
§ 15a unterrichtet zwar die personalverwaltende Stelle die zustidndige Stelle unverziiglich iiber Verdnderungen
der personlichen, dienstlichen und arbeitsrechtlichen Verhéltnisse der betroffenen Person. Kontakte zu ausléndi-
schen Nachrichtendiensten, extremistischen Organisationen sowie kriminellen und terroristischen Vereinigungen
fallen allerdings nicht darunter. Fiir die betroffene Person selbst besteht zudem nach bisheriger Rechtslage im
Zeitraum zwischen der Abgabe der Sicherheitserkldrung und der Aktualisierung geméll § 17 Absatz 1 keine
Pflicht, von sich aus iiber Anderungen zu informieren, die iiber eine Personenstandsinderung oder die eintretende
Volljahrigkeit der oder des Ehegatten etc. hinausgeht (siehe § 2 Absatz 2, Satz 6 und 7).

Zu Nummer 16 (§ 16)

Mit der Anderung wird die Vorschrift an das ,,Amtliche Regelwerk der Deutschen Rechtschreibung angepasst
und es werden Abkiirzungen aufgelost.
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Zu Nummer 17 (§ 17)

Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Mit der Anderung wird klargestellt, dass das gesamte Verfahren des § 13 Absatz 6 gilt und nicht nur, wie bisher,
eine Einsicht in die Personalakte erfolgen kann.

Zu Buchstabe b (Absatz 3)

Um den zustdndigen Stellen die fristgerechte Einleitung von Aktualisierungen und Wiederholungsiiberpriifungen
zu ermoglichen, sieht der neue Absatz 3 vor, dass die zustindigen Stellen die Fristeinhaltung in der Regel mittels
elektronischer Erinnerungsfunktion {iberwachen und Aktualisierungen und Wiederholungsiiberpriifungen zeitge-
recht bei den Verfassungsschutzbehorden einleiten. Begriindete Ausnahmen sind fiir Fille moglich, in denen das
Ziel der Regelung auch ohne eine elektronische Erinnerungsfunktion erreicht wird. Die Anderung geht auf eine
Forderung des Parlamentarischen Kontrollgremiums in seiner 6ffentlichen Stellungnahme vom 26. April 2023
(BT-Drs. 20/6575) zuriick.

Zu Buchstabe ¢ (Absatz 4)
Die Anderung ist eine Folgeiinderung zu Buchstabe b.

Zu Nummer 18 (§ 18)

Zu Buchstabe a (Absatz 2)
Mit der Anderung wird die Vorschrift an das ,,Amtliche Regelwerk der Deutschen Rechtschreibung** angepasst.

Zu Buchstabe b (Absatz 3)
Mit der Anderung werden Abkiirzungen aufgeldst.

Zu Buchstabe ¢ (Absatz 5)

Zu Doppelbuchstabe aa

Die Regelung wird so geédndert, dass die zustéindige Stelle der mitwirkenden Behorde auch das Ausscheiden aus
oder die Nichtaufnahme der sicherheitsempfindlichen Tétigkeit unverziiglich mitzuteilen hat. Dies entspricht ei-
ner bisher schon verbreiteten Praxis.

Zu Doppelbuchstabe bb
Die Anderung ist eine Folgeinderung zu Doppelbuchstabe aa.

Zu Buchstabe d (Absatz 6)

Die Sitze 2 und 3 werden gestrichen, um eine effektive elektronische Aktenfiihrung auch im Bereich des Sicher-
heitsiiberpriifungsverfahrens zu ermoglichen. Die Sicherheitsakte soll mit allen fiir die sicherheitsméBige Beur-
teilung erheblichen Informationen auch elektronisch gefiihrt werden kdnnen. Satz 2 ist aufgrund der Angleichung
des § 20 an § 31 nicht mehr erforderlich. Fiir eine medienbruchfreie Digitalisierung ist zudem ein derzeit durch
Satz 3 untersagter automatisierter Abgleich personenbezogener Daten sinnvoll. Denn die aktuelle Regelung
hemmt die Arbeit der Verfassungsschutzbehorden. Aufgrund des nach bisheriger Rechtslage bestehenden Verbots
des automatisierten Abgleichs werden in vielen Behorden Dokumente in der Sicherheitsakte als Bilddateien im
TIFF Format gespeichert, weil diese Art der Speicherung keinen automatisierten Abgleich mit anderen Datenban-
ken oder eine Suche zulédsst. Auf diese Weise muss etwa ein Bearbeiter einer mitwirkenden Behorde, bei der
Suche nach einer Information fiir ein Votum, eine Leitungsvorlage oder Ahnliches beziehungsweise bei der Suche
nach Informationen zu einer fernmiindlichen Nachfrage einer zustidndigen Stelle eine Akte hédndisch am Monitor
durchscrollen und selbst nach einer Information suchen. Durch diese hdndische Arbeit werden Ressourcen ge-
bunden, die angesichts der derzeitigen Dauer der Sicherheitsiiberpriifungsverfahren anderweitig besser eingesetzt
werden konnten.

AuBerdem wird die Moglichkeit geschaffen, einen automatischen Abgleich im Rahmen von Plausibilititskontrol-
len der von betroffenen Personen eingereichten Sicherheitserkldrungen vornehmen zu kénnen. Dies vermeidet
unwahre Angaben bei Personalstammdaten und dadurch in der Folge eine unnétige Mehrbelastung der Verfas-
sungsschutzbehorden. Sicherheitsiiberpriifungsverfahren werden so oft schneller abgeschlossen werden kdnnen.
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Auch vor dem Hintergrund der Uberlegungen zu Schnittstellen einer digitalen Sicherheitsakte zu einer digitalen
Personalakte, um gewisse Meldepflichten der personalverwaltenden Stelle gemaB § 15a zu automatisieren, ist die
Streichung von Satz 3 erforderlich. Eine solche Schnittstelle soll einerseits sicherstellen, dass die zustindige Stelle
von der Anderung bestimmter Daten gesichert erfihrt, und andererseits den hiindischen Aufwand an dieser Stelle
reduzieren und die Medienbruchfreiheit im Sinne des § 6 EGovG zu gewéhrleisten beitragen.

Mit der Ergdnzung der Verweisung auf § 20 soll erreicht werden, dass in der analogen Fassung der Sicherheitsakte
die gleichen Informationen enthalten sein diirfen wie in der digitalen Fassung. Die in § 20 geregelte Verarbeitung
der Daten ermoglicht es auch, eine Abfrage zur Gewinnung (und nicht nur zur Bestdtigung) von Erkenntnissen
zu nutzen. Dies stellt einen neuen Anwendungsfall dar: Durch die nunmehr zuldssige Abfrage auch auflerhalb
einer konkreten Sicherheitsiiberpriifung konnen bekannt gewordene Sicherheitsrisiken (beispielsweise eine an die
zustiandige Stelle libermittelte Liste mit extremistischen Personen oder mit Unternehmen, die ausldandischen Nach-
richtendiensten zugeordnet werden konnen) auf etwaige Verbindungen zu Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
iiberpriift werden. Mit Blick auf die verschérfte Sicherheitslage miissen telefonische Anfragen, insbesondere zu
Entscheidungen tiber sicherheitserhebliche Erkenntnisse, zeitnah und im Zweifel unmittelbar beantwortet werden
konnen.

Dabei ermdglicht es der automatisierte Abgleich in elektronischen Sicherheitsakten, dass nur diejenigen Akten
eingesehen werden miissen, die zu einem Treffer fithren. Gegeniiber einer hiandischen Suche, bei der jegliche
Akten eingesehen werden miissen, ist dieses zukiinftig vorgesehene Vorgehen datenschutzrechtlich deutlich we-
niger invasiv.

Zu Nummer 19 (§ 19)

Zu Buchstabe a (Absatz 3)
Mit der Anderung werden Abkiirzungen aufgeldst.

Zu Buchstabe b (Absatz 4)

Die Regelung aus der SUG-AVV zu § 19 Absatz 2, wonach im Falle des Todes einer betroffenen Person die
Unterlagen tiber die Sicherheitsiiberpriifung unverziiglich zu vernichten sind, wird in das SUG iiberfiihrt, damit
sie auch im nichtéffentlichen Bereich Geltung entfalten kann.

Zu Buchstabe c (Absatz 5)
Die Anderung ist eine Folgeinderung zu Buchstabe b.

Zu Nummer 20 (§ 20)

Die ,,eingeschrinkte” Speicherkompetenz der zustdndigen Stelle nach § 20 Absatz 1 wird erweitert und an die
Erfordernisse der Digitalisierung sowie die Begrifflichkeiten des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) angepasst.

Bislang diirfen zusténdige Stelle und mitwirkende Behoérde zur Erfiillung ihrer Aufgaben nach dem Gesetz im
Wesentlichen lediglich die in § 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 6 und Absatz 4 Nummer 1 genannten personen-
bezogenen Daten der betroffenen Person und der mitbetroffenen Person, die Aktenfundstelle sowie Verfiigungen
zur Bearbeitung des Vorganges in Dateisystemen aulerhalb der Sicherheitsakte speichern, verandern und nutzen.
Fiir die zustdndige Stelle kommen nach bisheriger Rechtslage die beteiligte Behorde und die Beschéftigtenstelle
hinzu, fur die mitwirkende Behorde sicherheitserhebliche Erkenntnisse und Erkenntnisse, die ein Sicherheitsrisiko
begriinden. Die Speicherung und Bearbeitung von Verwaltungsvorgingen im Zusammenhang mit Uberpriifungen
nach dem SUG auBerhalb der Dokumentation in der Sicherheitsakte ist danach bisher nicht von § 20 gedeckt.
Insbesondere bietet § 20 aktuell keine Rechtsgrundlage fiir digitale Prozesse der Ubermittlung personenbezogener
Daten, z. B. der Sicherheitserklarung.

Ziel der Anderung ist es daher, die praktischen Notwendigkeiten bei der Bearbeitung von Verwaltungsvorgingen
sicherzustellen und gleichzeitig die gesetzlichen Voraussetzungen zur Modernisierung und Digitalisierung von
Sicherheitsiiberpriifungsverfahren zu schaffen, damit simtliche Verarbeitungszwecke, die der Aufgabenerfiillung
dienen, erfasst sind.

Der Begriff der ,,Verarbeitung® personenbezogener Daten (Satz 1) umfasst im Sinne des § 46 BDSG ,,jeden mit
oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgefiihrten Vorgang oder jede solche Vorgangsreihe im
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Zusammenhang mit personenbezogenen Daten wie das Erheben, das Erfassen, die Organisation, das Ordnen, die
Speicherung, die Anpassung, die Verdnderung, das Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die Offenlegung
durch Ubermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung, den Abgleich, die Verkniipfung, die
Einschrankung, das Loschen oder die Vernichtung.“

In Satz 2 wird klargestellt, dass die gespeicherten Daten, wie gemd3 § 19 Absatz 1 die analoge Sicherheitsakte,
gesondert aufzubewahren und gegen unbefugten Zugriff zu schiitzen sind. Eine gesonderte Aufbewahrung kann
auch darin bestehen, dass die Dateien besonders vor unbefugtem Zugriff geschiitzt sind, etwa durch einen De-
Facto-Ausschluss des Zugriffs auch von Systemadministratoren.

Satz 3 entspricht der bisherigen Regelung in Absatz 2 Satz 2 und regelt die Befugnis zur Speicherung in Verbund-
dateien gemél § 6 Absatz 2 des Bundesverfassungsschutzgesetzes, wie etwa das Nachrichtliche Informationssys-
tem (NADIS). Diese Speicherbefugnis bezieht sich nur auf personenbezogene Daten der betroffenen und der mit-
betroffenen Person, nicht auch auf personenbezogene Daten Dritter.

Die gegenwirtige Regelung in § 20 Absatz 2, dass nur die Angaben gemél § 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 6
sowie Absatz 4 Nummer 1 im NADIS gespeichert werden diirfen, ist nicht ausreichend. Insbesondere im nichtof-
fentlichen Bereich ist zusitzlich die Speicherung des Arbeitgebers erforderlich, um die kurzfristige Identifizierung
von Personen zu ermoglichen, die in Bereichen oder Unternehmen tétig sind, die verstarkt im Fokus ausldndischer
Nachrichtendienste stehen. Auch kénnen auf diese Weise Bereiche erkannt werden, in denen es verstirkt zu Auf-
falligkeiten gekommen ist. Daraus resultierenden Gefahrdungen kann durch Kontrollmanahmen oder personen-
bezogene Reiseauflagen begegnet werden. Angaben zum Arbeitgeber (§ 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 SUG)
konnen aufgrund einer entsprechenden Regelung in den Landes-Sicherheitsiiberpriifungsgesetzen bereits in den
Landern Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern im NADIS gespeichert werden.

Ferner konnen kiinftig auch die Daten zu Telefon, E-Mail-Erreichbarkeiten, eigenen Internetseiten sowie zu ge-
nutzten Konten sozialer Netzwerke gespeichert werden. Denn diese Daten sind gerade bei Erkenntnissen gemél
§ 3 Absatz 1 BVerfSchG ein wesentliches Mittel, um anfallende Informationen eindeutig einer Person zuordnen
zu konnen. Die Speicherung dieser Daten stellt einen dhnlich gewichtigen Grundrechtseingriff dar, wie etwa die
Speicherung von Adressdaten. Vor diesem Hintergrund und angesichts der Tatsache der aktuell erh6hten Spio-
nage- und Sabotagegefahr in Deutschland ist diese Ausweitung der Speicherbefugnis gerechtfertigt.

Die bisher im SUG verwendeten Begriffe ,,Dateien* und ,,automatisierte Dateien* werden durch den Begriff ,,Da-
teisysteme™ ersetzt und damit an die Begrifflichkeit des Bundesdatenschutzgesetzes angeglichen (siehe auch die
Begriindung zu Nummer 17 Buchstabe b).

Mit Absatz 2 Satz 1 wird die Speicherbefugnis auf personenbezogene Daten Dritter erweitert. Dritte in diesem
Sinne sind keine Referenz- und Auskunftspersonen im Sinne des § 12. Die Ergéinzung ist notwendig, um im Ver-
fahren bendtigte Daten beteiligter Dritter, die etwa in der Sicherheitserklédrung erwihnt werden, verarbeiten zu
diirfen. Zudem fallen im Zuge der digitalen Massendatenverarbeitung bei der mitwirkenden Behorde und zustan-
digen Stelle vermehrt Daten unbeteiligter Dritter an, so z. B. weiterer Verfahrensbeteiligter in Straf- oder Ge-
richtsverfahren, welche ebenso verarbeitet werden diirfen. Anstelle einer Schwérzung oder Loschung stellt die
Regelung in Satz 2 sicher, dass eine Abfrage personenbezogener Daten Dritter unzuldssig ist. Es ist nur eine
Abfrage der personenbezogenen Daten der betroffenen und der mitbetroffenen Person zuléssig. Satz 3 legt fest,
dass ein automatisierter Abgleich personenbezogener Daten unbeteiligter Dritter unzuldssig ist. Aufgrund dieses
besonderen Schutzstandards und unter Beriicksichtigung der Regelungen in § 21, diirfen die zur Sicherheitsakte
gelangten Informationen in ihrer origindren Form gespeichert werden.

Die Neufassung des § 20 erfasst explizit auch Daten, welche zwischen zustindiger Stelle und mitwirkender Be-
horde ausgetauscht werden.

Zu Nummer 21 (§ 21)
Zu Buchstabe a (Absatz 1)
Zu Doppelbuchstabe aa

Zu Dreifachbuchstabe aaa

Im Rahmen der Sicherheitsiiberpriifung (SU) gespeicherte personenbezogene Daten sollen von der zustéindigen
Stelle oder von der mitwirkenden Behorde nicht nur fiir Zwecke der Verfolgung von Straftaten von erheblicher
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Bedeutung genutzt und libermittelt werden kdnnen, sondern auch fiir Zwecke der Verhinderung von Straftaten.
Dies ist sinnvoll, etwa wenn die Gefahr der Begehung von Straftaten besteht.

Zu Dreifachbuchstabe bbb

Eine Ubermittlung und Nutzung der im Rahmen der SU gespeicherten personenbezogenen Daten ist kiinftig nicht
nur fir Zwecke parlamentarischer Untersuchungsausschiisse, sondern auch fiir Zwecke des Parlamentarischen
Kontrollgremiums mdéglich. Damit wird der Unterrichtungspflicht der Bundesregierung nach den §§ 4 und 5 des
Kontrollgremiumgesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBI. I S. 2346), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom
19. April 2021 (BGBI. I S. 771) gedndert worden ist, Geniige getan. Dasselbe gilt fiir die Ausweitung fiir Zwecke
der Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages in Wahrnehmung der Befugnisse aus § 3 des Wehrbeauftrag-
tengesetzes.

Zu Doppelbuchstabe bb

Um eine Nutzung und Ubermittlung von im Rahmen der SU gewonnenen Erkenntnissen fiir Zwecke der diszip-
linarischen Verfolgung und fiir dienst- oder arbeitsrechtliche Malnahmen auch dann zu ermdglichen, wenn sich
Hinweise auf Verstofe gegen die Verpflichtung zur Verfassungstreue wie etwa extremistische Taten ergeben
haben, wird der einschrinkende zweite Halbsatz ergiinzt, der die Nutzung und Ubermittlung bislang auf Fille
beschrinkte, in denen die Nutzung und Ubermittlung fiir den mit der SU verfolgten Zweck erforderlich war.
Danach waren eine Nutzung und Ubermittlung der Daten unzuléssig, wenn das ,,Herauslosen‘ aus der sicherheits-
empfindlichen Tétigkeit ausreichend war. Die herauszugebenden Daten umfassen auch die Ermittlungserkennt-
nisse. Ziel ist es, Verfassungsfeinde zu erkennen und aus dem 6ffentlichen Dienst fernzuhalten bzw. zu entfernen.
Dazu ist es geboten, dass im Rahmen einer SU gewonnene, auf konkreten Tatsachen beruhende Erkenntnisse zu
VerstoBen gegen die dienstrechtliche Verpflichtung zur Verfassungstreue auch disziplinarisch und arbeitsrecht-
lich genutzt werden konnen. Dem dient die Ergiinzung der Vorschrift, dass die Nutzung und Ubermittlung auch
fiir Falle erlaubt ist, in denen dies zur Verfolgung von konkreten VerstoBlen gegen die Verpflichtung zur Verfas-
sungstreue erforderlich ist. , Konkret* bedeutet in diesem Zusammenhang, dass es sich nicht lediglich um den
vagen Verdacht eines Verstofles handeln darf, sondern sich die Erkenntnis auf eine hinreichend konkrete Tatsa-
chengrundlage stiitzen muss.

Die Regelung wird durch die Einfiigung der Nummerierung— ohne Veridnderung des Wortlautes — klarer und
verstindlicher gefasst.

Zu Buchstabe b (Absatz 2)

Die bisher im SUG verwendeten Begriffe ,,Dateien” und ,,automatisierte Dateien* werden durch den Begriff ,,Da-
teisysteme* ersetzt und damit an die Begrifflichkeit des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) angeglichen. § 46
Nummer 6 BDSG definiert ,,Dateisystem* als ,,jede strukturierte Sammlung personenbezogener Daten, die nach
bestimmten Kriterien zugénglich sind, unabhingig davon, ob diese Sammlung zentral, dezentral oder nach funk-
tionalen oder geografischen Gesichtspunkten geordnet gefiihrt wird*.

Zu Buchstabe ¢ (Absatz 5)

Die Anderung betrifft die Vereinheitlichung der Schreibweise des Wortes ,,nichtéffentliche®.

Zu Nummer 22 (§ 22)

Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Mit den Anderungen wird die Vorschrift an das ,,Amtliche Regelwerk der Deutschen Rechtschreibung® angepasst.

Zu Buchstabe b und ¢ (Absatz 2 und 4)

Die Anderung in Buchstabe b Doppelbuchstabe bb ist eine Folgednderung zu Nummer 20. Daten in elektronisch
gefiihrten Sicherheitsakten sind davon nicht umfasst. Fiir die iibrigen Anderungen in Buchstabe b sowie Buch-
stabe c gilt die Begriindung zu Nummer 21 Buchstabe b.

Zu Nummer 23 (§ 23)

Mit den Anderungen wird die Vorschrift an das ,,Amtliche Regelwerk der Deutschen Rechtschreibung® angepasst.
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Zu Nummer 24 (§ 24)

Die Anderung ist eine Folgeiinderung zu Nummer 2 Buchstabe a Doppelbuchstabe dd.6. Mai 2025 (BGBI. I Nr.
131).

Zu Nummer 25 (§ 25)

Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Die Anderung ist eine Folgeiinderung zu Nummer 2 Buchstabe a Doppelbuchstabe dd.6. Mai 2025 (BGBI. I Nr.
131) Die Anderung von ,;und* in ,,oder* dient der redaktionellen Klarstellung.

Zu Buchstabe b (Absatz 2)
Mit der Anderung werden Abkiirzungen aufgeldst.

Zu Buchstabe ¢ (Absatz 3)
Die Anderung ist eine Folgeinderung zu Nummer 3 Buchstabe a.

Zu Nummer 26 (§ 25a)

Die neue Vorschrift sieht eine ausdriickliche Pflicht zur Meldung sicherheitsempfindlicher Stellen fiir die Betrei-
ber lebens- oder verteidigungswichtiger Einrichtungen vor. Damit wird dem vereinzelt auftretenden Phénomen
begegnet, dass Unternehmen nach den Regelungen der Sicherheitsiiberpriifungsfeststellungsverordnung (SUFV)
lebens- oder verteidigungswichtige Einrichtungen betreiben, jedoch keine sicherheitsempfindlichen Stellen ge-
meldet haben. Dies fiihrt zu Wettbewerbsvorteilen gegeniiber solchen Unternehmen, die sich an die SUFV halten
wodurch ihnen Aufwand und Kosten in zum Teil erheblicher Hohe entstehen.

Zu Nummer 27 (§ 26)
Die Anderung betrifft die Vereinheitlichung der Schreibweise des Wortes ,,nichtdffentliche®.

Zu Nummer 28 (§ 27)

Mit den Anderungen wird die Vorschrift an das ,,Amtliche Regelwerk der Deutschen Rechtschreibung* angepasst.
Zudem wird die Schreibweise des Wortes ,,nichtdffentlichen vereinheitlicht. Buchstabe b ist eine Folgeédnderung
zu Nummer 2 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc.

Zu Nummer 29 (§ 27a)

Mit der neuen Vorschrift wird das Verbot des Einsatzes nichtiiberpriiften Personals im nichtdffentlichen Bereich
erstmals ausdriicklich normiert. Das Verbot ergab sich fiir den vorbeugenden personellen Sabotageschutz zwar
bisher schon aus dem System des SUG und aus § 1 Absatz 4 i. V. m. § 14 Absatz 5 Satz 2. Durch die neue Norm
wird das Verbot jedoch spezifisch auf die nichtoffentliche Stelle bezogen und dient damit der notwendigen Klar-
stellung. Durch Absatz 2 der neuen Regelung wird deutlich, dass fiir die Betreiber lebens- oder verteidigungs-
wichtiger Einrichtungen die konkrete Pflicht besteht, den Einsatz von nichtiiberpriiften bzw. abgelehnten Perso-
nen zu unterbinden, wenn sie von dem Einsatz Kenntnis erlangen. Die Regelung soll keine generelle Aufsichts-
pflicht normieren, sondern vielmehr die Félle erfassen, in denen der Einsatz von nichtiiberpriiften bzw. abgelehn-
ten Personen mit Wissen und Billigung der Unternehmensfiihrung erfolgt. Ein Absehen von einer Sicherheits-
iiberpriifung nach § 9 Absatz 2 ist in den dort genannten Féllen weiterhin moglich. Dies betrifft auch Fallkonstel-
lationen, in denen eine laufende Sicherheitsiiberpriifung noch nicht abgeschlossen ist. Auch bei Neufeststellung
einer sicherheitsempfindlichen Stelle nach § 9 Absatz 3 soll keine unverziigliche Entfernung des dortigen Perso-
nals aus der sicherheitsempfindlichen Tétigkeit geschehen, da dies regelmiBig die sofortige Stilllegung des Be-
reichs zur Folge hitte. Stattdessen sollen die Tétigkeiten bis zum Abschluss der Sicherheitsiiberpriifung fortge-
setzt werden konnen.

Zu Nummer 30 (§ 28)
Die Anderung betrifft die Vereinheitlichung der Schreibweise des Wortes ,,nichtdffentliche®.
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Zu Nummer 31 (§ 29)

Die Anderungen in § 29 Absatz 2 Satz 1 sind Folgedinderungen zu den Nummern 13 und 15; zudem wird ein
Redaktionsversehen behoben, da der Verweis auf § 2 Absatz 2 Satz 8§ ins Leere 14uft. Die Streichung von § 29
Absatz 2 Satz 2 ist Teil des Vorhabens, die MaBnahmen im Bereich des vorbeugenden personellen Sabotage-
schutzes an die allgemein geltenden Regelungen anzugleichen. Damit wird der verschirften Sicherheitslage Rech-
nung getragen, die mit einer erhdhten Gefahr von SabotagemafBinahmen einhergeht (vgl. auch die Begriindung zu
Nummer 3). Danach ist die nichtdffentliche Stelle kiinftig auch zur Ubermittlung von Anhaltspunkten fiir Uber-
schuldung, Mitteilungen iiber Insolvenzverfahren und zur Restschuldbefreiung, sowie Informationen iiber Neben-
titigkeiten der betroffenen Person verpflichtet. Hinzu kommt eine mit dem neuen § 15b korrespondierende Uber-
mittlungspflicht hinsichtlich von Kontakten zu ausldndischen Nachrichtendiensten, Beziehungen zu kriminellen
oder terroristischen Vereinigungen und Beziehungen zu Personenzusammenschliissen oder Einzelpersonen im
Sinne von § 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 15.

Zu Nummer 32 (§ 30)

Mit der Anderung wird klargestellt, dass der Datenschutzbeauftragte kein Einsichtsrecht in die Sicherheitsakten
hat. Dies ergibt sich bisher schon aus Ziffer 6.4 der Vorbemerkungen der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift des
BMI zur Ausfithrung des SUG: Die gesetzliche Regelung dient dazu, um fiir alle beteiligten Stellen Rechtsklarheit
zu schaffen. Zudem wird die Schreibweise des Wortes ,,nichtoffentlichen® vereinheitlicht.

Die Begriindung zu Nummer 21 Buchstabe b gilt auch fiir die Anderung der Uberschrift und des Textes von § 31.

Mit der Anderung des Textes wird ein Gleichlauf der Regelungen fiir die Datenverarbeitung in Dateisystemen im
offentlichen und im nichtoffentlichen Bereich erreicht. Ein automatisierter Abgleich der personenbezogenen Da-
ten ist im nichtoffentlichen Bereich nur hinsichtlich der betroffenen Person zuldssig.

Zu Nummer 33

Mit der Anderung wird die Uberschrift zum sechsten Abschnitt an das ,,Amtliche Regelwerk der Deutschen Recht-
schreibung® angepasst.

Zu Nummer 34 § 32)

Bestimmte Titigkeiten, fiir die eine erweiterte Sicherheitsiiberpriifung (SU) aus Griinden des vorbeugenden per-
sonellen Sabotageschutzes (vpS) gemdll § 9 Absatz 1 Nummer 3 erforderlich ist, stehen im gleichen Maf3e im
Fokus bestimmter Nachrichtendienste wie Titigkeiten, fiir die eine SU im Geheimschutz erforderlich ist. Daher
gibt es die Moglichkeit von Reiseregeln kiinftig auch im Bereich des vpS (vgl. auch die Begriindung zu Num-
mer 3). Es ist in der Verantwortung der zustindigen Obersten Bundesbehorde, insoweit zu differenzieren und
abzuwégen, wann im jeweiligen Einzelfall eine Reise untersagt werden muss.

Die Vorschrift wird zudem an das ,,Amtliche Regelwerk der Deutschen Rechtschreibung* angepasst und wird die
Schreibweise des Wortes ,,nichtoffentlichen® vereinheitlicht.

Zu Nummer 35 (§ 33)

Welche MaBnahmen bei den unterschiedlichen Arten der Sicherheitsiiberpriifungen durchzufiihren sind, regelt
§ 12. Bislang nicht geregelt ist hingegen, welche MaBnahmen erfolgen sollen, wenn eine Uberpriifung auf Antrag
einer ausldndischen Stelle nach § 33 durchgefiihrt wird. Mit der Ergénzung wird geregelt, dass hier die je nach
Ersuchen erforderlichen Mallnahmen einer einfachen oder erweiterten Sicherheitsiiberpriifung durchgefiihrt wer-
den diirfen.

Dariiber hinaus fehlten bisher Bestimmungen zur Vernichtung und Loschung der zur Bearbeitung der Ersuchen
verarbeiteten Daten einschlieBlich der fristauslosenden Ereignisse. Der neue Absatz 4 legt insoweit eine maximale
Speicherdauer von einem Jahr fest. Diese Frist lduft ab Beantwortung des Ersuchens.

Mit den iibrigen Anderungen werden Abkiirzungen aufgeldst und die Vorschrift an das ,,Amtliche Regelwerk der
Deutschen Rechtschreibung™ angepasst.
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Zu Nummer 36 (§ 35)

Mit den Anderungen wird die durch den Organisationserlass des Bundeskanzlers vom 6. Mai 2025 (BGBL. I Nr.
131) jeweils angepasste Ressortbezeichnung nachvollzogen. Zudem wird die Vorschrift an das ,,Amtliche Regel-
werk der Deutschen Rechtschreibung™ angepasst.

Zu Nummer 37 (§ 36)

Die Anpassung der Regelung triigt dem Gesetz zur Anderung des BND-Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBI.
I Nr. 410) Rechnung. Damit wurden die Vorschriften bei der Ubermittlung von personenbezogenen Daten neu
gefasst und von den Vorschriften des BVerfSch-Gesetzes entkoppelt. Hierdurch entfiel die Regelung des § 18
BND-Gesetz (a.F.), die fiir die Ubermittlung von personenbezogenen Daten auf die entsprechende Anwendung
der Vorschriften des BVerfSch-Gesetzes verwies. Die bis zum 31. Dezember 2023 geltende Regelung in § 23
Absatz 1 Satz 2 des BVerfSch-Gesetzes in Verbindung mit § 18 des BND-Gesetzes (a.F.) ist seither in § 9¢ Absatz
1 Satz 2 BND-Gesetz zu finden.

Zu Nummer 38 (§ 36a)

Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Durch die Anderung in § 36a Absatz 1 wird die Vorschrift sprachlich klarer gefasst. Aus Griinden der Praktika-
bilitét soll ein Widerspruch nur einmal je Sicherheitsiiberpriifungsfall einzulegen sein und dies zudem gegeniiber
der zustindigen Stelle oder im nichtéffentlichen Bereich gegeniiber der nichtoffentlichen Stelle erfolgen, bei der
auch die Sicherheitsakte gefiihrt wird Die nichtoffentliche Stelle leitet den Widerspruch an die zustéindige Stelle
und die zustdndige Stelle an die mitwirkende Behdrde weiter, bei der die Sicherheitsiiberpriifungsakte gefiihrt
wird. Der Widerspruch wird zur Sicherheitsakte bzw. Sicherheitsiiberpriifungsakte genommen und unterliegt da-
mit den entsprechenden Loschfristen.

Zu Buchstabe b (Absatz 2)

In Absatz 2 ist die Zustindigkeit des Bundesbeauftragten fiir den Datenschutz und die Informationssicherheit
(BfD]) fiir datenschutzrechtliche Kontrollen sowohl bei 6ffentlichen als auch nichtoffentlichen Stellen geregelt,
soweit sie Aufgaben dieses Gesetzes erfiillen. Jedoch fehlt im nichtéffentlichen Bereich eine klare Regelung da-
hingehend, wem gegeniiber der BfDI seine Kontrollergebnisse — insbesondere Beanstandungen — zu adressieren
hat. Auch im Interesse betroffener Personen sollte die jeweils zustdndige Stelle nach § 25 Absatz 1 und 2 der
Adressat von Beanstandungen bei nichtdffentlichen Stellen sein und damit die Moglichkeit einer datenschutz-
freundlichen Einflussnahme als zusténdige Stelle nach § 25 Absatz 1 und 2 wahrnehmen.

Zu Nummer 39 (§ 37)

Die Begriindung zu Nummer 21 Buchstabe b gilt auch fiir die Anderung in Buchstabe a. Mit der Anderung in
Buchstabe b werden Abkiirzungen aufgeldst.

Zu Nummer 40 (§ 38)

Die bisherige Formulierung des § 38 betrifft eine Ubergangsregelung, wonach bei Sicherheitsiiberpriifungsver-
fahren von bestimmten betroffenen Personen bis zum 21. Juni 2022 die Wiederholungsiiberpriifung an die Stelle
der nichsten reguldren Aktualisierung tritt. Diese Regelung lauft seit dem 22. Juni 2022 leer und wird daher ge-
strichen.

An die Stelle der bisherigen Vorschrift tritt ein Ordnungswidrigkeitstatbestand, der helfen soll, essentielle sabo-
tageschutzrechtliche Pflichten durchzusetzen. In den personellen Anwendungsbereich fallen Betreiber lebens-
oder verteidigungswichtiger Einrichtungen. Uber die Zurechnungsvorschrift in § 9 Absatz 1 des Gesetzes iiber
Ordnungswidrigkeiten erfolgt die Zurechnung auf die handelnden Organe. Ziel ist es, dass die handelnden bzw.
unterlassenden natiirlichen Personen der Organe direkt bebufit werden kdnnen. Die Bufigeldnorm nimmt Bezug
auf die normierten Pflichten und unterlegt diese mit einem Buf3geld.

Dies ist erforderlich. Denn im Gegensatz zum Geheimschutz im nicht6ffentlichen Bereich existiert im vorbeu-
genden personellen Sabotageschutz im nichtdffentlichen Bereich kein wirtschaftlicher Anreiz, die sabotage-
schutzrechtlichen Regeln zu befolgen.
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Dies gilt zundchst fiir die Nicht-Meldung von sicherheitsempfindlichen Stellen (neue Vorschrift des § 25a). Zu-
dem wird das wissentliche Dulden des Einsatzes von nichtiiberpriiften bzw. abgelehnten Personen an sicherheits-
empfindlichen Stellen durch die handelnden Organe sanktioniert (neue Vorschrift des § 27a). Beide Pflichten sind
elementare Grundlagen der Durchsetzung staatlicher Sicherheitsinteressen im Bereich des vorbeugenden perso-
nellen Sabotageschutzes im nichtoffentlichen Bereich.

Da es hiufig vorkommt, dass die Sabotageschutzbeauftragten unter dem Druck stehen, die sicherheitsempfindli-
che Stelle in jedem Fall mit Personal zu besetzen, sollen diese nicht mit einem Buflgeld konfrontiert werden.
Vielmehr sind Adressaten der neuen Regelung im Interesse der Sicherheit ausdriicklich die handelnden Organe
des Unternehmens. Sie tragen letztlich die Verantwortung fiir eine regelkonforme Anwendung der Bestimmungen
des vorbeugenden personellen Sabotageschutzes unter Zuriickstellung rein wirtschaftlicher Interessen, welche im
Einzelfall nahelegen konnten, nichtiiberpriiftes Personal einzusetzen.

Zu Nummer 41 (§ 39)

Mit der Vorschrift wird eine Ubergangsregelung geschaffen: Fiir Sicherheitsiiberpriifungen auf Basis von Sicher-
heitserklarungen, die vor Inkrafttreten des Gesetzes durch die betroffene Person und gegebenenfalls auch durch
die mitbetroffene Person unterzeichnet wurden, gelten weder die neuen Vorschriften zu Datenerhebungen gemaf
§ 13 noch zu Maflnahmen gemil § 12 (z.B. Internetrecherchen), die zum Zeitpunkt der Unterzeichnung der Si-
cherheitserklarung und damit Zustimmung zum Sicherheitsiiberpriifungsverfahren noch nicht vorgesehen waren.
Eine Ausnahmen bildet § 12 Absatz 3, wonach die Zahl der zwingend zu befragenden Referenzpersonen ins Er-
messen der mitwirkenden Behorde gestellt wird, um eine Beschleunigung des Sicherheitsiiberpriifungsverfahrens
bei der Sicherheitsiiberpriifung geméf § 10 zu erreichen. Die iibrigen Vorschriften des Gesetzes gelten auch fiir
diese Sicherheitsiiberpriifungen. MaBgeblicher Zeitpunkt ist das Datum der Unterschrift(en).

Fiir Sicherheitsiiberpriifungen, die auf Grundlage von Sicherheitserkldrungen, die nach dem Inkrafttreten nach
Artikel 9 Satz 1 dieses Gesetzes unterzeichnet werden, finden die Vorschriften in der nach diesem Tag geltenden
Fassung Anwendung.

Zu Artikel 2 (Anderung des Artikel 10-Gesetzes)

Zu Nummer 1 (§ 2)

Die neu eingefiihrte Verpflichtung zur Bereithaltung von geeignetem Personal, das bereit ist, sich einer einfachen
Sicherheitsiiberpriifung zu unterziehen, gewéhrleistet die effektive Durchfiihrung von BeschrankungsmafBinahmen
nach dem Artikel 10-Gesetz (G 10). Sie ergénzt insoweit die bestehenden Mitwirkungspflichten aus § 2 Absatz 1
und Absatz la. Denn geméll § 2 Absatz 2 Satz 2 in seiner bisherigen Fassung — unveridndert iibernommen in
§ 2 Absatz 2 Satz 3 neue Fassung — diirfen nur sicherheitsiiberpriifte Personen mit der Durchfiihrung von Be-
schrinkungsmalnahmen betraut werden. Wenn nicht sichergestellt ist, dass im Betrieb geeignetes Personal vor-
handen ist, das dazu bereit ist, sich einer einfachen Sicherheitsiiberpriifung nach Maf3gabe des Satzes 1 Nummer 2
zu unterziehen, besteht die Gefahr, dass Anbieter von Post- und Telekommunikationsdiensten ihre Mitwirkungs-
pflichten dadurch umgehen kdnnen, dass sie darauf verweisen, ihr vorhandenes Personal verweigere sich der
vorgesehenen Sicherheitsiiberpriifung. Der mit der Verpflichtung verbundene Eingriff in die unternehmerische
und betriebliche Freiheit der Anbieter, die grundsétzlich auch die freie Gewinnung und Auswahl des eigenen
Personals umfasst, ist verfassungsrechtlich gerechtfertigt. Denn die Durchfithrung von BeschrinkungsmaBnah-
men nach dem G 10 dient dem Schutz iiberragend wichtiger Belange des Allgemeinwohls, insbesondere auch der
Abwehr von drohenden Gefahren fiir die freiheitliche demokratische Grundordnung.

Zu Nummer 2 (§ 18)
Die Uberschrift zu § 18 wird rechtsterminologisch angepasst.

Zu Nummer 3 (§ 19)

Die Anderungen in § 19 Absatz 1 tragen der Anderung von § 2 Absatz 2 Rechnung und stellt auch eine Verletzung
der neu eingefiihrten Verpflichtung zur Bereithaltung von geeignetem Personal, das bereit ist, sich einer einfachen
Sicherheitsiiberpriifung zu unterziehen, unter Bugeldandrohung. Die erstmalige Anhebung des seit 1989 unver-
andert geltenden HochstmalBes einer verwirkten Geldbuf3e dient der effektiveren Einwirkung auf die Anbieter von
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Post- und Telekommunikationsdiensten und der besseren Verteidigung der durch das G 10 geschiitzten Rechts-
giiter. Sie beriicksichtigt neben der allgemeinen Teuerungsrate vor allem den Umstand, dass die berechtigten
Stellen bei der Durchfiihrung von Beschrankungsmafinahmen auf die ordnungsgeméfie Mitwirkung der Anbieter
angewiesen sind. Statt mit der Angabe ,,Bulgeldbehorde wird die sachlich zustindige Behorde — dem iiblichen
Sprachgebrauch entsprechend — kiinftig als ,,Verwaltungsbehorde* bezeichnet.

AuBerdem werden Abkiirzungen aufgelost.

Zu Artikel 3 (Anderung des Soldatengesetzes )

Die Anderung ist eine Folgeinderung zu Artikel I Nummer 10 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb sowie Buch-
stabe d (Internetrecherche) und zu Artikel 1 Nummer 11 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa, Dreifachbuchstabe
hhh (Adressen eigener Internetseiten, Mitgliedschaften in sozialen Netzwerken) sowie Doppelbuchstabe bb
(Lichtbilder).

Zu Artikel 4 (Anderung der Strafprozessordnung)

Wihrend in mehreren bundesrechtlichen Vorschriften, beispielsweise in § 13 Absatz 2 des Einfiihrungsgesetzes
zum Gerichtsverfassungsgesetz und in § 474 Absatz 2 der Strafprozessordnung (StPO) neben dem Sicherheits-
iiberpriifungsgesetz des Bundes auch die entsprechenden landesrechtlichen Vorschriften adressiert werden, ver-
weist § 492 Absatz 3 StPO nur auf das SUG. Aufgrund der Erforderlichkeit, fiir die Durchfiihrung der Sicher-
heitsiiberpriifungen nach landesrechtlichen Vorschriften Auskiinfte aus dem Zentralen staatsanwaltschaftlichen
Verfahrensregister zu erhalten, und der Gleichwertigkeit der landesrechtlichen Sicherheitsiiberpriifungsgesetze
mit dem bundesrechtlichen Niveau wird mit der Anderung sichergestellt, dass auch dem SUG entsprechende lan-
desrechtliche Regelungen von § 492 Absatz 3 StPO unberiihrt bleiben und somit Auskiinfte aus dem Zentralen
staatsanwaltschaftlichen Verfahrensregister auf Grundlage der landesrechtlichen Regelungen eingeholt werden
konnen.

Zu Artikel 5 (Anderung der Gewerbeordnung)

In § 150a Nummer 6 der Gewerbeordnung wird den Nachrichtendiensten der Lander die Befugnis zugewiesen,
aus dem Register Auskiinfte zur Erfiillung der diesen iibertragenen Sicherheitsaufgaben “nach dem Sicherheits-
iiberpriifungsgesetz zu erhalten; die Linder wenden aber nicht das Sicherheitsiiberpriifungsgesetz des Bundes,
sondern die landesrechtlichen Vorschriften an. Daher ist auch hier eine Klarstellung erforderlich.

Zu Artikel 6 (Anderung der Verordnung iiber den Betrieb des Zentralen Staatsanwaltschaftlichen
Verfahrensregisters)

Es handelt sich um eine Folgeéinderung zur in Artikel 4 vorgesehenen Anderung der StPO.

Zu Artikel 7 (Anderung des Bundesbeamtengesetzes)
Zu § 80a Absatz 1:

Bei Beamtinnen und Beamten des Bundes mit einem Beihilfeanspruch und einer erginzenden Absicherung in der
Regel bei einer privaten Krankenversicherung ist es durch Abschluss privater Behandlungsvertrige tiblich, in
Vorleistung bei Rechnungen zu treten. Wird eine Bearbeitungszeit durch die Festsetzungsstellen innerhalb der
gesetzlichen Frist von 30 Tagen nach Filligkeit der Geldforderung sichergestellt, ist dies in der Regel unproble-
matisch. Kann indes eine Bearbeitung innerhalb der schon bei Eingang des Beihilfeantrags laufenden Fristen nicht
sichergestellt werden, besteht die Gefahr insbesondere bei beihilfeberechtigten Personen mit kleineren und mitt-
leren Einkommen, dass ein Verzug droht. Dies fiihrt zu unzumutbaren Situationen wie der Aufnahme von privaten
Krediten oder Pfandungsmafinahmen der Leistungserbringerinnen und Leistungserbringer, was auch zur Nicht-
behandlung fiihren kann.

Um in diesen Féllen aus Fiirsorgegriinden schnell Abhilfe zu schaffen, ist eine Regelung geboten, die eine we-
sentliche Beschleunigung des Beihilfefestsetzungsverfahrens zur Folge hat. Damit wird der im Koalitionsvertrag
der die Regierung tragenden Parteien fiir die 21. Legislaturperiode verankerte Gedanke aufgegriffen, dass iiber-
lange Verfahrensdauern nicht zu Lasten der Antragstellenden gehen diirfen (KoaV Rn. 343, 1973ff., 1949f)).
Gerade im besonderen Néheverhiltnis gegeniiber Beamtinnen und Beamten ist ein Vertrauensvorschuss ange-
zeigt, zumal ein etwaiges Fehlverhalten auch disziplinarrechtlich geahndet werden kann (wobei der
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disziplinarrechtliche Sorgfaltsmaf3stab durch die Regelung nicht verdndert wird). Es wird hiermit keine Regelbe-
arbeitungszeit festgelegt. Diese soll deutlich unter vier Wochen liegen.

Durch die Regelung in Absatz 1 wird aber eine terminierte Verfahrensdauer vorgegeben, ab der als ultima ratio
aus Fiirsorgegriinden fingiert wird, dass die beleghaft nachgewiesenen, noch nicht gepriiften Aufwendungen bei
iiberlanger Verfahrensdauer erstattungstihig sind. Das Festsetzungsverfahren bleibt erhalten, die Fiktion ersetzt
nicht iiber § 42a des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwV{G) den Bescheid. Der Schritt der Festsetzung erfor-
dert bis zu fiinf weitere Werktage und kann auch automatisiert erfolgen (§ 51 Absatz 6 BBhV). Da selbst bei
Wirksamwerden der Fiktion ein Zahlungseingang bei den beihilfeberechtigten Personen damit erst nach Erreichen
des Filligkeitsdatums moglich ist, bleiben die Festsetzungsstellen gefordert, grundsétzlich eine zeitnahe Bearbei-
tung sicherzustellen. Insgesamt ist das behordliche Festsetzungsverfahren so zu steuern, dass die Fiktion mog-
lichst vermieden wird.

Der Regelungskern orientiert sich z.T. an bereits vorhandenen, im Erstattungsrecht geltenden Fiktionsregelungen.
Statt einer Genehmigungsfiktion wird ein Teil der behdrdeninternen Entscheidungsfindung in Absatz 1 Satz 1
durch die Fiktion der Erstattungsfahigkeit substituiert. Eine sachliche, aber auch verfahrensleitende Entscheidung
der Festsetzungsstelle innerhalb des vierwochigen Zeitraums nach Antragstellung fiihrt zu einer Nichtanwendung
der Fiktionsreglung. Dies ist beispielsweise der Fall bei der Notwendigkeit eines Gutachterverfahrens, der Nach-
forderung von Belegen. Die Regelung konzentriert sich auf weniger komplexe Félle und verzichtet auf das Fikti-
onshindernis einer ,,hinreichenden Mitteilung®, da sonst Raum gegeben werden wiirde, den Zweck der Regelung
durch einen behordlichen Standardhinweis auszuhohlen.

Die Fiktionswirkung wird durch Satz 2 eingeschrinkt. Nach Satz 2 Nummer 1 werden Fille, die zwingend ein
Voranerkennungsverfahren voraussetzen, wie etwa bei der ambulanten Psychotherapie oder bei Rehabilitations-
mafnahmen von Anfang an von der Fiktionswirkung des Satzes 1 ausgeschlossen. Es bedarf in diesen Féllen nicht
einer Entscheidung der Festsetzungsstelle, um die Fiktionswirkung aufler Kraft zu setzen. Satz 2 Nummer 2 soll
vor Missbrauch schiitzen. Es ist davon auszugehen, dass dieser Missbrauchsschutz nur in Einzelfdllen erforderlich
ist, da sich beihilfeberechtigte Personen bei ihren Erstattungsantrigen i.d.R. sehr gewissenhaft verhalten. Ergeht
ein Festsetzungsbescheid in Féllen des Satzes 2 dennoch automatisiert nach Fristablauf, wird er mangels Fikti-
onswirkung bzgl. der Beihilfefahigkeit der Aufwendung als rechtswidriger Verwaltungsakt anzusehen sein, der
als solcher dennoch in Bestandskraft erwichst, aber nach § 48 VwV{G zuriickgenommen werden kann. Gleiches
gilt, wenn trotz Voranerkennungserfordernis nach Fristablauf eine falschlicherweise auf die — in diesem Fall nicht
greifende — Fiktion gestiitzte Entscheidung nach § 51 Absatz 6 BBhV automatisiert ergeht.

Die Fiktionswirkung erfasst nur solche Aufwendungen, iiber deren Erstattungsfahigkeit nicht bereits (teil-)auto-
matisiert oder manuell entschieden ist. Da mit einem Erstattungsantrag mehrere Belege eingereicht werden kon-
nen, kann die Konstellation auftreten, dass nach Fristablauf bereits zu einem Teil der Belege eine Entscheidung
der Festsetzungsstelle vorliegt. Die Fiktion der Erstattungsfahigkeit gilt fiir diese Belege nicht, sondern nur fiir
die weiteren Belege.

Zu § 80a Absatz 2:

Durch die Bestimmungen {iber ein Risikomanagementsystem in Absatz 2 wird ein Instrumentarium geschaffen,
durch das zeitnah und deutlich unter der Frist des Absatzes 1 eine Sachentscheidung getroffen werden kann.

Absatz 2 regelt das ,,Wie* der Priifung d.h. die Intensitét der Priifung des Beihilfeantrags. Damit wird der Einsatz
eines Risikomanagementsystems zur zeitnahen Entscheidung ermdglicht. Die Bearbeitung von Beihilfeangele-
genheiten soll unter Beriicksichtigung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit (§ 7 Bundeshaus-
haltsordnung) durch die Mdglichkeit der Einfiihrung eines Risikomanagementsystems in Anlehnung an die steu-
errechtlichen Regelungen in § 88 Absatz 5 der Abgabenordnung effizienter gestaltet werden. Den Festsetzungs-
stellen wird damit die Moglichkeit zu einer noch effizienteren und schnelleren Beihilfebearbeitung mittels com-
putergestiitzter Systeme erdffnet. Insoweit wird mit Satz 1 auch die Bedeutung des Grundsatzes der Wirtschaft-
lichkeit von Verwaltungshandeln betont, wonach die giinstigste Relation zwischen dem verfolgten Zweck und
den einzusetzenden Mitteln anzustreben ist. Dadurch kann unter Beriicksichtigung bestimmter Vorgaben auch
eine vollautomatisierte Antragsbearbeitung ermoglicht werden, die § 51 Absatz 6 BBhV ermoglicht. Hierfiir kon-
nen beispielsweise bestimmte Fallkonstellationen in Rechnungen bzw. Beihilfebelegen zu Grunde gelegt werden,
die ohne weitere Priifung durch eine beihilfebearbeitende Person mittels Beihilfebescheid anerkannt werden kon-
nen. Eine stichprobenweise Priifung von Antrdgen durch eine beihilfebearbeitende Person muss dabei weiterhin
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moglich sein. Das Risikomanagementsystem ist regelmaBig zu iiberpriifen. Mit Satz 2 werden die Mindestanfor-
derungen an ein automationsgestiitztes System definiert. Fiir die vorgegebene Zufallsauswahl koénnen risikoori-
entierte Kriterien herangezogen werden, die dem mit einer geringeren Priifdichte gegebenenfalls verbundenen
Kostenrisiko entgegenwirken (um bspw. mit einer differenzierten Stichprobe auf Auffélligkeiten bei der Abrech-
nung bestimmter Gebiihrenziffern zu reagieren).

Um eine Gleichbehandlung aller beihilfeberechtigter Personen zu gewéhrleisten, diirfen Einzelheiten zum Einsatz
des Risikomanagementsystems nicht veroffentlicht werden, Satz 3.

Das Risikomanagementsystem trifft nicht die grundsétzliche Bewertung, welche Aufwendungen als beihilfefahig
oder nicht beihilfefahig anzusehen sind. Hier liegt bei manueller Priifung eine menschliche Subsumption des
Sachverhaltes zu Grunde, bei einer automatisierten Bearbeitung erfolgt der Subsumption anhand von Priifpro-
grammen mit einem sorgsam an die menschliche Subsumption mit strengen Vorgaben angelegten Regelwerk. Bei
UnregelmiBigkeiten erfolgt eine ergéinzende manuelle Bearbeitung. Uberlastsituationen sind dabei zu vermeiden.
Das kann eine Anpassung des Regelwerkes erfordern mit dem Ziel einer Erhohung des Anteils automatisierter
oder einer schnelleren manuellen Bearbeitung. Einzelheiten dazu diirfen nicht verdffentlicht werden, da deren
Veroffentlichung Missbrauchspotenzial er6ffnen und zu Rechnungsoptimierungen oder auch zu bewussten Fehl-
einreichungen zu Lasten des Bundeshaushalts fiihren kann. Das Risikomanagementsystem muss so ausgestaltet
sein, dass die Frist nach Absatz 1 planméBig deutlich unterschritten wird.

Zu Artikel 8 (Weitere Anderung des Bundesbeamtengesetzes)
Artikel 8 i. V. m. Artikel 9 Nummer 2 befristet die Regelung des § 80a Absatz 1 BBG auf sechs Jahre.

Die Fiktionsregelung gibt Raum fiir eine Umstellung auf weitestmdglich automatisierte Festsetzungsverfahren
und ist an dem auf die ndchsten Jahre ausgelegten Migrationsprozess auf ein neues 1T-Beihilfeabrechnungsver-
fahren beim groften Dienstleister des Bundes orientiert. Es ist davon auszugehen, dass es nach Ablauf von etwa
sechs Jahren der Regelung nicht mehr bedarf.

Zu Artikel 9 (Inkrafttreten)

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Das Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tag nach der
Verkiindung in Kraft.

Satz 2 regelt das Inkrafttreten der Streichung der Regelung des § 80a Absatz 1 BBG. Die Fiktionsregelung entfallt
ab diesem Zeitpunkt, allerdings ist das Risikomanagementsystem in der Beihilfebearbeitung fiirsorgerechtskon-
form weiterhin so auszurichten, dass durchgingig eine sehr zligige Verfahrensdauer erreicht und die Frist der
entfallenen Fiktionsregelung deutlich unterschritten wird.



Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode —49 — Drucksache 21/1926

Anlage 2
Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates (NKR) gem. § 6 Abs. 1 NKRG

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Sicherheitsiiberpriifungsgesetzes und zur
Anderung beamtenrechtlicher Vorschriften (NKR-Nr. 7634, BMI)

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Regelungsentwurf mit folgendem Ergebnis gepriift:

L. Zusammenfassung

Biirgerinnen und Biirger
Jahrlicher Zeitaufwand: rund 21 000 Stunden (525 000 Euro)
Jahrliche Sachkosten: rund 10 000 Euro

Wirtschaft
Jahrlicher Erfiillungsaufwand: rund 145 000 Euro

davon aus Blirokratiekosten: rund 145 000 Euro

Verwaltung
Bund

Jahrlicher Erfiillungsaufwand: rund 22,6 Mio. Euro

Einmaliger Erfiillungsaufwand: rund 100 000 Euro

Lander keine Auswirkungen

»,One in, one out”-Regel Der jahrliche Erfiillungsaufwand der Wirt-
schaft in diesem Regelungsvorhaben stellt
im Sinne der ,One in, one out“-Regel der
Bundesregierung kein ,In“ dar, da das Vor-
haben der Abwehr erheblicher Gefahren
dient.

Evaluierung Das Ressort hat auf eine Evaluierung ver-
zichtet, weil bereits eine regelmafdige Eva-
luierung der Regelungen erfolge, zu der
auch die Laufzeit von Sicherheitsiiberprii-
fungen gehort.

Nutzen des Vorhabens Das Ressort hat den Nutzen des Vorhabens
im Vorblatt des Regelungsentwurfs wie
folgt beschrieben:

e Schaffung der Voraussetzungen zur Mo-
dernisierung und Digitalisierung von Si-

cherheitstiberpriifungsverfahren
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Digitaltauglichkeit (Digitalcheck) Das Ressort hat Méglichkeiten zum digita-
len Vollzug der Neuregelung (Digitaltaug-
lichkeit) gepriift und hierzu einen Digital-
check mit nachvollziehbarem Ergebnis
durchgefiihrt.

Regelungsfolgen

Die Darstellung der Regelungsfolgen ist nachvollziehbar und methodengerecht. Der Natio-
nale Normenkontrollrat erhebt hiergegen im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine
Einwande.

Digitaltauglichkeit

Das Ressort hat Moglichkeiten zum digitalen Vollzug der Neuregelung (Digitaltauglich-
keit) gepriift und dazu einen Digitalcheck mit nachvollziehbarem Ergebnis vorgelegt. Der
NKR begriif3t, dass das Regelungsvorhaben die Grundlage zur weiteren Digitalisierung des
gesamten Prozesses der Sicherheitsiiberpriifung und damit auch eine Beschleunigung der
Verfahren schafft. Der NKR bedauert, dass das Ressort hierfiir keine Prozessvisualisie-
rung vorgelegt hat. Diese sind ein starkes Werkzeug zur Erarbeitung und Vermittlung di-
gitaltauglicher Regelungen.

I Regelungsvorhaben

Das Sicherheitsiiberpriifungsgesetz des Bundes (SUG) regelt die Voraussetzungen und das Verfahren
von Sicherheitstiberpriifungen von Personen mit sicherheitsempfindlichen Tatigkeiten. Mit dem Re-
gelungsvorhaben sollen Empfehlungen aus der Evaluation der vorhergehenden Anpassung des SUG

aufgegriffen werden:

e erweiterte Befugnisse zur Verarbeitung personenbezogener Daten

e Internetrecherchen fiir alle Uberpriifungsarten, auch zur mitbetroffenen Person unter Einbe-
ziehung sozialer Netzwerke

e Streichung von Ausnahmen im vorbeugenden personellen Sabotageschutz und damit Anhe-

bung auf das Niveau des Geheimschutzes

Zudem sollen mit dem Regelungsvorhaben beihilferechtliche Verfahrenserleichterungen gesetzlich

normiert werden, um Beihilfestellen zu entlasten.
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118 Bewertung
IIL.1. Erfiillungsaufwand

Biirgerinnen und Biirger

Fiir Blirgerinnen und Biirger entsteht im Saldo ein jahrlicher Zeitaufwand von rund 21 000 Stun-

den (525 000 Euro)! und jahrlicher Sachaufwand in H6he von rund 10 000 Euro. Die Aufwande

resultieren im Wesentlichen aus den folgenden Vorgaben:

Jahrlicher Aufwand

Vorgabe Jahrlicher Zeitauf- J éhrliche? R
: kosten (in Tsd.
wand (in Stunden)
Euro)
U1 von Personen, die Aufgaben der Bearbeitung von
Personalangelegenheiten der Mitarbeiter der Nachrich- |75 0
tendienste ausiiben
Verringerung der verpflichtend zu befragenden Refe- 4000 0
renzpersonen
Mitgliedschaften in sozialen Netzwerken inklusive Be-
nutzernamen und eigenen Internetseiten sind anzuge- 12083 0
ben
Von betroffener und mitbetroffener Person sind der
elektronischen Sicherheitserklarung aktuelle Lichtbilder | 8 500 10
beizufiligen.
Fir die mitbetroffene Person sind eigene Internetseiten
sowie die Benutzernamen in sozialen Netzwerken anzu- |4 250 0
geben.
Summe | 20 908 10

Tabelle 1: Wesentliche Vorgaben mit Auswirkungen auf den jédhrlichen Erfiillungsaufwand der Biirgerinnen und Biirger

1 Fiir den Zeitaufwand der Birgerinnen und Biirger nimmt der NKR einen Stundensatz von 25 Euro an.
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Wirtschaft

Durch die zusitzliche Uberpriifung von mitbetroffenen Personen sowie Erweiterungen der Sicher-
heitserkldarung fallt fiir Unternehmen, die von Bundesbehoérden sicherheitseingestufte Auftrage er-

halten, jahrlicher Erfiillungsaufwand von rund 145 000 Euro an.
Verwaltung

Insgesamt erhoht sich der jahrliche Erfiillungsaufwand des Bundes nach Schitzungen des Res-

sorts um rund 22,6 Mio. Euro.

Dieser ergibt sich mit rund 15,6 Mio. Euro jdhrlich weit iiberwiegend aus der Internetrecherche zu
betroffenen und mitbetroffenen Personen durch die mitwirkenden Behorden (vor allem Bundesamt
fiir Verfassungsschutz, Bundesnachrichtendienst und Militarischer Abschirmdienst) auf allen Inter-

netplattformen und sozialen Medien, die 6ffentlich zugédnglich sind.

Daritiber hinaus entsteht im Saldo Erfiillungsaufwand aus den folgenden Vorgaben:

Jahrlicher Erfiillungs-
Vorgabe aufwand (in Tsd.
Euro)
Zusitzliche Uberpriifungen von mitbetroffenen Personen (mitwirkende 701

Behorde, mwB)

Mehraufwand Sicherheitserklarung aufgrund Angleichung vorbeugen-
der personeller Sabotageschutz (vpS) an Geheimschutz (zustdandige 106
Stelle, zSt)

Bewertung sicherheitserheblicher Erkenntnisse zur mitbetroffenen Per-

son (vpS; zSt) 113

Bewertung zusatzlicher sicherheitserheblicher Erkenntnisse und Ab-
schluss der Sicherheitsiiberpriifung (insbesondere aufgrund intensivier- | 843
ter Internetrecherche; zSt)

Eigenbefragungen im Ergebnis der Internetrecherchen 1788

Stichprobenkontrolle der Meldedaten durch Abfrage Melderegister

(mwE) 142
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Verringerung der verpflichtend zu befragenden Referenzpersonen

(mwB) -380

Mehraufwand durch Aufnahme Bufdgeldtatbestand (zSt) 40

BSI-Betreuung im materiellen Geheimschutz fiir nicht6ffentliche Stellen

im mehrheitlichen Bundesbesitz, die hoheitliche Aufgaben wahrnehmen 1440

Summe 4 793

Tabelle 2: Weitere wesentliche Vorgaben mit Auswirkungen auf den jéhrlichen Erfiillungsaufwand des Bundes

Fiir die Anpassung der Beihilfebearbeitung entsteht einmaliger Erfiillungsaufwand von rund 100

000 Euro.
II1.2. Biirokratieabbau und Bessere Rechtsetzung

Der NKR begriifst, dass von den betroffenen und mitbetroffenen Personen selbst angefertigte, elekt-
ronische Lichtbilder fiir die elektronische Sicherheitserklarung akzeptiert werden. Dadurch entféllt
ein aufwandigerer und kostspieligerer Gang zu einem professionellen Fotografen oder einer Foto-

grafin.

II.3. Digitaltauglichkeit

Das Ressort hat Mdglichkeiten zum digitalen Vollzug der Regelung gepriift und hierzu einen Digital-
check mit nachvollziehbarem Ergebnis durchgefiihrt. Insbesondere schafft das Regelungsvorhaben
die Grundlage zur weiteren Digitalisierung des gesamten Prozesses der Sicherheitsiiberpriifung und
damit auch der Beschleunigung der Verfahren. So soll die Sicherheitsakte zukiinftig auch vollstandig
elektronisch gefiihrt werden konnen. Dadurch kénnen bisherige manuelle Tatigkeiten automatisiert

werden.

24.Juli 2025

Lutz Goebel Prof. Dr. Sabine Kuhlmann

Vorsitzender Berichterstatterin fiir das
Bundesministerium des Innern
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Anlage 3

Stellungnahme des Bundesrates

Der Bundesrat hat in seiner 1057. Sitzung am 26. September 2025 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemal
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

1. Zu Artikel 1 Nummer 9 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb (§ 9 Absatz 1 Nummer 4 SUG)

In Artikel 1 Nummer 9 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb § 9 Absatz 1 Nummer 4 ist die Angabe ,,oder Té-
tigkeiten gemal § 1 Absatz 2 Nummer 4 wahrnehmen sollen,* zu streichen.

Begriindung:

Gemil Gesetzentwurf sollen zukiinftig auch Personen eine Sicherheitsiiberpriifung durchlaufen
miissen, die an einer 6ffentlichen Stelle Personalangelegenheiten von Mitarbeitenden der Nachrich-
tendienste iibernehmen sollen. Eine vergleichbare Regelung ist in den Léndern bereits getroffen
bzw. geplant. Da der Verweis auf § 1 Absatz 2 Nummer 4 SUG-E allerdings sowohl in § 8 Absatz 1
Nummer 2 SUG-E wie auch in § 9 Absatz 1 Nummer 4 SUG-E eingefiigt wurde, ist nicht nachvoll-
ziehbar, welche Uberpriifungshdhe jetzt vorgesehen ist. Niheres ergibt sich nur aus der Einzelbe-
griindung zu § 8 SUG-E zur einfachen Sicherheitsiiberpriifung.

Es sollte somit der Verweis in § 9 Absatz 1 Nummer 4 SUG-E gestrichen werden, damit die Rege-
lung fiir die Anwender in der Praxis klar nachvollziehbar ist und keine doppelte Deutung ermoglicht.

2. Zu Artikel 1 Nummer 22 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa Dreifachbuchstabe aaap — neu — (§ 21 Absatz 1
Satz 1 Nummer 3 SUG)

In Artikel 1 Nummer 22 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa ist vor Dreifachbuchstabe aaa der folgende Drei-
fachbuchstabe aaag einzufiigen:

,aaag)  In Nummer 3 wird nach der Angabe ,,gesetzlich™ die Angabe ,,oder untergesetzlich* eingefligt.

Begriindung:

Nicht alle in den Léndern durchgefiihrten Zuverldssigkeitsiiberpriifungsverfahren sind gesetzlich
geregelt. Dies gilt beispielsweise fiir die Uberpriifung von Ubersetzerinnen und Ubersetzern, die fiir
Sicherheitsbehorden titig werden sollen.

Auch in diesen Verfahren muss die Ubermittlung und Nutzung der in Sicherheitsiiberpriifungsver-
fahren nach diesem Gesetz gewonnenen sicherheitserheblichen Erkenntnisse zuldssig sein.

3. Zu Artikel 1 Nummer 36 Buchstabe a (§ 33 Absatz 1 Satz 3 — neu — SUG)
Nach Artikel 1 Nummer 36 Buchstabe a § 33 Absatz 1 Satz 2 ist der folgende Satz einzufligen:

,,Die mitwirkende Behorde kann auch die Mafinahmen gemil § 12 Absatz 5 treffen, wenn dies erforderlich
ist.*

Begriindung:

Die geplanten MaBnahmen nach § 12 Absatz 1 oder 2 SUG-E zu ergreifen, reicht nicht immer aus.
In der Praxis der Sicherheitsiiberpriifung ist es regelméBig erforderlich, z. B. auch Strafakten
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beizuzichen. Es ist sinnvoll, die Befugnisse daher zumindest um den § 12 Absatz 5 SUG zu erwei-
tern, wenn die Uberpriifung sinnvoll durchgefiihrt werden soll.

4. Zu Artikel 4 Nummer 2 — neu — (§ 492 Absatz 4 Satz 1 StPO)

Artikel 4 wird durch den folgenden Artikel 4 ersetzt:

,Artikel 4

Anderung der Strafprozessordnung

Die Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987 (BGBL I S. 1074, 1319),
die zuletzt durch Artikel 2 Absatz 1 des Gesetzes vom 7. November 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 351) gedndert
worden ist, wird wie folgt gedndert:

§ 492 wird wie folgt gedndert:

1. In Absatz 3 Satz 4 wird ... << weiter wie Gesetzentwurf >>

2.

In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe ,,Nummer 3 und 4* durch die Angabe ,,Nummer 3 bis 5 ersetzt.*

Begriindung:

Es wird ein bestehendes Defizit bei Auskiinften aus dem zentralen staatsanwaltschaftlichen Verfah-
rensregister (ZStV) behoben und damit ein Beitrag zu einer noch effektiveren Aufgabenwahrneh-
mung der Verfassungsschutzbehdrden von Bund und Landern geleistet.

Die Verfassungsschutzbehdrden des Bundes und der Lander erhalten zu ihrer Aufgabenerfiillung
nach den Regelungen des § 492 Absatz 4 StPO i. V. m § 18 Absatz 3 BVerfSchG Auskunft aus dem
ZStV. Auch der Militdrische Abschirmdienst und der Bundesnachrichtendienst erhalten solche Aus-
kiinfte.

Die Auskiinfte umfassen (Nummerierung wie im bestehenden Gesetz):

1. die Personendaten des Beschuldigten und, soweit erforderlich, andere zur Identifizierung ge-
eignete Merkmale,

2. die zustdndige Stelle und das Aktenzeichen,

3. die ndhere Bezeichnung der Straftaten, insbesondere die Tatzeiten, die Tatorte und die Hohe
etwaiger Schiden und

4. die Tatvorwiirfe durch Angabe der gesetzlichen Vorschriften.

Auskiinfte nach § 492 Absatz 2 Nummer 5 StPO diirfen die vorgenannten Stellen bislang nicht un-
mittelbar aus dem ZStV erheben. Solche Auskiinfte bediirfen jeweils einer schriftlichen Anfrage bei
der jeweiligen verfahrensfiihrenden Staatsanwaltschaft. Diese betreffen die Einleitung des Verfah-
rens sowie die Verfahrenserledigungen bei der Staatsanwaltschaft und bei Gericht nebst Angabe der
gesetzlichen Vorschriften.

Die Differenzierung zwischen unmittelbarer Auskunft aus dem ZStV zu § 492 Absatz 2 Nummer 1
bis 4 StPO und der schriftlichen Anfrage bei der verfahrensfiihrenden Staatsanwaltschaft zur Num-
mer 5 ist nicht nachvollziehbar. Die Informationen nach Nummer 5 weisen keinen iiber die in den
Nummern 3 und 4 hinausgehenden belastenden Gehalt auf, sondern geben lediglich die verfahrens-
maiBige Umsetzung der Informationen nach den Nummern 3 und 4 wieder.

Vor dem Hintergrund der Bedeutung der gesetzlichen Aufgaben der Verfassungsschutzbehdrden
des Bundes und der Lénder zum Schutz der freiheitlichen demokratischen Grundordnung sowie der
weiteren berechtigten Behorden, ist zur Gewéhrleistung einer hohen Qualitit der zur Aufgabener-
filllung herangezogenen Daten die Auskunft nach Nummer 5 ein wesentliches Element bei der Be-
wertung von Personen und Sachverhalten. Dies gilt umso mehr, als die nach Nummer 5 im ZStV
vorgehaltenen Daten sowohl be- als auch entlastenden Inhalts sein konnen.
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Die zur Erhebung der Informationen zur Nummer 5 durchzufiihrenden schriftlichen Anfragen be-
deuten zum einen fiir die Bedarfstrdger und zum anderen fiir die verfahrensfiihrenden Staatsanwalt-
schaften hoheren Verwaltungsaufwand, wéhrend das Bundesamt fiir Justiz als ZStV-Registerbe-
horde die Anfrage nach den Nummern 1 bis 4 bereits beantwortet hat und die Informationen zur
Nummer 5 im selben Arbeitsgang ohne nennenswerten Mehraufwand hitte ibermitteln kénnen.
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Anlage 4

GegeniulBlerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates

Die Bundesregierung duBert sich zur Stellungnahme des Bundesrates vom
26. September 2025 wie folgt:

Zu Artikel 1 Nummer 9 (§ 9 SUG) i.V.m. § 1 Absatz 2 Nummer 4

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Artikel 1 Nummer 22 (§ 21 SUG)
Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab.

Die Regelung ist im Hinblick auf den Wesentlichkeitsgrundsatz bedenklich. Denn der Gesetzgeber wiirde damit
die Bestimmung der Verfahren, fiir die auf die im Rahmen der Sicherheitsiiberpriifung gespeicherten personen-
bezogenen Daten zuriickgegriffen werden kann, in weitgehendem Umfang der Exekutive iiberlassen.

Zu Artikel 1 Nummer 36 Buchstabe a (§ 33 Absatz 1)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu, sofern er sich im Fall einer Sicherheitsiiberpriifung auf Ersuchen
einer auslidndischen Dienststelle auf die Ermoglichung der Beiziehung von Strafakten bezieht. Dazu ist es die
Aufnahme des Verweises auf § 12 Absatz 5 Satz 4 des Sicherheitsiiberpriifungsgesetzes ausreichend.

Im Ubrigen wird der Vorschlag abgelehnt. Denn die iibrigen MaBnahmen des § 12 Absatz 5 Sicherheitsiiberprii-
fungsgesetz wiirden das Niveau des Eingriffs in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung der Betroffenen
deutlich erhohen, wofiir keine Rechtfertigung erkennbar ist, und diirften {iberdies in die Kompetenzen der auslin-
dischen Dienststelle eingreifen.

Zu Artikel 4 Nummer 2 — neu — (§ 492 Absatz 4 Satz 1 StPO)
Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab.

§ 492 Absatz 4 der Strafprozessordnung (StPO) betrifft keine Auskiinfte an die Nachrichtendienste als mitwir-
kende Behorden im Rahmen von Sicherheitsiiberpriifungen nach dem Sicherheitsiiberpriifungsgesetz. Die Rege-
lung betrifft dagegen Auskiinfte an die Nachrichtendienste nach MaBgabe der Ubermittlungsvorschriften der
Nachrichtendienstgesetze, also insbesondere § 18 Absatz 3 des Bundesverfassungsschutzgesetzes.

Auskiinfte aus dem staatsanwaltschaftlichen Verfahrensregister an die mitwirkende Behdrde richten sich vielmehr
nach § 492 Absatz 3 Satz 4 StPO. Die Auskunft nach § 492 Absatz 3 Satz 4 StPO umfasst alle in § 492 Absatz 2
Satz 1 StPO genannten Daten. Insofern ist der geschilderte Bedarf bereits erfiillt.



	Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Sicherheitsüberprüfungsgesetzes und zur Änderung beamtenrechtlicher Vorschriften
	Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen.
	Federführend ist das Bundesministerium des Innern.
	Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates (NKR) gem. § 6 Abs. 1 NKRG



